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(Beginn um 9 Uhr.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Einen schönen guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich eröffne hiermit die 23. Sitzung des Wiener Landtages.

Entschuldigt sind Herr Abg Baxant durch Krankheit, Frau Abg Frank durch Krankheit, Herr Abg Mahdalik durch Krankheit, Frau Abg Polkorab durch Krankheit, Frau Abg Praniess-Kastner durch Krankheit und Herr Abg Valentin durch die Teilnahme an einer Konferenz.

Frau LhptmStin Mag Brauner ist leider erkrankt und Herr Amtsf StR Dipl-Ing Schicker ist bei einer Konferenz.

Frau Abg Cammerlander ist bis 10.30 Uhr entschuldigt, Herr Abg Dkfm Dr Aichinger bis 11 Uhr, Herr Abg Dipl-Ing Stiftner bis 11 Uhr und Herr Abg Dr Troch ab 13 Uhr.

Wir kommen damit zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 04620-2008/0001 - KGR/LM) wurde von Herrn Abg Marco Schreuder gestellt und ist den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Das Washingtoner Abkommen verpflichtet Österreich unter anderem dazu, jüdische Friedhöfe in Stand zu setzen, zu renovieren und zu pflegen. Welche Schritte haben das Land Wien und Sie als Landeshauptmann in den letzten Monaten gesetzt, um zu einer gesamtösterreichischen Lösung zur Erfüllung des Washingtoner Abkommens von 2001 zu kommen und damit auch die Sanierung und die nachhaltige Pflege der Jüdischen Friedhöfe in Wien zu gewährleisten?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich verstehe Ihre Ungeduld, ich teile sie, ich habe sie auch. Es ist nur wahrscheinlich der Zeitpunkt, wenige Tage vor der Angelobung der neuen österreichischen Bundesregierung, einer, der mich dazu zwingt, Ihre Frage nicht wirklich in jener Klarheit zu beantworten, die Sie und ich erwarten würden. Über meine Gespräche mit dem, jetzt kann ich schon sagen, nächste Woche früheren Finanzminister und auch früheren Bundeskanzler habe ich wiederholt hier berichtet, denn Sie stellen ja nicht zum ersten Mal diese Frage. Sie kennen auch das Ergebnis, das ich zutiefst bedaure, denn für mich ist Fakt, wenn man einen Vertrag unterschrieben hat, dass man ihn auch einzuhalten hat. Das ist auch geklärt, das ist keine Rechtsfrage. Denn ich glaube, vor dem Hintergrund dessen, dass etwa bei der Frage der Restitution der Hakoah ganz dezidiert festgestellt wurde, dafür ist Wien verantwortlich und wir diesen Vertragsteil des Washington-Vertrags übererfüllt haben, ist es völlig klar, dass mit der Restaurierung und Erhaltung der jüdischen Friedhöfe die Republik Österreich gemeint ist und nicht die Gesamtheit aller Gebietskörperschaften.

Ich werde daher unmittelbar nach der Angelobung der neuen Bundesregierung mit dem neuen Bundeskanzler und dem neuen Finanzminister Gespräche führen, dass diese leidige Nichtvertragserfüllung endlich erledigt wird, weil ich halte das, wahrscheinlich wie Sie, für unerträglich! Die Republik ist hier in der Schuld und das ist zu begleichen!

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Schreuder gestellt. - Bitte.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Auch von mir einen guten Morgen! Herr Landeshauptmann!

Wir haben mittlerweile das Regierungsübereinkommen gelesen und darin steht, dass es eine gemeinsame Anstrengung mit Ländern und Gemeinden geben soll, um die jüdischen Friedhöfe zu retten. Man ist ja nicht ganz unvorbereitet, Sie haben schon einmal bei einer Anfrage, weil ich sehr beharrlich bin bei diesem Thema, gesagt, dass, wenn der Bund tätig werden soll, auch das Land Wien tätig werden würde.

Meine Frage ist: Mit welchen konkreten Maßnahmen oder mit welchem Anteil kann das Land Wien mitmachen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Mit gar nichts, denn erstens ist dies vertraglich völlig klar geregelt. Hier ist die Republik Österreich in der Verpflichtung durch diesen Washington-Vertrag.

Zum Zweiten darf ich Sie darauf hinweisen, dass jährlich die Kultusgemeinde über 370 000 EUR von der Stadt Wien zur Erhaltung der Friedhöfe bekommt.

Zum Dritten wurden materielle Vorleistungen, wie etwa Baumschnitt, Friedhofspflege und Ähnliches, von der Stadt Wien zusätzlich zu dem Geld, das die Kultusgemeinde zur Erhaltung der Friedhöfe bekommen hat, geleistet.

Ich halte es, persönlich gesehen, wirklich für unerträglich, dass man versucht, sich aus dieser Verantwortung des Washington-Vertrages in diesem Detail davonzustehlen! Ich verstehe es auch nicht, denn die Bundesländer haben sich gerade in der ganzen Frage der Restitution des Fonds der Zwangsarbeiter und der Kriegsgefangenen und natürlich auch im Gesamtfonds der Republik äußerst großzügig gezeigt.

Ich habe selbst Verhandlungen mit dem damaligen Bundeskanzler geführt, als er mich gebeten hat mitzuwirken, dass dieser Fonds um 10 Millionen EUR aufgestockt wird. Keine Sekunde eines Zögerns, haben wir hier mitgemacht. Ich kann und will nicht akzeptieren, dass, wenn jemand beharrlich einen Vertrag nicht einhält, er dann dafür belohnt werden soll! Das akzeptiere ich nicht!

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 2. Zusatzfrage wird von Abg Dr Wolf gestellt.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Wir sind alle einer Meinung, dass die Situation unerträglich und dringend zu ändern ist. Sie haben soeben gesagt, Sie können und wollen nicht akzeptieren, dass der Bund hartnäckig nichts tut. 

Was werden Sie tun, um Konsequenzen aus Ihrer Ansage: „Ich kann und will das nicht akzeptieren!", zu ziehen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Das habe ich vorhin schon gesagt. Selbstverständlich werde ich unmittelbar nach der Angelobung der neuen Bundesregierung bei den ersten Gesprächsterminen sowohl mit dem neuen Bundeskanzler als auch mit dem neuen Finanzminister diese Thematik auf meiner Agenda des Gesprächs haben. Ich glaube, dass es vor allem für die Republik Österreich eher schandbar ist, dies so offen zu lassen! Daher werde ich dies auch entsprechend einmahnen! Ich kann das tun und hoffe, dass das jeder andere, der so wie ich denkt, in den Gesprächen auch tut!

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Schreuder gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Es gibt sehr wohl auch eine Verantwortung der Stadt Wien in dem Zusammenhang, dass in den 50er Jahren der Arthur-Schnitzler-Hof in Döbling seitens der Stadt Wien auf dem Gelände des jüdischen Friedhofs errichtet worden ist, obwohl die Historikerinnen und Historiker mir versichern, dass damals ausgemacht war, es würde Grünland bleiben. Nach dem jüdischen Glauben ist auch das Errichten eines Bauwerks auf einem Friedhof nicht wirklich das, was man Pietät nennen würde.

Meine Frage: Können Sie sich vorstellen, dass die Mieteinnahmen des Arthur-Schnitzer-Hofs in die Restaurierung des jüdischen Friedhofs Währing gehen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Nein, das kann ich mir nicht vorstellen. Ich sage noch einmal, auch durch die Hintertür oder sonst irgendwie, ist es unnütz, uns von irgendwelchen historischen Fehlern, auch wenn sie in der Nachkriegszeit passiert sind, freisprechen zu wollen, aber es ist mit diesem Vertrag glasklar festgelegt, wer was zu tun hat. Wir haben die Verantwortung, die wir übernommen haben und das, dem wir bei diesem Vertrag zugestimmt haben, übererfüllt, sowohl in der Einspeisung des Fonds als auch in der Mithilfe bei der Restitution, natürlich auch mit dem, was wir im Zusammenhang mit der Hakoah übernommen haben und mit den Schulen, dem jüdischen Altersheim und vielem anderem, das wir dort mitfinanziert haben. 

Ich erwarte mir von Vertragspartnern, dass sie den Vertrag einhalten. Daher gehe ich davon aus, dass die Republik Österreich diesen Teil, den sie übernommen hat und der die Unterschrift des Bundeskanzlers und des Finanzministers trägt, auch entsprechend erfüllt. Auch durch die Hintertür werde ich hier nicht nachgeben. Es kann nicht sein, dass jemand, nur wenn er lange genug einen Vertrag nicht erfüllt, dann auch noch belohnt wird! Es tut mir leid, das halte ich nicht für möglich und das werden wir auch entsprechend einfordern! Es ist eine rechtliche und eine moralische Verpflichtung der Republik, das zu tun! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Es ist keine Absicht und auch kein Versuch der Änderung des Zahlensystems und Ziffernsystems. Wir kommen zurück zur 3. Zusatzfrage. Herr Abg Lasar, ich ersuche darum.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Jetzt haben wir natürlich schon sehr viel zu diesem leidigen Thema gehört, das bis heute noch nicht erfüllt ist.

Ich habe eine konkrete Frage an Sie als Landeshauptmann: Welche Lösung wird es seitens des Landes Wien geben, dass der jüdische Währinger Friedhof der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird, ohne diese jetzigen Hürden, die noch sind, wo man eine Haftungserklärung unterschreiben muss?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Wir müssen schon auch ein gewisses Verständnis für die Beamten der Stadt Wien aufbringen, die natürlich haftbar gemacht würden, wenn dort etwa ein Unfall passiert. Daher wird sich dies dann ändern, wenn dieser Friedhof entsprechend saniert und entsprechend hergerichtet ist, finanziert von der Republik Österreich. Wenn dies erfolgt ist, wenn daher die Gefahr nicht besteht, dass dort irgendetwas passieren kann, dann wird das selbstverständlich ebenso allgemein zugänglich sein wie etwa der jüdische Friedhof in Prag. 

Wir werden kein Eintrittsgeld verlangen wie beim jüdischen Friedhof in Prag, das sage ich auch gleich vorab dazu, nota bene mit unterschiedlichen Eintrittsgeldern für Tschechen und für Nichttschechen, was ich auch für bemerkenswert halte. Aber wie dem auch immer sei, das ist ein ganz ursächlicher Zusammenhang, Sanieren des Friedhofs und wenn er hergerichtet ist, dann kann man ihn auch ohne solche Hürden betreten.

Präsident Prof Harry Kopietz: Ich bedanke mich.

Wir kommen damit zur 2. Anfrage (FSP - 05262-2008/0001 - KVP/LM), die von Herrn Abg Günter Kenesei gestellt wurde und an den Herrn Landeshauptmann gerichtet ist. (Das Kontrollamt deckt seit Jahren serienweise gravierende Missstände beim Vollzug des Vergaberechts durch diverse Stellen der Stadt Wien auf, zuletzt beim Debakel rund um die Neuerrichtung des Riesenradplatzes. Es hat den Eindruck, als zöge die Stadtverwaltung, der Sie vorstehen, keinerlei Lehren daraus. Welche legistischen Maßnahmen erachten Sie für sinnvoll, um im Endeffekt die wiederkehrend vom Kontrollamt beanstandeten Verstöße gegen das geltende Vergaberecht künftig hintanzuhalten?)
Ich ersuche um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Eingangs möchte ich erwähnen, dass im Vergaberecht auf landesgesetzlicher Ebene nur geringe legistische Möglichkeiten bestehen, zumal die Österreichische Bundesverfassung in Art 15b Bundes-Verfassungsgesetz das Vergaberecht nahezu ausschließlich auf die Gesetzgebungskompetenz des Bundes verweist. Lediglich der Vergaberechtsschutz kann durch das Land Wien selbst geregelt werden, wobei auch hier umfangreiche Vorgaben, sowohl durch das Gemeinschaftsrecht als auch durch das Verfassungsrecht, bestehen. 

Ein wesentlicher Aspekt, der die Kompetenz Wiens deckt, ist somit die Gewährleistung einer hohen Qualität des Vergaberechtsschutzes. Wien hat mit dem Vergabekontrollsenat eine auch vom Europäischen Gerichtshof als unabhängiges Tribunal anerkannte Instanz eingerichtet, die aus Experten des Vergabewesens in rechtlicher, wirtschaftlicher und technischer Hinsicht besteht. Gerade dadurch, dass der Vergabekontrollsenat sowohl von Experten der Stadt Wien aus unterschiedlichsten Fachbereichen als auch von Experten, welche die Wirtschaftskammer, die Kammer für Arbeiter und Angestellte, die Kammer für Architekten und Ingenieurskonsulenten namhaft machen, beschickt wird, verfügt dieser über ein besonders breites und tiefes Fachwissen. 

Diese hohe Qualifikation soll mit der Novelle zum Wiener Vergaberechtsschutzgesetz 2007, die heute auf der Tagesordnung des Landtages steht, weiter ausgebaut werden, indem für die Mitglieder dieser Kontrolleinrichtung eine einschlägige akademische Ausbildung verlangt wird. 

Ich verwehre mich dagegen, dass ein Bild einer Verwaltung gezeichnet wird, das die Verstöße gegen das geltende Vergaberecht in den Vordergrund stellt. Die Stadt Wien führt jährlich rund 6 000 bis 6 500 formalisierte Vergabeverfahren durch, wobei hervorzuheben ist, dass der Vergabekontrollsenat im Jahr 2007 mit nur 85 Nachprüfungsanträgen befasst und in 57 Prozent der Fälle, das sind rund 48 Realfälle von etwa 6 500 Vergaben, die Entscheidung des öffentlichen Auftraggebers bestätigt wurde. Schließlich ist die hohe Qualität der Vergabeverfahren in Wien auf umfangreiche Schulungen, den Einsatz von speziell qualifizierten Vergabereferenten und Vergabereferentinnen in den Dienststellen, die EDV-mäßige Unterstützung mittels des in Wien genutzten Systems Vergabe-Guide und die verschiedenen Evaluierungskontrollmechanismen, Bauablauf-Controlling, interne Baurevision, Vergabekontrollsenat und Controllern, um nur einige zu nennen, zurückzuführen. 

Ich halte fest, dass von rund 6 500 Vergabefällen rund 37 beanstandet wurden. Da kann man mit Sicherheit nicht von einem System sprechen!

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Kenesei gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich könnte jetzt weit ausholen, dass es da ein offensichtliches Missverständnis gibt, denn diese 34 Fälle, die Sie angesprochen haben, sind Fälle, wo nach einer Vergabe ein nicht zum Zug gekommener Kontrahent sich beschwert hat und es dann eine Nachprüfung gegeben hat. Allein im letzten Jahr haben wir im Kontrollamt wesentlich mehr als 34 Aktenstücke gehabt, wo immer wieder auf Fehler in der Vergabe hingewiesen wurde und wo es offensichtlich keine Beschwerde beim Vergabekontrollsenat gegeben hat. 

Mir geht es hauptsächlich um die Qualität der Vergaben, die im Haus durchgeführt werden, wo es offensichtlich kein Vier-Augen-Prinzip gibt, wo offensichtlich nicht die von Ihnen angesprochenen qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am Werke sind, sondern bei Vergaben, wie wir sie gestern am Beispiel Prater-Vorplatz ausführlich diskutiert haben.

Daher frage ich Sie als Landeshauptmann: Werden Sie bei den Dienststellen, die immer wieder auffällig werden, und es sind laut Kontrollamtsberichten diese leicht festzumachen, vermehrt auf diese Schulungen beziehungsweise bei wesentlichen und wichtigen Vergaben auf das nicht unwesentliche Vier-Augen-Prinzip hinweisen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Die Frage ist leicht zu beantworten: Selbstverständlich!

Aber ich werde zuallererst etwas tun, nämlich die Feststellung zu falsifizieren, dass wesentlich mehr Fälle im Kontrollausschuss oder vom Kontrollamt beanstandet wurden, denn mich würde schon interessieren, wieso beispielsweise vom Kontrollamt Feststellungen auf eine Verletzung des Vergaberechts getroffen werden, es aber niemanden stört, auch nicht die beteiligten Firmen. Eine sehr interessante Fragestellung, könnte ich mir vorstellen, und ich werde mich der Aufklärung dieser Fragestellung mit einem gewissen Vergnügen widmen.

Selbstverständlich werde ich darauf achten, dass Gesetze, die bestehen, egal, ob sie Gemeinschaftsrecht oder ob sie österreichisches Recht sind, auch eingehalten werden. Das passiert auch schon. Da darf ich daher darauf aufmerksam machen, dass dort, wo besondere Auffälligkeiten sind, besonders nachgeschaut wird, dass dies eingehalten wird. 

Rechtliche Veränderungen daran sind eine andere Sache. Es ist der Chef der Wirtschaftskammer aus dem Handelsbereich nicht anwesend, aber ich führe mit großem Vergnügen mit der Wirtschaftskammer darüber Gespräche, was am Vergaberecht zu ändern wäre. Ich fürchte nur, die Wünsche, die dort bestehen, werden in eine völlig andere Richtung gehen als das, was wir jetzt hier diskutieren.

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Mag Kowarik gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Meine Frage richtet sich auf einen anderen Bereich, wo legistischer Reformbedarf vorhanden ist. Wir haben schon öfters darüber gesprochen, und zwar meine ich die Reform der Bestimmungen in Bezug auf das Kontrollamt. 

Sie wissen, letzte Woche ist der Kontrollamtsbericht zum Prater-Vorplatz an alle Fraktionen zugegangen und wenige Stunden danach hat es eine Pressekonferenz über die Ergebnisse gegeben beziehungsweise haben Abgeordnete wirklich aller Fraktionen fast wortwörtlich mehr oder weniger aus diesem Kontrollamtsbericht berichtet. Sie wissen auch, dass die derzeitigen gesetzlichen Vorgaben an und für sich etwas anderes vorsehen. Ich glaube, es wäre höchst an der Zeit, diese Bestimmungen zu ändern.

Meine Frage an Sie, Herr Landeshauptmann: Werden Sie sich dafür verwenden und einsetzen, dass diese Reform schnell kommt?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Den Zusammenhang zwischen Vergaberecht und Änderungen der Rechtsbestimmungen fürs Kontrollamt kann ich nur mit großer Mühsal erkennen, aber sei es darum. Wenn die Bestimmungen zur Vorbereitung und zur Durchführung der Sitzungen des Kontrollausschusses unbefriedigend sind, wenn man die ändern will, dann bitte ich Sie als Abgeordneten, die Initiative zur ergreifen. Ich sehe es nicht als eine Aufgabe des Landeshauptmannes an, gerade bei Kontrolleinrichtungen an gesetzlichen Bestimmungen zu drehen. Bei aller Liebe, aber Ihren Job werden Sie so machen müssen, wie Sie meinen!

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Mag Antonov. Ich ersuche darum.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sie haben gestern, ich glaube, es war im Laufe der Diskussionen, gesagt, Sie sehen die Kontrolle als eine Hilfe für die Regierenden und als etwas sehr Positives. Da bin ich ganz bei Ihnen, das stimmt natürlich so. Wenn es um das Vergaberecht geht, dann hat das schon auch damit zu tun, dass bei diesen Verstößen, die das Kontrollamt immer wieder aufdeckt, die Konsequenzen, die aus den Kontrollberichten gezogen werden, eigentlich nicht da sind, dass es sie eigentlich gar nicht gibt. Sie haben dem Abg Kowarik gesagt, er soll in diese Richtung Initiativen setzen.

Herr Landeshauptmann, wir haben seit Jahren Reformvorschläge auf den Tisch gelegt. Es scheitert immer wieder am Widerstand der Mehrheitsfraktion in diesem Hause, dass diese endlich umgesetzt werden. Sie wissen, die Veröffentlichung der Berichte ist bereits seit über einem Jahr beschlossen und wir haben die paradoxe Situation, dass das noch immer nicht umgesetzt ist. Es hat vor kurzer Zeit auch einen Artikel in „NEWS" gegeben, wo die Landesrechnungshofdirektoren und der Direktor des Wiener Kontrollamts diese Situation aufgezeigt haben. Der Kontrollamtsdirektor von Wien hat ganz konkret diese Veröffentlichung angesprochen. 

Wenn man jetzt in den Zusammenhang bringt, dass Sie die Kontrolle als Hilfe für Regierende empfinden, dass Sie sagen, wir sollen Initiativen setzen, diese Initiativen seit Jahr und Tag da sind und offensichtlich nur die Mehrheitsfraktion zwischen der Hilfe für die Regierenden und einer effizienten Kontrolle steht, möchte ich Sie fragen, ob Sie Ihren Einfluss in der Mehrheitsfraktion dahin geltend machen werden, dass dieser bereits beschlossene Antrag endlich umgesetzt wird und dass die Reformvorschläge noch vor Ablauf dieser Legislaturperiode seriös diskutiert werden. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Ich möchte nur in Erinnerung bringen, meine Damen und Herren, dass die Zusatzfragen mit zwei Minuten limitiert sind. Ich werde sehr darauf achten, um die entsprechende Gewährleistung einer ausreichenden Antwort und vor allen Dingen einer entsprechenden Anzahl von Fragestellungen zu ermöglichen. 

Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Vielleicht sollte ich auch ein bisschen daran erinnern, dass eigentlich die rechtlichen Bestimmungen vorsehen, dass zumindest in irgendeiner annähernden Form die Zusatzfragen mit der Hauptfrage in Verbindung stehen sollen, was ich auch bei dieser Zusatzfrage bei aller Sympathie nicht rasend erkennen kann.

Aber wie dem auch immer sei, ich bin normalerweise nicht besonders begriffsstutzig, aber die Frage, die Sie gestellt haben, muss ich mir ehrlich gesagt noch näher anschauen, um Ihnen zu antworten. 

Selbstverständlich bin ich dafür, dass Beschlüsse, die von der kollektiven Mehrheit dieses Hauses gefasst werden, entsprechend umzusetzen sind. Das wird Sie wahrscheinlich mäßig überraschen. Auch der Neuigkeitswert hiezu wird ein geringer sein. Selbstverständlich werde ich das tun, aber meines Wissens passiert das auch. Aber ich schaue mir das noch einmal an. 

Davon, dass Vorschläge von politischen Parteien hier im Hause von allen anderen Parteien seriös diskutiert werden, gehe ich aus. Das ist nicht nur eine Frage eines Aktes der Höflichkeit oder der Courtoisie, sondern es ist eine politisch gelebte Realität. Daher bin ich sicher, dass auch Ihre Vorschläge, die mir zur Stunde nicht bekannt sind, welche die Reform und die rechtlichen Bestimmungen zum Kontrollamt betreffen, seriös diskutiert werden. Keine Frage, selbstverständlich wird man das tun! 

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 4. Zusatzfrage wird von Abg Kenesei gestellt. - Bitte.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Ich kehre zur Hauptfrage zurück. Insgesamt haben wir in Österreich in sieben Bundesländern die UVS anstelle des Vergabekontrollsenats. Nur Salzburg und Wien haben eine andere Sichtweise gewählt. 

Ich frage Sie daher: Können Sie sich vorstellen, dass auch in Wien der UVS anstelle des Vergabe- und Kontrollsenats steht?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Die Frage kann ich Ihnen so nicht beantworten. Das sollte man seriöserweise auch nicht in einer Fragestunde tun. Ich werde mich mit Rechtsexperten, insbesondere mit dem Herrn Magistratsdirektor, diesbezüglich beraten, weil ich weiß, dass er ein ganz hervorragender Jurist ist und wir uns damit diametral unterscheiden. Ich werde seinem Ratschlag, das sage ich jetzt vorab, mit Sicherheit folgen, was die Antwort zu dieser Fragestellung betrifft.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke schön. 

Wir kommen nunmehr zur 3. Anfrage (FSP - 05259-2008/0001 - KSP/LM). Diese wurde von Herrn Abg Holzmann gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Das Wiener Sozialhilfegesetz regelt den Zugang zur Sozialhilfe in der Bundeshauptstadt Wien. Welche Maßnahmen tragen für den kommenden Winter und das Jahr 2009 dazu bei, dass die Wienerinnen und Wiener in der Krise wie in allen anderen Situationen darauf vertrauen können, von der Stadt nicht alleine gelassen zu werden?) 

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie fragen mich, welche Maßnahmen in der Stadt gesetzt werden, um die Wienerinnen und Wiener in der Krise zu unterstützen. 

Ich möchte vorwegnehmen, dass das wichtige und primäre Ziel natürlich ist, Armut nicht zu akzeptieren und gegen Armut mit allen Mitteln, die der öffentlichen Hand gegeben sind, zu kämpfen. Das bedeutet ganz besonders aktive Beschäftigungspolitik, das bedeutet ganz besonders die Anhebung von Investitionen. Sie haben vor wenigen Tagen das Budget beschlossen, wo mehr als 670 Millionen EUR zusätzlich investiert werden. 

Darüber hinaus ist es aber so, dass Wien mit der Sozialhilfe das soziale Netz für Menschen in existenziellen Notlagen hat. Alle wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Veränderungen sowie Veränderungen in Leistungssystemen schlagen sofort auf die Sozialhilfe durch. Wir bemühen uns daher in Wien darum, dieses Netz besonders fest und besonders engmaschig zu knüpfen und besonders darauf zu schauen, dass alle Menschen, die einen Anspruch darauf haben, diesen auch wahrnehmen. 

Warum sage ich das? Das sage ich deshalb, weil es in nahezu allen Bundesländern außer Wien so ist, dass der Anspruch zur Sozialhilfe zwar gegeben ist, aber die Hürden so hoch aufgebaut sind, dass eine Studie, die vor einem Jahr publiziert worden ist, gesagt hat, dass in Wien rund 90 Prozent der Menschen, die einen Anspruch auf Sozialhilfe haben, diesen wahrnehmen, in den Bundesländern das zum Teil aber nur 20 Prozent sind, weil dort die soziale Kontrolle eine viel höhere ist. Wichtig ist dabei festzuhalten, dass die Zahl der Vollsozialhilfebezieherinnen und -bezieher mit rund 12 500 seit einigen Jahren kaum verändert ist. 

Was ansteigt, ist die Zahl der so genannten Richtsatzergänzerinnen und -ergänzer. Das sind Personen, die ein Einkommen haben, sei es eine AMS-Leistung, sei es ein Arbeitseinkommen oder Unterhalt, das unter dem Sozialhilferichtsatz liegt. Im Jahr 2007 war diese Gruppe mit rund 58 900 Personen die größte.

Ganz besonders wichtig ist, und damit bin ich jetzt wieder bei der Bildung, bei der Ausbildung, bei der Fortbildung, 63 Prozent der erwachsenen Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher verfügen lediglich über einen Pflichtschulabschluss. Wichtig dabei ist, darauf hinzuweisen, dass wir nicht ausschließlich das tun, wozu wir gesetzlich verpflichtet sind, nämlich Sozialhilfe auszuzahlen, sondern darüber hinaus in den Wiener Sozialzentren mit einem abgestimmten Leistungsangebot auf diese strukturellen Veränderungen im Sinne der Verselbstständigung und dem Eigenständigmachen von Leistungsbezieherinnen und -beziehern, also von Menschen, die Sozialhilfe bekommen, reagieren. Es gibt ein Programm, wo wir uns sehr stark darum bemühen, Menschen, die langzeitarbeitslos sind, wieder in den Beruf einzugliedern, weil einen Job zu haben der beste Schutz vor Armut ist. Es gelingt hier sehr gut, die Menschen dann auch in den ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln.

Ganz konkret, wenn Sie mich fragen, was den nächsten Winter betrifft, möchte ich darauf hinweisen, dass wir den Heizkostenzuschuss verdoppelt haben. Im letzten Jahr war es so, dass wir 100 EUR Heizkostenzuschuss hatten, im heurigen Jahr sind es 200 EUR. Das Budget wurde damit in diesem Bereich verdoppelt. Darüber hinaus gibt es in Wien, und zwar ausschließlich in Wien, für alle Sozialhilfebezieherinnen und Sozialhilfebezieher einen monatlichen Zuschuss für die Heizkosten in der Höhe von 42 EUR, im nächsten Jahr werden es 43 EUR sein. Wien zahlt im Gegensatz zu Oberösterreich und Niederösterreich den Wiener Heizkostenzuschuss zum Bundesheizkostenzuschuss aus. Darüber hinaus gibt es Verbesserungen für Pflegegeldbezieherinnen und -bezieher. Das Pflegegeld wird um bis zu 7 Prozent angehoben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Ich ersuche, grundsätzlich den Geräuschpegel einzudämmen. Es ist für viele im Raum die Beantwortung unter Umständen nicht ganz hörbar. 

Wir kommen zur 1. Zusatzfrage, die durch Herrn Abg Mag Ebinger gestellt wird. Ich ersuche darum.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie haben gerade Bundesheizkostenzuschuss, Landesheizkostenzuschuss, Heizbeihilfe angeführt. Im Sozialhilfegesetz steht: „Der Richtsatz ist so zu bemessen, dass der monatliche Bedarf an Nahrung, Beleuchtung, Kochfeuerung, Kleinhausrat und anderen kleinen Bedürfnissen des täglichen Lebens ..." - und so weiter. Dann steht darin, dass zur Deckung des Heizbedarfs eine Heizbeihilfe von 42 EUR im Monat gezahlt wird, als Teil der Sozialhilfe, die in Wien ausbezahlt wird. Jetzt gibt es den Heizkostenzuschuss. 

Wir wissen, wir streiten über die Höhe des Heizkostenzuschusses, aber wäre es nicht vielleicht eine Verwaltungsvereinfachung, wenn man statt einem Zuschuss, den Bedürftige extra beantragen müssen, das einfach so aufstockt und gleich mit der Sozialbeihilfe unter dem Titel Heizbeihilfe ausbezahlt?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Ja und Nein, weil wir hier zwischen den Zielgruppen unterscheiden müssen. Es ist einerseits so, dass jene, die Sozialhilfe beziehen, die Heizbeihilfe monatlich bekommen. All jene, und das ist mir besonders wichtig, müssen auch keinen Antrag auf Heizkostenzuschuss stellen, denn diejenigen, die eine Wohnbeihilfe bekommen oder Sozialhilfe beziehen, bekommen automatisch im Jänner den Heizkostenzuschuss überwiesen. Nur jene, für die wir an sich nicht zuständig sind, nämlich die Mindestpensionistinnen und Mindestpensionisten, die keine Leistung von der Stadt bekommen, müssen einen Antrag stellen und bekommen dann, wenn sie unter die Grenze fallen, den Heizkostenzuschuss. 

Ich kann nicht versprechen, dass es von Erfolg gekrönt sein wird, aber ich habe mich sehr bemüht und es findet sich auch ein Satz im Regierungsübereinkommen wieder, der heißt, dass die Heizkostenenergiezuschüsse zu vereinheitlichen sind, wo man darüber diskutieren muss, dass es sozusagen Sinn machen würde, wenn es Österreich-weit eine einheitliche Lösung und natürlich auch eine Kostenbeteiligung des Bundes gibt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 2. Zusatzanfrage wird von Frau Abg Mag Vassilakou gestellt. Ich ersuche darum. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie selbst rechnen mit einem Anstieg von Sozialhilfeempfängern und -empfängerinnen im kommenden Jahr um die 6 Prozent. Anderen Schätzungen zufolge müssen wir mit einem weitaus drastischeren Anstieg rechnen, angesichts dessen, dass noch niemand voraussagen kann, wie hoch die Arbeitslosigkeit sein wird. 

Ich frage Sie deshalb: Wie hoch schätzen Sie den Bedarf an Mehrpersonal für die Sozialhilfestellen und haben Sie diesbezüglich bereits vorgesorgt?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete!

Die Frage, die Sie stellen, beantwortet sich durch Ihre Fragestellung von selbst. Sie haben nämlich damit eingeleitet, dass Sie gesagt haben, man weiß eigentlich nicht, wie es ansteigen wird, wollen aber jetzt von mir wissen, welche Maßnahme ich für etwas setze, wo wir jetzt nicht wissen, wie es vielleicht sein wird, denn Ihre These, dass man es jetzt noch nicht einschätzen kann, stimmt. Wofür wir vorgesorgt haben, ist, dass es ab dem nächsten Jahr - auch das wurde mit den Stimmen der SPÖ im Budget beschlossen, weil wäre dies nicht beschlossen worden, würde es das nämlich nicht geben - 17 zusätzliche Dienstposten in der MA 40 geben wird. So wie in allen vergangenen Jahren werden, wenn zusätzliche Notwendigkeiten da sind, diese auch gestillt werden. 

Allerdings möchte ich noch einmal sagen, dass von uns natürlich alles daran gesetzt wird, Maßnahmen zu setzen, dass die Arbeitslosigkeit möglichst wenig ansteigt. Es wäre illusionär und naiv zu sagen, sie wird nicht ansteigen. Aber mit Maßnahmen der Investition in zusätzliche Infrastruktur, mit Maßnahmen zusätzlicher Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik, mit einer Bundesregierung, die sich dieser Verantwortung auch bewusst ist, gehe ich davon aus, dass wir die Probleme hier in Grenzen halten können. Aber Sie können sicher sein, wenn die Notwendigkeit besteht, werden die Mittel für die Sozialhilfe und auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter da sein!

Präsident Prof Harry Kopietz: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage, gestellt von Frau Abg Korosec. Ich ersuche darum. 

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Sie haben eingangs gesagt, Armut ist nicht zu akzeptieren. Da finden wir uns selbstverständlich. Jetzt komme ich auf den 29. Bericht der Volksanwaltschaft. Darin wird kritisiert, dass BezieherInnen von Mietbeihilfe bis zu acht Monate auf die Auszahlung warten müssen. Sie haben entgegnet: „Auf Grund der starken Zunahme von AntragstellerInnen kann es zu längeren Wartezeiten kommen. Die MA 40 ist bemüht, durch personelle Maßnahmen auf die gestiegenen Fallzahlen zu reagieren und die Wartezeiten zu verkürzen." Sie haben eben gesagt, es sind auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgenommen worden, um das zu verändern. 

Meine Frage kommt jetzt. Personal ist das eine, das muss man tun, aber das andere ist, die Fallzahlen überhaupt zu verringern. Sie haben einiges angeführt, aber das sind doch Allgemeinsätze. 

Jetzt frage ich Sie: Was haben Sie wirklich vor, um diese Fallzahlen zu verringern?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete!

Das waren jetzt zwei Fragen und, Herr Präsident, ich würde gerne auch auf beide antworten. 

Das Erste ist nämlich die Zitierung eines Volksanwaltschaftsberichts, der logischerweise in der Vergangenheit liegt und auf den wir nicht erst heuer, sondern bereits letztes Jahr massiv reagiert haben, nämlich, indem wir die Antragsfrist vorverlegt und mit dem 31. Jänner des jeweiligen Jahres begrenzt sowie zusätzliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich des Referats für die Abwicklung des Heizkostenzuschusses haben und daher schon in der vorigen Saison diese Probleme gelöst waren. 

Zur zweiten Frage, was ich tun werde: Sie sprachen von Heizkostenzuschuss, um die Fallzahl zu senken. Frau Kollegin, da sage ich Ihnen selbstverständlich das, was ich vorher gesagt habe, weil es geht darum, Menschen in Beschäftigung zu bringen, es geht darum, dass die Leute ordentliche Löhne bekommen, es geht darum, dass die Notstandshilfe und die Arbeitslosenunterstützung notstandsfest und damit armutsfest gemacht werden. 

Aber was ich nicht tun werde, um die Fallzahlen zu senken, ist das, was Niederösterreich tut, nämlich zu sagen, sodass möglichst keiner darauf kommt, aber natürlich kommt man darauf, dass laut verkündet wird, es gibt einen Heizkostenzuschuss des Landes und dann still und klammheimlich all jene Mindestpensionisten, die einen Bundesheizkostenzuschuss bekommen, den Zuschuss vom Land nicht mehr bekommen. Das ist die Methode Niederösterreich, um Fallzahlen zu verringern.

Die Methode Oberösterreich, Grün-Schwarz, um Fallzahlen zu verringern, ist eine sehr ähnliche. Dort wird halt nicht ganz gestrichen, aber wird der Bundesheizkostenzuschuss angerechnet. So werden Fallzahlen verringert. 

Fallzahlen werden auch verringert, indem in Niederösterreich der Bürgermeister sagt: „Was, du willst eine Sozialhilfe? Bist du dir sicher, dass du eine Sozialhilfe willst? Weißt du eh, dass du das wieder zurückzahlen musst, wenn du dann wieder arbeitest?" - So können Fallzahlen verringert werden, aber so werden in Wien Fallzahlen sicherlich nicht verringert! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Wir kommen zur 4. Zusatzfrage, die vom Abg Holzmann gestellt wird. Ich ersuche darum. 

Abg Ernst Holzmann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landetages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Die bedarfsorientierte Mindestsicherung soll nicht zuletzt auch dafür sorgen, dass allen Österreicherinnen und Österreichern entlang der Wiener Standards der Zugang erleichtert wird. 

Ist durch die im Sommer vom Zaun gebrochenen Neuwahlen diese bedarfsorientierte Mindestsicherung vom Tisch?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Sie ist nicht vom Tisch, sondern es ist gelungen, in den Verhandlungen des Regierungsprogramms für die nun am Dienstag angelobte neue Regierung und neue Gesetzgebungsperiode festzulegen, dass auf Basis der Vorarbeiten und des Entwurfs der Art 15a-Vereinbarung, die zwischen Bundesminister Buchinger und allen Ländern außer Kärnten bereits paktiert wurde, zügig die Umsetzung vorangetrieben werden soll. Ich gebe die Hoffnung nicht auf, dass es durch personelle Veränderungen in Kärnten auch noch möglich sein wird, Kärnten ins Boot zu holen, weil die bedarfsorientierte Mindestsicherung insbesondere für die Menschen, die Unterstützung und Hilfe in den Bundesländern brauchen, einen immensen Fortschritt mit sich bringt. 

Es ist uns gelungen, hier etwas zu verhandeln, was in Wien eine Selbstverständlichkeit ist, aber nicht in den meisten Bundesländern, dass es bei der bedarfsorientierten Mindestsicherung keinen Regress mehr geben wird. Das bedeutet, dass den Menschen, wenn sie endlich wieder auf festen Beinen stehen, dann nicht sofort der Boden weggezogen wird, weil sie die Mittel zurückzahlen müssen und dass es keinen Regress bei den Kindern gibt, damit Menschen nicht deswegen eine Leistung nicht in Anspruch nehmen, weil sie Sorge haben, dass ihre Kinder dann dafür zahlen müssen. 

Es gibt einen Konsens darüber, dass alle Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher der bedarfsorientierten Mindestsicherung in die Krankenversicherung aufgenommen werden, eine langjährige Forderung Wiens, die hier durchgesetzt werden kann. 

Es gibt einen ersten Schritt in Richtung One-Stop-Shop, dass nämlich zukünftig Anträge, und das ist in Wien kein Thema, aber in den Bundesländern ein großes Thema, nicht nur in der Gemeinde beim Bürgermeister gestellt werden können, wo die soziale Kontrolle eine sehr große ist und sich deshalb in manchen Ländern nur 20 Prozent der Menschen die Leistung abholen, auf die sie einen Rechtsanspruch haben, sondern diese Leistung künftig auch beim AMS beantragt werden kann, damit die soziale Kontrolle wegfällt. 

Darüber hinaus ist vereinbart, dass die Gruppe der Bezieherinnen und Bezieher der bedarfsorientierten Mindestsicherung eine priorisierte, das heißt, bevorzugte Zielgruppe des Arbeitsmarktservices sein muss, wozu es zusätzliche Mittel für das Arbeitsmarktservice geben muss. Ich glaube, dass wir auf einem guten und richtigen Weg sind. Es findet sich auch im Regierungsprogramm das wieder, was ich vorher gesagt habe, nämlich dass die Notstandshilfe und die Arbeitslosenunterstützung armutsfest gemacht werden können.

Ich bin sehr hoffnungsfroh, dass wir das im Laufe des nächsten Jahres finalisieren und auch umsetzen können!

Präsident Prof Harry Kopietz: Ich bedanke mich für die Beantwortung.

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 05264-2008/0001 - KFP/LM) der Fragestunde. Sie wurde von Herrn Abg Mag Gerald Ebinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Künftig soll die Sozialhilfe von der Mindestsicherung in Höhe von 747 EUR 14x [also 830 EUR pro Monat] abgelöst werden. Laut EU liegt die Armutsschwelle jedoch 2009 bereits bei 1000 EUR, die Differenz ist für Bedürftige eine beträchtliche. Alleine in Wien beziehen tausende Menschen Sozialhilfe und die Zahl jener, die an oder unter die Armutsgrenze gerutscht sind, hat sich drastisch erhöht. Wie ist der aktuelle Stand der Verhandlungen mit dem Bund?) 

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Sie fragen mich, wie der aktuelle Stand der Verhandlungen mit dem Bund ist. Ich habe das ausgeführt und möchte es noch ein bisschen umfassender ausführen. 

Die Landessozialreferentinnen und –referenten-
konferenz im Juni 2008 hat nach einer nochmals geringfügigen Überarbeitung die Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Einführung einer bedarfsorientierten Mindestsicherung von Seiten der Landessozialreferentinnen und -referenten einstimmig beschlossen. Im Anschluss an die LandessozialreferentInnenkonferenz teilten mit Ausnahme des Bundeslandes Kärnten, obwohl dort die Sozialreferentin zuvor zugestimmt hat, alle Bundesländer mittels einer Absichtserklärung an das Bundesministerium für Soziales und Konsumentenschutz mit, dass sie die Vereinbarung unterzeichnen würden. Auf Ebene des Sozialministeriums gab es auch noch Gespräche mit dem damaligen Landeshauptmann, die aber zu keinem Ergebnis geführt haben. Daher gab es keinen Abschluss vor der Nationalratswahl. Da die Vereinbarung sowohl Verpflichtungen des Bundes, nämlich die Anhebung der Nettoersatzrate, die Ausweitung der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen für diese Zielgruppe, als auch der Länder, nämlich einheitliche Verfahrens- und Leistungsrechte im Rahmen der Sozialhilfe beinhalten, würde ein Ausscheren von Kärnten das Ziel der Harmonisierung der Sozialhilfe in den Ländern schon sehr beschränken, wenn nicht verunmöglichen. Es wird abzuwarten sein, welche Position hier die neue Bundesregierung, aber vor allem der neue Landeshauptmann in dieser Frage einnimmt. Dann wird man entscheiden müssen, ob man die Mindestsicherung auch ohne Kärnten umsetzt oder ob man sagt, das Unternehmen ist gescheitert. 

Das halte ich für ein sehr wichtiges Unternehmen und sehr wichtig im Sinne der Armutssicherung. Daher gebe ich die Hoffnung nicht auf, dass wir Kärnten auch noch überzeugen können. In Wien ist es jedenfalls so, dass in dem Moment, wo das Go gegeben wird, das Go auch da ist, weil es ganz besonders wichtig für die Zielgruppe wäre und - ich habe es schon ausgeführt - ganz besonders in den Bundesländern Verbesserungen mit sich bringen würde. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Ebinger. Ich ersuche darum. 

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Frau Landesrätin heute!

Gegen eine Vereinheitlichung kann man natürlich nichts sagen. Jetzt ist es aber so, mit 1.1.2009 wird es offensichtlich nicht kommen. Nun haben wir aber eine Erhöhung der Sozialhilfe ins Haus stehen. Die Tagesordnung habe ich bis jetzt nicht gekriegt. 

Wird die ungefähr schon dem entsprechen, was hier vorgesehen wäre für 1.1.2009, nämlich vierzehnmal 747 EUR oder wenn zwölfmal, dann 830 EUR in Wien?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Die haben Sie noch nicht gesehen und die können Sie auch noch nicht gesehen haben, weil das eine Verordnung der Landesregierung ist und erst in der nächsten Landesregierungssitzung vorliegen wird. Sie ist bereits unterschrieben und am Weg. 

Es wird eine Erhöhung von durchschnittlich 3,4 Prozent sein. Es ist so, dass wir mit den Maßnahmen, die wir hier setzen und auf diesem Niveau, auf dem wir uns jetzt schon befinden, und das war auch die Entscheidung, die die Landessozialreferenten gemeinsam mit dem Minister getroffen haben, das Maß sozusagen die Mindestpension ist und dass auch vereinbart wurde, und das halte ich auch für einen sehr wichtigen Schritt, weil das zwar in Wien üblich ist, aber wir leben in Wien und nicht im Vergleich und wenn man über Wien hinausschaut, ist es lange nicht so üblich, dass regelmäßig die bedarfsorientierte Mindestsicherung mit der Mindestpension steigt und wir daher die Debatten über die Frage, um wie viel wir erhöhen oder ob wir nicht erhöhen oder ob wir im Jänner oder im Mai erhöhen, nicht mehr haben, sondern dass eine automatische Steigerung gegeben ist. 

Den 1.1.2009 hätte ich mir auch gewünscht. Der war aber auch schon, bevor es zu Neuwahlen kam, nicht vorgesehen. Es war der 1.7.2009. Wenn wir uns alle anstrengen, schaffen wir das, aber es war immer der 1.7.2009. Vor allem Niederösterreich und Vorarlberg haben sich immer den 1.1.2010 gewünscht.

Jetzt geht es einfach darum, Druck zu machen, dass die Umsetzung in die Gänge kommt. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 2. Zusatzfrage wird von Frau Abg Mag Vassilakou gestellt. Ich ersuche darum. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Angesichts der Tatsache, dass die Europäische Union die Armutsgrenze mit 1 000 EUR monatlich definiert: Welchen Betrag halten Sie zur Schaffung einer Mindestsicherung, die den Namen auch verdient, für angemessen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete! 

Als armutsgefährdet oder von Armutsrisiko betroffen werden jene Personen bezeichnet, deren äquivalisiertes Haushaltseinkommen unter einer Armutsgefährdungsschwelle von 60 Prozent des Medians liegt. Eine Bindung an eine relativ dynamische Armutsschwelle hätte zur Folge, dass die Höhe der bedarfsorientierten Mindestsicherung dieser Dynamik unterliegen würde, was aber natürlich auch eine Reduzierung mit sich bringen kann. 

Wir haben uns daher in den Verhandlungen, die sehr intensiv, sehr konstruktiv und sehr lösungsorientiert waren, darauf geeinigt, die Höhe der bedarfsorientierten Mindestsicherung, auch unter der Berücksichtigung eines gewissen Lohnabstandes, an der Armutsschwelle zu orientieren und die Mindeststandards im Rahmen der bedarfsorientierten Mindestsicherung an die Höhe der Ausgleichszulage exklusive des einzubehaltenden Beitrags für die Krankenversicherung zu binden. Das hat den Vorteil, dass die Sozialhilfe in keinem Fall über der Pension mit Ausgleichszulage liegt und es künftig in Österreich einen einheitlichen Mindeststandard und Mindestsatz für Sozialleistungen gibt. 

Im Übrigen entspricht der Richtsatz der Sozialhilfedauerleistungen in Wien für alte und dauernd erwerbsunfähige Personen künftig bereits diesem günstigen Standard. Ich möchte auch erwähnen, dass die Dauerleistung eine Leistung ist, die es ausschließlich in Wien gibt, die es nicht in Oberösterreich und auch nicht in allen anderen Bundesländern gibt. 

Sowohl die Dauerleistungsrichtsätze als auch die Richtsätze für arbeitsfähige Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher werden, wie ich bereits mehrmals angekündigt habe, im Jahr 2009 um 3,4 Prozent angehoben. 

Ich möchte auch noch erwähnen, dass es nicht ausschließlich diese Leistung gibt, sondern dass darüber hinaus zum Beispiel mit der Schaffung des Wiener Mobilpasses und auch mit der Schaffung des Kultur-Aktiv-Passes, der, glaube ich, sogar ein grünes Projekt war, Maßnahmen weit über die Sozialhilfe hinaus gesetzt wurden, um den Menschen - und das ist genauso ein ganz wichtiger Punkt - die Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Dr Aigner gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landesrätin! 

Wie hoch beziffern Sie die allfälligen Mehrkosten infolge der Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung in Wien? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Ich schmunzle deshalb, weil es eine Vereinbarung im Finanzausgleich gibt. Diese Vereinbarung im Finanzausgleich sagt, dass die Mehrkosten für die Bundesländer maximal 50 Millionen EUR betreffen dürfen und dass die Mehrkosten in einem Bundesland, und das ist Wien, mit der höchsten Anzahl der Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher, weil wir eben den niedrigschwelligen Zugang dazu haben, maximal 30 Millionen EUR betreffen dürfen, dass aber, sollten diese 30 Millionen EUR nicht ausreichen, sofort Verhandlungen mit dem Bund eröffnet werden müssen. - Wir werden sehen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Mag Ebinger gestellt. Ich ersuche darum. 

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Landesrätin!

Sie haben gesagt, Kärnten ist gegen die Mindestsicherung. Einem Artikel entnehme ich, dass es auch vorgesehen ist, das AMS als One-Stop-Shop einzurichten und dass Niederösterreich und Vorarlberg dagegen sind. 

Ist das schon ausgeräumt?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter! 

Das, was wir hier geschafft haben, ist ein klassischer Kompromiss. Meine und die von Wien favorisierte Lösung, der fast alle SoziallandesreferentInnen zugestimmt haben, auch die aus Kärnten, aber nicht aus Niederösterreich und nicht aus Vorarlberg, war, dass wir einen One-Stop-Shop dahin gehend machen, dass nicht nur der Antrag im AMS eingebracht werden kann, sondern dann auch die Abwicklung gleich dort passiert, dass nicht der Mensch, sondern der Akt läuft. Dagegen haben sich Niederösterreich und Vorarlberg vehement erklärt und wollten eine Beibehaltung des Status quo. Ich glaube, das, was wir jetzt als Kompromiss geschafft haben, ist eine sehr gute erste Lösung. 

In der Art 15a-Vereinbarung ist auch vorgesehen, dass innerhalb des ersten Jahres alles zu evaluieren ist, um dann auch anzupassen, nämlich die Vereinbarung, dass die Anträge sowohl in der Bezirkshauptmannschaft als auch im AMS gestellt werden können und dass darüber hinaus das AMS die Mittel bekommt, um diese Zielgruppe wieder gut in den Arbeitsmarkt integrieren zu können. Es ist kein One-Stop-Shop, aber es ist ein deutlicher erster Schritt in diese Richtung.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. 

Die 5. Anfrage (FSP - 05263-2008/0001 - KGR/LM) wurde von Frau Abg Dr Sigrid Pilz gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (In der Zeitung "Die Presse" vom 17.November wird der ärztliche Direktor des AKH zitiert, eine neue Publikation des Autors Hans Weiss zeige "mögliche Korruptionsbereiche" im Gesundheitswesen auf. Im Sinne einer sachlich geführten Diskussion und um Pauschalverurteilungen von Ärztinnen- und Ärzteschaft und Pharmaindustrie vorzubeugen, ist die Politik gefordert, potentielle Korruptionsquellen zu verhindern. Welche landesgesetzlichen oder sonstigen rechtlichen Vorkehrungen haben Sie getroffen bzw sollen aus Ihrer Sicht getroffen werden, um eine - auf Grund einer möglichen Interessenskollision bei der Ärztinnen- und Ärzteschaft im Hinblick auf die Marketingmethoden im Pharmabereich vorliegenden - Korruptionsgefährdung im Gesundheitswesen hintanzuhalten?)
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete!

Sie fragen mich, welche landesgesetzlichen oder sonstigen rechtlichen Vorkehrungen ich getroffen habe oder aus meiner Sicht getroffen werden sollten, um eine auf Grund einer möglichen Interessenkollision bei der Ärzteschaft im Hinblick auf Marketingmethoden im Pharmabereich vorliegende Korruptionsgefährdung im Gesundheitswesen hintanzuhalten.

Meines Erachtens nach, wenn ich das vorausschicken darf, ist es grundsätzlich positiv zu bewerten, wenn mögliche Korruptionsbereiche öffentlich diskutiert werden. Ich glaube, das ist immer ein wichtiger Schritt, der neben der Frage rechtlicher Bestimmung, auf die ich gleich zu sprechen kommen werde, da ist, weil damit auch deutlich sichtbar wird, dass das, was passiert, möglicherweise Korruption ist und dass Korruption kein Kavaliersdelikt ist. Korruption kann, wie wir alle wissen, alle Lebensbereiche betreffen. Daher ist natürlich, da es alle Lebensbereiche betreffen kann, Korruption auch im Gesundheitswesen so wie im privaten Bereich oder im öffentlichen Bereich nicht auszuschließen. 

Es ist die erklärte Strategie der Stadt Wien, keine Pauschalverurteilungen vorzunehmen, sondern konkrete Maßnahmen für eine transparente, nachvollziehbare Vorgangsweise zur weiteren Eindämmung der Korruptionsgefährdung zu setzen. Der KAV, als eines der größten Gesundheitsunternehmen, fühlt sich dieser Strategie nicht nur verpflichtet, sondern praktiziert sie auch sehr deutlich. Maßnahmen gegen Korruptionsgefährdung werden im Gesundheitswesen, bei Schulungs- und Informationsveranstaltungen, aber auch über Dienstanweisungen bereits seit Jahren konsequent durchgesetzt. 

Die landesgesetzlichen Bestimmungen zur Vermeidung der Korruption - die Frau Personalstadträtin kommt wie aufs Wort - befinden sich insbesondere in der Dienstordnung und in der Vertragsbedienstetenordnung für die Bediensteten der Gemeinde Wien, gelten damit also auch für alle MitarbeiterInnen des KAV. So gelten das Verbot der Geschenkannahme, Regelungen über die Zulässigkeit von Nebenbeschäftigungen, die Amtsverschwiegenheit und die Objektivität der Aufgabenerfüllung. Das gilt für alle MitarbeiterInnen der Gemeinde Wien, so eben auch für die MitarbeiterInnen im KAV. Im Wiener Krankenanstaltengesetz finden sich darüber hinaus Bestimmungen über die Verwendung und Offenlegung von Betriebsmitteln in Krankenanstalten und über die verpflichtende ethnische Beurteilung der personellen und strukturellen Rahmenbedingungen für klinische Prüfungen von Arzneimitteln - das halte ich für ganz außerordentlich wichtig - und Medizinprodukten durch die Ethikkommission des jeweiligen Rechtsträgers. All diese Regelungen sind aber nichts Neues, sondern seit Jahren in Kraft und ihre Einhaltung wird in den strukturell dafür vorgesehenen Organisationseinheiten überprüft, sei es die Dienstaufsicht, die Interne Revision oder natürlich auch das Kontrollamt. 

Ich spreche jetzt über etwas, was nicht Kompetenz der Gemeinde Wien ist, aber trotzdem in Anwendungsbereichen für jeden gilt. Es tritt demnächst das Strafrechtsänderungsgesetz 2008 mit teils neuen und sehr scharfen Straftatbeständen gegen Korruption in Kraft. Die Intention dieses Gesetzes ist auch in einem ausführlichen Erlass des Justizministeriums von Frau Bundesministerin Berger vom Juli 2008 erläutert und wird bei der Umsetzung der Antikorruptionsmaßnahmen selbstverständlich berücksichtigt. 

Bei der Österreichischen Ärztekammer ist ein Ehrenrat eingesetzt, der aufklärungsbedürftige Sachverhalte im Zusammenhang mit dem Verdacht auf ärztliches Fehlverhalten prüft. 

Für alle ÄrztInnen, die in keinem Dienstverhältnis zur Gemeinde Wien stehen und wo daher die strengen Maßstäbe nicht anwendbar sind, gilt der Ärztliche Verhaltenskodex der Österreichischen Ärztekammer: „Ärzte dürfen an von der Pharma- und Medizinprodukte-Industrie organisierten oder/und finanzierten Veranstaltungen teilnehmen, wenn diese wissenschaftlichen Zielen, Zwecken der Fortbildung oder praxisbezogenen Anwendung ärztlichen Handelns beziehungsweise Studienzwecken dienen und der zeitliche Aufwand für die Vermittlung wissenschaftlicher beziehungsweise fachlich medizinischer Informationen im Vordergrund steht." - Für Leistungen im Rahmen einer medizinisch-wissen-
schaftlichen Veranstaltung, zum Beispiel Vortragstätigkeit, kann auch ein angemessenes Honorar angenommen werden, wenn die Finanzierung dem Veranstalter gegenüber offengelegt wird. Bei der Teilnahme an klinischen Prüfungen oder an von der Pharmaindustrie unterstützten Forschungsprojekten darf Grundlage für die Bezahlung nur der damit verbundene Aufwand und die benötigte Zeit sein. 

Weiters gibt es eine klare Dienstanweisung, und ich bin jetzt wieder beim KAV, über den Datenschutz von klinischen Studien. Diese wurde im Jänner 2000 erlassen. Eine Neufassung der Richtlinie über die Durchführung von klinischen Studien wurde im Mai 2008 erlassen. Die Rahmenbedingungen für den Ablauf dieser Studien sind damit im Interesse aller Beteiligten sichtbar und auch überprüfbar. Diese Richtlinie gewährleistet entsprechende fachliche und organisatorische Qualität bei der Durchführung klinischer Studien als auch die transparente finanzielle Abgeltung des personellen und sonstigen Aufwandes für die Stadt Wien. Sie enthält unter anderem Regeln für die Durchführung von so genannten Anwendungsbeobachtungen der registrierten Arzneimittel und einen verpflichtend zu verwendenden Vertragsentwurf, der einheitlich ist. Das haben wir im Mai 2008 neu geschaffen. 

Der Umgang von ÄrztInnen auf Bundesebene ist im Ärztegesetz geregelt. 

Zur Arzneimittelgestion in Wiener Krankenanstalten und Pflegeheimen wurden bereits in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts spezifische Arzneimittellisten erstellt. Diese Listen gewähren eine objektive Auswahl der Arzneimittel auf Basis einer Fachdiskussion. Auswahlgrundsatz ist die Berücksichtigung qualitativer und ökonomischer Aspekte. So ist es die Aufgabe der Arzneimittelkommission des Hauses unter dem Vorsitz der ärztlichen Direktion, der Geschäftsführung durch die Apothekenleitung und FachexpertInnen aus allen Fachrichtungen des Hauses nach dem Prinzip „daily defined dose" Arzneimittel in die Arzneimittelliste des Hauses aufzunehmen und zu entfernen. Es gibt hier ein sehr klares System mit einer Ampellösung, wo rot, orange und grün ist und diese Listen regelmäßig nach den entsprechenden Kriterien verändert werden. 

Dasselbe gilt auch für die Hygienebeauftragten. Mit einer bereits im Jahr 2004 herausgegebenen Richtlinie zur Arzneimittelgebarung ist festgelegt, dass Arzneimittelmuster ausschließlich auf dem Wege der KAV-Apotheken an den betreffenden Arzt, die betreffende Ärztin weitergegeben werden dürfen, womit sichergestellt wird, dass keiner einen persönlichen Vorteil von einem solchen Muster hat. 

Ebenfalls gibt es seit mehr als zehn Jahren im KAV ein Apothekeneinkaufsgremium mit dem Ziel, die Macht der Stadt zu nützen, zu bündeln und dementsprechende Preise zu erzielen. Es konnten hier nicht nur nachhaltig die Preise gesenkt werden, sondern auch eine Objektivierung bei Pharmazeutika, die wirkstoffident sind, erreicht werden. 

Im Gesundheitswesen der Stadt Wien müssen wir uns auch anderer Bereiche annehmen und haben wir uns diese angeschaut. Das betrifft insbesondere die Regelungen von Dienstreisen, Sonderurlauben zu Bildungszwecken und sonstigen Bildungsveranstaltungen. 

Um im Vorhinein in einem Handlungsrahmen unmissverständlich klarzustellen, Befangenheitssituationen auszuschließen, ist gerade ein Erlassentwurf mit dem Umgang von Betriebsmitteln im KAV in Begutachtung, der demnächst in Kraft treten wird, um präventiv und ex ante Klarheit zu schaffen, damit nicht nachher jemand sagen kann, er hätte sich nicht ausgekannt. Darin ist geregelt, unter welchen Voraussetzungen die Annahme von Betriebsmitteln durch den Rechtsträger „Stadt Wien - Wiener Krankenanstaltenverbund", und nicht durch einzelne MitarbeiterInnen, möglich und auch sinnvoll ist. Der Grund, warum das jetzt passiert, ist, weil wir die Änderungen im Strafrechtsgesetz 2008 schon berücksichtigen. 

Abschließend möchte ich noch darauf hinweisen: Bei Korruptionsgefährdung und -vermeidung geht es immer auch um Interessenskollisionen, von denen die Patientinnen und Patienten mittelbar oder unmittelbar betroffen sein können. Deswegen möchte ich nicht unerwähnt lassen, dass wir seit Anfang des Jahres ein sehr gutes EDV-System für die Voranmeldung von Operationen haben und es eine nachvollziehbare, für alle einsehbare, nämlich für die Dienstaufsicht einsehbare Terminvergabe gibt.

Letztlich möchte ich anführen, dass im Februar des heurigen Jahres eine Projektgruppe eingesetzt wurde, um weitere Maßnahmen zur Steigerung der Transparenz in allen Einrichtungen des KAV und zur Korruptionsbekämpfung auszuarbeiten. Aktuell vorbereitet wird die Geschäftsbeziehung zu möglichen Sponsorinnen und Sponsoren, um den schon angesprochenen Umgang mit Drittmitteln noch weiter und differenzierter zu regeln. Diese Projektgruppe arbeitet Teilaspekte der Korruptionsbekämpfung praxisorientiert aus und wird ihre Tätigkeit auch künftig fortsetzen. Das wird also sozusagen nicht aus sein, sondern wenn es einen Anlass gibt, wird sie einen weiteren Auftrag bekommen. 

Die Arbeitsgruppe steht auch im persönlichen Kontakt mit der österreichischen Sektion von Transparency International, weil ich glaube, dass der Austausch hier wichtig ist. Das bedeutet nicht, dass man alles genau so machen muss, aber hier kann man von der Erfahrung auf jeden Fall lernen.

Mein Ziel ist es, mit klar nachvollziehbaren Regelungen auch in unseren Gesundheitseinrichtungen mit der Verwendung von Sponsorengeld umgehen zu lernen. Denn ich glaube nicht, dass Sponsorengeld schlecht ist, aber es muss so wie bei der Kultur- und bei der Sportförderung möglich sein, dass die Regeln ganz klar sind, damit das eben nicht in ein seltsames Licht gerät.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Die 1. Zusatzfrage wird gestellt von Frau Abg Dr Pilz. Ich ersuche darum.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender. - Danke, Frau Landesrätin, für die umfassende Antwort. Ich stehe nicht an, anerkennend zu sagen, dass da wirklich viel gemacht wird und dass man da auch versucht, Gewohnheiten, die sich plötzlich auch als Korruption herausstellen können, abzustellen.

Nichtsdestoweniger werden offensichtlich seitens der Pharmaindustrie und offensichtlich auch seitens von Ärzten, die sich da auf gewohnte Vorgangsweisen beziehen wollen, findig Wege gefunden oder weiterhin gesucht werden, um trotzdem noch an Beraterverträge und so weiter zu kommen. Vielleicht haben Sie Zeit gehabt, in das Buch hineinzuschauen. Unter dem Kapitel Österreich sind da einige medizinische - übrigens männliche - Mitarbeiter des Krankenanstaltenverbundes oder der MUW genannt, wobei aufgelistet ist, für welche Firmen sie arbeiten und welche Tätigkeiten und Funktionen sie haben.

Meine Frage lautet konkret: Sind Ihnen diese Tätigkeiten, Funktionen und Arbeiten für Firmen bekannt, sind diese Tätigkeiten und Funktionen gemeldet, und sind sie in allen Fällen vereinbar mit der Rolle der Mediziner und Medizinerinnen im Unternehmen Krankenanstaltenverbund beziehungsweise in der MUW?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete! 

Was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MUW betrifft, kann ich darüber keine Auskunft geben, und zwar nicht aus Geheimhaltungsgründen (Abg Dr Sigrid Pilz: Leider!), sondern weil das Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Medizinuniversität und damit des Bundes sind. 

Was ich bei dieser Diskussion - ich habe das Buch sofort gelesen - ein bisschen eigenartig beleuchtet finde, ist, dass das Thema Korruption ja ein Thema ist, bei dem, glaube ich, alle konstatieren werden, dass sich auch die gesellschaftliche Einstellung geändert hat, dass bei Dingen, die heute einfach nicht mehr gehen - und ich stehe total dazu, dass das heute nicht mehr geht -, in Wirklichkeit vor 20 Jahren wahrscheinlich auch dann, wenn man sie hier im Haus gesagt hätte, niemand gefunden hätte, dass da etwas dran ist. Das ist also nicht etwas - und das ist mir schon wichtig -, wo man sagt, das ist eine statische Frage und seit 20 Jahren hält sich keiner daran, sondern da wird das gesellschaftliche Bewusstsein - erfreulicherweise! - ein anderes.

Die Kritik in dem Buch, die ich eigenartig finde, ist, dass ein Schritt, den man hier gewagt hat und wofür man Richtlinien erschaffen hat - nämlich dass zum Beispiel in Journalen offen zu legen ist, wenn jemand Verträge, Beratungstätigkeiten, Board-Mitgliedschaften oder sonst irgendetwas in einem Pharmaunternehmen hat -, jetzt kritisiert wird. Das halte ich eigentlich für einen durchaus großen Fortschritt. Denn es ist ja nicht so, dass es das früher, als es nicht publiziert wurde, nicht gegeben hätte, sondern man hat den Bias nicht offen gelegt. Ich sage, die Offenlegung des Bias ist der erste Schritt, um Folgendes zu sehen: Wenn jetzt auf einmal bei der Studie das und das herauskommt und dies genau das Unternehmen ist, für das derjenige als Berater tätig ist, kann ich als Leserin und als Leser daraus auch etwas lernen. Diese Kritik teile ich also nicht und verstehe ich nicht ganz.

Über die Frage der konkreten Nebenbeschäftigungen der Angeführten kann ich Ihnen jetzt keine Auskunft geben. Aber das kann sicherlich der Krankenanstaltenverbund machen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Die 2. Zu-
satzfrage wird gestellt von Frau Abg Korosec. Ich ersuche darum.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landesrätin! 

Sie haben ja diese strikten Antikorruptionsvorschriften sehr umfassend ausgeführt. Meine Frage bezieht sich darauf: Hat es in der Zeit, seit Sie Landesrätin sind, Disziplinarverfahren gegen Ärzte gegeben, weil eben gegen die Antikorruptionsvorschriften verstoßen wurde?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich bin geneigt, Nein zu sagen, sage aber sicherheitshalber: Es ist mir nicht erinnerlich, ich glaube aber nicht. 

Ich kann das gerne nachprüfen lassen und Ihnen danach noch übermitteln. Aber es ist mir kein Fall erinnerlich und bekannt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Die 3. Zu-
satzfrage wurde zurückgezogen. Wir kommen zur 4. Zusatzfrage. Gestellt wird sie von Frau Abg Dr Pilz. Ich ersuche darum.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich kann es nachvollziehen, dass Sie sagen: Was früher Gewohnheit war, ist jetzt Korruption. Es geht ja um die Interessen der Patienten und Patientinnen, und es geht auch darum, dass wir klarmachen, dass niemand aus Interesse an Vorteilen - privaten Vorteilen, geldlichen Vorteilen - etwas macht, was zum Schaden des Unternehmens oder der Patienten und Patientinnen wäre. 

In dem Zusammenhang: MUW - ja, wir wissen, da sind Sie nicht zuständig. Aber Sie sind fürs AKH zuständig, und da wird ein konkreter Fall mit einem Psychiatrieprofessor zitiert, der sozusagen dazu verführt werden soll, einen Placebo-Versuch für schwer depressive Patienten und Patientinnen zu machen, was ethisch - so das Buch, und das ist auch nachvollziehbar - nicht sein kann, weil man keinem schwer Depressiven ein Placebo geben darf. Dazu wird hier erklärt, dass die Sache mit der Placebo-Gruppe kein Problem sei: Ich frage ihn, ob wir vielleicht mit der Ethikkommission Probleme bekommen würden; nein, nein, sagt er, das kriegen wir schon hin.

Meine Frage an Sie: Können Sie ausschließen, dass innerhalb des Krankenanstaltenverbundes Patienten und Patientinnen in Placebo-Kontrollgruppen waren, die auf Grund von ethischen und medizinischen Gründen sicherlich ein wirksames Medikament verdient hätten? Dazu sagen Mediziner, schwere Depressionen dürfen nicht mit Placebos behandelt werden. Können Sie also ausschließen, dass derlei vorgekommen ist?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich gehe davon aus, dass solche Versuche von der Ethikkommission nicht genehmigt worden sind. Ich würde Sie bitten, Fragen bezüglich Ärzten des AKH Ihrem Gesundheitssprecher Grünewald mitzugeben, und dieser möge bitte Herrn Wissenschaftsminister Hahn diesbezüglich fragen, weil er Einsicht in alle diese Unterlagen hat.

Präsident Prof Harry Kopietz: Ich bedanke mich für die Beantwortung und beende damit die Fragestunde.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Armut in Wien steigt - 100 000 SozialhilfeempfängerInnen und die SPÖ beschönigt" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nunmehr die Erstrednerin, Frau Abg Mag Vassilakou, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich nicht verabsäumen möchte hinzuzufügen, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren!

Es ist keine Übertreibung, wenn man sagt, dass die Anzahl der SozialhilfeempfängerInnen und -empfänger in Wien explodiert. Allein in den letzten zwei Jahren ist die Anzahl der SozialhilfeempfängerInnen um 20 000 Menschen, von 70 000 vor zwei Jahren auf nun bereits rund 90 000 zum aktuellen Datum, gestiegen. Und das ist bei Weitem nicht alles. Denn wenn man sich anschaut, wie sich die Anzahl der SozialhilfeempfängerInnen in Wien insgesamt seit dem Jahr 2000 entwickelt hat, dann müssen wir feststellen, dass sie sich mehr als verdoppelt hat: 40 000 waren es im Jahr 2000, rund 90 000 sind es heute; das heißt, es sind um mehr als 100 Prozent mehr!

Die Wirtschaftskrise hat bei Weitem noch nicht ihren Höhepunkt erreicht. Wenn man den OECD-Prognosen Glauben schenkt - und ich sehe keinen Grund, warum ich das nicht tun sollte -, dann wird der Höhepunkt erst gegen Ende 2009 erreicht sein und das volle Ausmaß uns allen erst im Jahr 2010 bevorstehen. Das heißt: Ja, es ist Feuer am Dach, wie es so schön heißt, und wir müssen handeln!

300 000 Mehrpersonenhaushalte in Wien leben derzeit von weniger als 1 500 EUR im Monat. Damit Sie sich vorstellen können, wovon ich spreche, wenn ich von Mehrpersonenhaushalten spreche: Ich spreche von Haushalten, in denen ein bis zwei Kinder leben. Darunter befinden sich im Übrigen irrsinnig viele Haushalte von Alleinerziehenden. Meistens ist es eine Mutter, die allein mit einem bis zwei Kindern leben muss und einmal mehr mit 1 500 EUR, mit weniger als 1 500 EUR, in vielen Fällen sogar mit weit weniger auskommen muss. Denn es ist eine statistische Zahl, wenn ich davon spreche, dass 300 000 Haushalte weniger als 1 500 EUR zum Leben haben. Darunter sind der größte Anteil bereits Haushalte, die weniger als 1 200 EUR und weniger als 1 000 EUR zum Leben haben. 

Die Ausgaben hingegen steigen und steigen! Laut Konsumstatistik des Jahres 2005 lagen sie bereits bei 1 700 EUR in den Äquivalenten für genau diese Haushaltsstrukturen. Dabei ist die Teuerung der letzten Jahre noch nicht mit eingerechnet, und auch überhaupt nicht die Entwicklung der nächsten Jahre.

Schauen wir uns auch kurz an, wie die Armutsgrenze aussieht, die wir in Österreich zuletzt definiert hatten, wobei ich auch hier zu bedenken geben möchte, dass die Zahlen bereits veraltet sind. Bei Ein-Personen-Haushalten war die Armutsgrenze bei 893 EUR im Monat, also aufgerundet knapp 900 EUR. Bei Zwei-Personen-Haushalten war sie bei 1 350 EUR im Monat. Bei Haushalten zum Beispiel von zwei Erwachsenen und einem Kind lag die Armutsschwelle bei 1 650 EUR im Monat. Das nur, damit Sie sich ungefähr ein Bild davon machen können, wovon wir sprechen.

40 Prozent der Wiener Mehrpersonenhaushalte leben momentan knapp oder unter der Armutsschwelle. Das ist eine Zahl, die eigentlich uns allen zu denken geben müsste. Einmal mehr möchte ich an dieser Stelle betonen: Die Wirtschaftskrise geht erst los, die Situation wird noch viel schlimmer werden!

Was tut die Stadt Wien in diesem Zusammenhang? Ja, es existiert die Sozialhilfe. Ja, es ist gut, dass die Sozialhilfe existiert, wenn man bedenkt, dass es Länder gibt, in denen nicht einmal das vorhanden ist. Aber ich glaube, dass es in einer der reichsten Städte der Welt eigentlich Sinn machen würde, sehr wohl über die Höhe der Sozialhilfe zu diskutieren. 

An dieser Stelle möchte ich meinen, dass diese Höhe notorisch unter, und zwar weit unter, der Armutsgrenze liegt. Wir haben in den letzten Jahren heiße Diskussionen gehabt, aber alles, was wir erreicht haben, ist, dass immer wieder zitzerlweise leichte Erhöhungen kommen, jedoch immer sozusagen in einem Prozess des Nachhinkens. Zu diesem Zeitpunkt ist immer die Armutsschwelle schon wieder gestiegen. Inzwischen errechnet die Europäische Union die Armutsschwelle für einen Ein-Personen-Haushalt bei 1 000 EUR. Wir liegen einmal mehr weit darunter, und sämtliche Erhöhungen, die jetzt in Aussicht gestellt werden, werden schon wieder nicht ausreichen, um auch nur annähernd in die Nähe zu kommen. 

Dazu kommt ein eklatanter Mangel an Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen bei den Betreuerinnen und Betreuern im Bereich der Sozialhilfe. Denn ich finde es sehr angenehm, wenn mir heute die Frau Stadträtin antwortet, es gibt 17 neue Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die für das nächste Jahr vorgesehen sind. Nur, wir wissen, wenn sich die Zahl der EmpfängerInnen seit dem Jahr 2000 verdoppelt hat, hat sich gleichzeitig die Anzahl des Personals leider nicht verdoppelt. Die 17 neuen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bedeuten jetzt eine leichte Entspannung, reichen aber bei Weitem nicht aus, um das abzufangen, was in den letzten Jahren ohnehin schon an Mehrbelastung entstanden ist. Sie werden auch bei Weitem nicht ausreichen, um das aufzufangen und auszugleichen, was sich in den nächsten Monaten und im Laufe des nächsten Jahres abzeichnet. 

Das heißt, die Höhe der Sozialhilfe ist zu gering. Es mangelt an Personal, und nebenbei wird es Sie nicht wundern zu hören, dass im Sozialbereich überhaupt eine sehr hohe Fluktuation bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen vorhanden ist. Ja, bei sehr vielen gibt es auch Burn-out-Gefahr auf Grund von Überarbeitung. Das heißt, hier kann man überhaupt nicht davon sprechen, dass die Situation rosig wäre.

Vielleicht an dieser Stelle auch noch etwas, was in meinen Augen wesentlich ist: Ja, die neue Bundesregierung hat im Regierungsübereinkommen, im Regierungsprogramm angekündigt, dass die Mindestsicherung kommen wird. Ich möchte an dieser Stelle hoffen, dass die Mindestsicherung tatsächlich kommt. Bekanntlich war sie schon einmal vorgesehen, nämlich vor zwei Jahren im letzten Regierungsprogramm, und sie kam nicht! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Weil die ÖVP nicht ...!)
Es tut mir leid, ich kann an dieser Stelle nur festhalten: Sie kam nicht. Ich bin nicht von der ÖVP, liebe Kollegin, ich bin von den GRÜNEN. Ich fordere die Schaffung der Grundsicherung seit einem Jahrzehnt! (Beifall bei den GRÜNEN. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist das Problem, das zu verstehen!) Sie war vor zwei Jahren vorgesehen, sie kam nicht. Mein Vertrauen hält sich in knappen Grenzen, ob sie jetzt kommen wird, und meine klare Aufforderung an die Stadt Wien ist (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Lösungswege ...!): So sie nicht kommt, schaffen wir sie doch endlich selbst in Wien! (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Das habe ich bereits vor vier Jahren gefordert, das habe ich vor fünf Jahren gefordert, und ich wiederhole diese Forderung: Wenn wir in dieser Stadt eine Sozialpolitik machen möchten, die den Namen verdient, dann müssen wir die Höhe der Sozialhilfe entschieden drastisch erhöhen, dann brauchen wir mehr Personal (Abg Godwin Schuster: Weißt du, wie viele Sozialhilfebezieher arbeiten, arbeiten und arbeiten und zu wenig verdienen?), und ja, lassen Sie uns gemeinsam die Grundsicherung verwirklichen! Es sei denn, sie kommt wirklich. Dann freut es mich, das wäre hübsch; wie gesagt, das Vertrauen fehlt. (Abg Godwin Schuster: Es ist auch eine Frage des Einkommens! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das wollen sie gar nicht wissen! - Abg Godwin Schuster: Das ignorieren Sie! Soll die Stadt Gehaltszuschüsse zahlen?) 

An dieser Stelle möchte ich noch eine weitere Forderung anknüpfen. Mein Kollege StR Ellensohn hat ja auch noch einiges im Zusammenhang mit der Schuldnerinnen- und Schuldnerberatung zu bereden. Lassen Sie mich abschließend noch kurz auf den Heizkostenzuschuss zu sprechen kommen. (Abg Godwin Schuster: Das ist so oberflächlich!)
Die Grenzen für den Bezug des Heizkostenzuschusses sind sehr, sehr knapp. Sie müssen sich vorstellen, was die Voraussetzung dafür ist, dass eine Mutter, eine alleinerziehende Mutter mit zwei Kindern beispielsweise, den Heizkostenzuschuss beziehen kann. Es reicht bereits, dass sie mehr als ungefähr 900 EUR - dabei habe ich schon aufgerundet, es sind 888 EUR im Monat inklusive der Transfers - bekommt, dass sie den Heizkostenzuschuss nicht beziehen kann. Dabei haben wir in diesem Winter eine Erhöhung der Gas- und Strompreiskosten, dies bedeutet eine Mehrbelastung von 150 EUR für genau diese Haushalte. Ich weiß nicht, ob Sie sich ausmalen können, was es bedeutet, wenn man 888 EUR im Monat, also knapp 900 EUR zum Leben hat - eine Mutter, zwei Kinder -, und dann bekommt man den Heizkostenzuschuss nicht.

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Sie rühmen sich hier, Sie hätten, wir hätten - was ja auch stimmt - den Heizkostenzuschuss verdoppelt. Ja, das haben wir, nur muss ich an dieser Stelle leider festhalten: Die gesamte Erhöhung dieses Heizkostenzuschusses geht bereits auf für die Erhöhung der Gas- und Strompreiskosten, die soeben erfolgt ist! Das heißt, jene Menschen, die den Zuschuss bekommen, steigen in Wirklichkeit schlechter aus, als dies vorher der Fall war. 

Ich versuche, Ihnen schlussendlich Folgendes zu sagen: Wenn man sich die Sozialpolitik der Stadt Wien anschaut, bleibt ein Stückwerk, ein Puzzle - es ist wie bei einem Puzzle, es sind lauter Puzzlestücke - von hier einmal einer Maßnahme, dort einer Maßnahme, aber es gibt bei Weitem nicht jenes Niveau einer Existenzsicherung, das erforderlich wäre in einer der reichsten Städte der Welt, damit Menschen in Anstand und Würde und ohne Frieren leben können. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es ist unglaublich!)
Hören Sie auf mit dem Eigenlob! Lassen Sie uns gemeinsam eine Sozialpolitik machen, die den Namen auch verdient. (Beifall bei den GRÜNEN. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Nicht so wie in Oberösterreich!)

Präsident Prof Harry Kopietz: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Ebinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

„Armut in Österreich ist ein Skandal!", „Das ist der wahre Skandal", hat seinerzeit Frau Abgeordnete Kuntzl geschrieben, „von Schwarz-Blau-Orange". Sie hat bei diesem Pressedienst herausgestrichen, „dass es in einem der reichsten Länder der Welt immer mehr arme Menschen gibt, die an den Rand gedrängt und politisch marginalisiert werden". „Die Stadt Wien", schreibt sie, „stecke hier den Kopf nicht ... in den Sand: Die Sozialhilferichtsätze wurden erst kürzlich erhöht, Maßnahmen zur Reintegration von Sozialhilfeempfängern in den Arbeitsmarkt verstärkt. Am Beispiel Wien zeigt sich", schreibt Frau Kuntzl, „Man kann Armut und Arbeitslosigkeit offensiv bekämpfen und sichtbare Erfolge erzielen. Diesen Wiener Weg brauchen wir für ganz Österreich!" Das schrieb sie 2006. 

Was ist 2008 die Realität? Mit 7,2 Prozent hat Wien die höchsten Arbeitslosenzahlen. Wien hat die wenigsten Lehrstellen für Lehrstellensuchende - was die Zukunft unserer Jugend betrifft -, auf eine offene Lehrstelle kommen sieben Lehrstellensuchende. Wien hat - das ist schon von meiner Vorrednerin erwähnt worden - in den letzten zwei Jahren, allein von 2006 bis jetzt, meines Wissens zwei, drei Mal die Strom- und Gaspreise erhöht, und zwar signifikant erhöht. 

Dort, wo man billiger werden könnte, zum Beispiel bei Wasser, Kanal und Müll, werden einfach beinhart immer Überschüsse erzielt. Das heißt, es wird nichts an die Armen weitergegeben, sondern es werden Überschüsse erzielt. (Abg Godwin Schuster: Glauben Sie nur nicht die eigene Propaganda!) Zum Beispiel im Voranschlag 2009 werden 47 Millionen EUR Überschuss für die Wassersteuer prognostiziert, für die Kanalsteuer 18,7 Millionen, für die Müllsteuer 21,2 Millionen. Aus diesen drei Steuern erwirtschaftet Wien laut Voranschlag 2009 an die 90 Millionen EUR Überschuss, über die Kostendeckung hinaus! Dabei wurde die Müllsteuer um 20 Prozent erhöht und die Kanalsteuer 2006 um 28 Prozent erhöht. (Abg Godwin Schuster: Es gibt keine Steuer! Das ist keine Steuer!) 

Das, Herr Kollege Schuster, ist die Realität in Wien. Das kann man auch Aktenstücken der Stadt Wien entnehmen, in denen drinsteht: Hauptpreistreiber waren die Ausgabengruppen Wohnung, Wasser und Energie mit 17,9 Prozent - das steht in Ihren eigenen Aktenstücken drin -, was gerade bei einkommensschwachen Haushalten zu gravierenden finanziellen Problemen führt. 

Diese Probleme haben wir gestern schon hergezeigt: Armut mitten im 7., vier Sozialsupermärkte, wo sich die Leute anstellen - das ist wirklich eine Schande! -, um Gratisbrot zu bekommen, auch Milch, die meistens ohnehin ausverkauft ist, wenn man erst nach 9 Uhr drankommt. Lebensmittel, nahezu abgelaufene Lebensmittel zu Sozialpreisen, für die man sich eintragen muss: Das sind untragbare Zustände!

Die Armutskonferenz hat gesagt, es leben 64 000 Menschen in Österreich in manifester Armut, und über eine Million ist armutsgefährdet, davon eine viertel Million Kinder. Sie wissen, meine Damen und Herren, arm ist nicht nur, wer in Pappschachteln am Bahnhof übernachten muss, sondern wer am Alltagsleben nicht teilnehmen kann. Die Statistik spricht von Armut und sozialer Ausgrenzung, wenn neben einem geringen Einkommen schwierigste Lebensbedingungen auftreten. Die Betroffenen können abgetragene Kleidung nicht ersetzen, die Wohnung nicht angemessen warm halten, keine unerwarteten Ausgaben tätigen, sie weisen einen schlechten Gesundheitszustand auf, sind chronisch krank in überbelegten, feuchten, schimmligen Wohnungen.

Armutskonferenz, aktuelle Daten: 101 000 Kinder und Jugendliche sind manifest arm. Das heißt, neben einem geringen Einkommen des Hauses, in dem sie leben, treten schwierigste Lebensbedingungen auf. 74 000 armutsgefährdete Kinder leben in äußerst beengten Verhältnissen, in überbelegten Wohnungen, das heißt, sie haben mit großer Wahrscheinlichkeit zu wenig Platz zum Spielen und Arbeiten, keinen eigenen Schreibtisch und so weiter. 21 000 armutsgefährdete Kinder leben in Wohnungen, die nicht angemessen warm gehalten werden. Die Armutskonferenz schreibt unter dem Titel „Hungrig in den Kindergarten": Das Essensgeld ist noch nicht bezahlt, sie kommen in der Früh hungrig in den Kindergarten, im Winter stapfen sie in Turnschuhen durch den Schnee. 

Das - meine Damen und Herren, da hat Frau Kollegin Kuntzl vollkommen recht - ist ein Skandal und eine Schande! Aber da nützen Ihnen keine Ausreden mehr, dass das von Schwarz-Blau-Orange, oder wie auch immer, herbeigeführt wurde. Das ist eine Schande für zwei Jahre eines sozialistischen Sozialministers (Beifall bei der FPÖ.), und das ist insbesondere eine Schande für ein sozialistisches Wien, das all die Jahre immer nur die Armut antreibt durch Preissteigerungen auf Kosten der Menschen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

„Wien ist und bleibt Sozialhauptstadt Europas", das war die Jubelmeldung bei der Budgetrede von Frau Finanzstadträtin Brauner. Weiter hat sie gemeint: „Wien hilft damit den Menschen, die es wirklich brauchen, bei der Bewältigung ihrer teilweise existenziellen Nöte". Sie hat gesagt: „teilweise". 

Solange die Armut in Wien steigt, ist es absurd, meine Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion, von einer erfolgreichen Politik für Wien zu sprechen. Dass die Armut in Wien steigt, ist ersichtlich an den steigenden Ausgaben für Sozialhilfe. Frau Kollegin Vassilakou hat es schon gesagt: von 40 000 im Jahr 2000 auf fast 100 000, das wird jetzt angenommen. Ich hoffe, dass das überhaupt ausreicht.

Meine Damen und Herren! Wir wissen, dass in Wien ungefähr eineinhalb Millionen erwachsene Menschen sind, und davon sind zwei Millionen - also das heißt, zwei Drittel haben in etwa 1 500 EUR. (Abg Godwin Schuster: Nein, wir haben nicht zwei Millionen!) Die Zahlen stimmen! Sehen Sie, Herr Schuster, Sie haben immer ... (Abg Godwin Schuster: Sie reden von zwei Millionen im Moment! Wo sind denn die in Wien? Schauen Sie, was Sie sagen: „Zwei Millionen Arme haben wir in Wien"!) Das ist immer Ihre selektive Wahrnehmung. Schauen Sie es sich an, schauen Sie sich den Konsumbericht an, dann werden Sie sehen, dass es stimmt. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Wie Frau Kollegin Vassilakou schon gesagt hat: Für diese Menschen, die überhaupt unter 1 000 EUR haben, gibt es keinen Urlaub. Da ist Urlaub ein Fremdwort, da ist es, wenn ein Staubsauger kaputt geht, eine Katastrophe. So schaut es aus, Herr Schuster, und das sind sehr viele Menschen, die in Wien leben. (Abg Godwin Schuster: Mir brauchen gerade Sie das nicht zu erzählen!) 

Ja, aber Sie nehmen es offenbar nicht ernst, Herr Kollege. (Abg Godwin Schuster: Sie leben von einem Einkommen, davon träumt doch jeder!) Sonst würden Sie viel mehr unternehmen, um hier etwas zu tun. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Sie haben das ignoriert, Sie haben null Engagement! Schöne Worte, aber mir fehlt der Glaube!) Schauen Sie, Herr Kollege Schuster, die Sozialmärkte, die gestürmt werden, sind das beste Beispiel Ihrer verfehlten Sozialpolitik in Wien. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Fragen Sie in Ihrer Partei, was die Wirtschaft dazu beiträgt, dass die Leute so wenig verdienen! Fragen Sie das einmal in Ihrer Partei!) 

Aber für die Energiepreise, Herr Kollege Schuster, sind Sie zuständig, und das ist ein Sozialskandal. Dieser Gebührenwahnsinn in Wien gehört einmal beendet! (Beifall bei der ÖVP.) Also 21 Prozent Erhöhung, ja, und dann sagt man: Im Feber, wenn der Winter fast vorbei ist - denn jetzt sind die Monate, in denen geheizt werden muss -, dann wird man möglicherweise wieder um 7 bis 8 Prozent zurückgehen. Das, bitte, ist blanker Hohn für die Menschen! 

Wenn Sie es sich anschauen, gerade, was die Energiepreise betrifft: Da gibt es schon sehr viele Seniorinnen und Senioren, die nicht so viel unterwegs sind und die zu Hause sind. Wenn sie nicht heizen können und frieren, dann sind Sie dafür verantwortlich! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn ich jetzt von den Gas- und Strompreisen weggehe, dann frage ich Sie allen Ernstes, warum Sie die Preise bei Fernwärme erhöhen. Denn der Rohölpreis hat mit der Fernwärme nichts zu tun. Soweit mir bekannt ist - und das sagen Sie auch immer, bei jeder passenden und unpassenden Gelegenheit -, wird dort Hausmüll verbrannt. Es wird Hausmüll verbrannt, und warum da eine Erhöhung kommen muss, müssen Sie mir erst erklären. Ich bin sehr neugierig auf die nächste Rednerin, die das sagen wird. (Abg Franz Ekkamp: Die Kollegen im Unterausschuss sollen Ihnen das erklären!) Bitte? (Abg Franz Ekkamp: Im Unterausschuss soll man Ihnen das erklären! Dann würden Sie solche Fragen nicht stellen!)
Herr Lhptm Häupl, der ja bei so einer Debatte über Soziales natürlich nie da ist, hat ein Wahlversprechen abgegeben, dass die Gebührenschraube nicht erhöht wird. Na ja, kaum ist die Wahl vorbei, geht es schon los! Inklusive der empfindlichen Energiepreiserhöhung seit Mitte November muss eine Durchschnittsfamilie sage und schreibe 800 EUR mehr an kommunalen Tarifen zahlen. 

Ich muss Ihnen sagen, das ist ein Missmanagement auch im Bereich der Wien Energie: Verluste von 300 000 EUR täglich, und die Wienerinnen und Wiener müssen es bezahlen. In der Privatwirtschaft müsste so ein Management den Hut nehmen, in Wien ist das anders. 

Ich fordere die Stadt Wien auf, die überhöhte Teuerung bei Strom und Gas unverzüglich zurückzunehmen. Wenn nicht, dann zeigen Sie Ihr wahres Gesicht, nämlich Sie lassen die Menschen frieren und feiern sich selbst als Sozialhauptstadt Österreichs! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Mörk gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es sind die Schwachen, die einen starken Staat brauchen, vor allem in wirtschaftlich turbulenten Zeiten mehr denn je. Deshalb ist die Sozialpolitik auch die Kernaufgabe des Staates, und die SPÖ, meine sehr geehrten Damen und Herren, und die Stadtregierung stehen auch zu diesem Grundsatz. 

Das Sozialbudget wurde für das nächste Jahr um 20 Prozent erhöht. 2008 wurden im Voranschlag für Soziales insgesamt 885 Millionen EUR im Budget bereitgestellt, und 2009 wird dieser Betrag erstmals über 1 Milliarde EUR liegen. 88,6 Millionen EUR stehen allein zusätzlich für den Bereich der Sozialhilfe zur Verfügung. Dies umfasst nicht nur die Erhöhung des Heizkostenzuschusses auf 200 EUR, sondern auch die Richtsatzerhöhung um 3,4 Prozent, und es werden auch zusätzlich 17 Dienstposten zur Verfügung gestellt. 

Ich möchte hier auf meine Vorrednerin Frau Abg Vassilakou eingehen, weil sie gesagt hat: Sozialhilfe gestiegen, aber nicht mehr Personal. Das stimmt nicht, denn seit dem Jahr 2002 gibt es 65 Dienstposten mehr in der MA 12 und jetzt in der MA 40, und das wird nun auch wieder erhöht. Aber Sie haben gesagt, es gab keine Erhöhung. (Abg Mag Maria Vassilakou: Es hält nicht mit, habe ich gesagt! - Abg Karlheinz Hora: Selektive Wahrnehmung! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Weil nicht sein kann, was nicht sein darf! - Abg Mag Maria Vassilakou: Ich habe gesagt, es hält nicht mit ...! - Weitere Zwischenrufe.)
Ich glaube auch, dass die Entwicklung der Sozialhilfe eine sehr deutliche Sprache spricht. Die Stadt Wien erhöht die Sozialhilfe in den letzten Jahren überdurchschnittlich. Waren es im Jahr 2006 5,2 Prozent, im Jahr 2007 1,6 und im Jahr 2008 2,9 Prozent, sind es, wie wir gehört haben, im nächsten Jahr 3,4 Prozent. Ich denke, das ist ein ganz wesentlicher Beitrag für die finanzielle Absicherung der Wienerinnen und Wiener. 

Wenn wir uns die größte Gruppe der Sozialhilfebezieher ansehen, sind das die Richtsatzergänzungsbezieher, die in den letzten vier Jahren um 17 000 Personen angestiegen sind. Wenn wir uns anschauen: was sind denn die Ursachen?, ist das die Veränderung am Arbeitsmarkt: Die Vollbeschäftigung nimmt ab, und es gibt immer mehr neue Beschäftigungsverhältnisse wie zum Beispiel freie Dienstverträge, geringfügige Beschäftigungen, Saisonbeschäftigungen und Teilzeitbeschäftigungen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, für diese Beschäftigungsformen können Sie wahrlich nicht die SPÖ und die Wiener Stadtregierung verantwortlich machen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Im Jahr 2007 wurden von der Stadt Wien 7,7 Millionen in Maßnahmen für Arbeits- und Sozialintegration investiert. 2 200 Menschen haben an unterschiedlichen Programmen teilgenommen. Denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, Arbeit ist noch immer die beste Armutsbekämpfung! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Sozialleistungen werden stets weiterentwickelt. Wien ist das einzige Bundesland - die Frau Stadträtin hat das heute schon angeführt -, das an arbeitsunfähige SozialhilfebezieherInnen eine Dauerleistung in der Höhe des ASVG-Richtsatzes auszahlt und auch an MindestpensionistInnen eine Mietbeihilfe auszahlt. Der Mobilpass, der heuer im April eingeführt wurde, ermöglicht es 60 000 SozialhilfebezieherInnen und 33 000 Mindestpensionisten, mit vergünstigten Preisen auf den Wiener Linien zu fahren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die SPÖ beschönigt nicht den Anstieg der SozialhilfeempfängerInnen, sondern wir setzen rechtzeitig und gezielt Maßnahmen, damit Wien auch weiterhin die Sozialhauptstadt Österreichs bleibt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe ja gewusst, da ich nach der Rednerin der SPÖ spreche, dass ich genau das zu hören bekomme oder dass wir hier genau das zu hören bekommen, was Sie jetzt gesagt haben (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Wahrheit ist den Menschen zumutbar!), nämlich eine Aufzählung der Dinge, die Wien sowieso tut. (Abg Godwin Schuster: Ist es nicht wahr?) 

Ich möchte zur Anzahl der Sozialhilfeempfänger Folgendes sagen: (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: ... offen legen!) Wir können nicht automatisch die Anzahl der Sozialhilfeempfänger mit den Armen gleichsetzen. Ich glaube, da gibt es noch eine sehr große Dunkelziffer! (Beifall bei der FPÖ.) Denn wie wir alle wissen, ist Armut leise, zum Teil still, und es sind nicht alle Menschen, die arm sind, auch Empfänger von sozialen Leistungen. Das kann man so nicht sagen. Das heißt, die Zahlen liegen in Wirklichkeit sicher wesentlich höher.

Ich halte es auch für gefährlich, die große Anzahl im Bundesländervergleich immer so, ich möchte nicht sagen, schönzureden, aber zu sagen, wir haben eben mehr, weil wir geringere Hürden haben. Ich halte das insofern für gefährlich, als man damit verabsäumt, nach den Ursachen zu forschen oder auch in der Prävention tätig zu werden. Die SPÖ ist da ein bisschen sehr zufrieden mit ihrer Sozialpolitik, und das ist meiner Ansicht nach schlecht, um in einen ganz wichtigen Bereich einzutreten: Das ist auch die Prävention, um Armut vorab überhaupt zu verhindern. 

Aber wenn wir uns - es ist schon sehr viel über Zahlen gesprochen worden - eine Zahl herausgreifen, dann müssen wir auch feststellen: Armut ist nicht nur oft sehr leise oder still, Armut ist auch weiblich. Armut ist oft weiblich, wenn wir die Biographien anschauen, die ganz, ganz unterschiedlich sind, vom Einstieg von traurigen Kindesbeinen an bis hin zu Ereignissen, die im Leben stattfinden, wo Menschen dann einfach nicht mehr auf gleich kommen. (Abg Karlheinz Hora: Frau Kollegin! Die Flüchtlinge sollten Sie auch nicht vergessen! Die gehören auch zur Armut, oder?) 

Sie werden mir jetzt aber nicht sagen, was ich hier sagen will. Sie können das ja gerne tun. (Beifall bei der FPÖ.) 

Eines hat meine Vorrednerin angesprochen, und das ist ja ganz klar: Arbeit ist eine der besten Verhinderungsmaßnahmen, um in die Armutsfalle zu geraten. Hier haben wir schon Defizite! Die ambitionierten Programme, die uns immer vorgelegt werden, helfen nichts, wenn wir auf der anderen Seite in Wien eine Arbeitsplatzentwicklung haben, die es geradezu bedingt, dass diese prekären Arbeitsverhältnisse - und hier vor allem von Frauen, die so genannten McJobs, schlecht bezahlte, unsichere Teilzeitarbeitsverhältnisse - angenommen werden müssen.

Wir haben in vielen Regionen Wiens eine derartige Ausdünnung von qualifizierten, familienfreundlichen - und das brauchen Frauen meistens - Arbeitsplätzen, dass es gar nicht möglich ist, im Umfeld Arbeit zu finden und dies gleichzeitig mit der Familie zu vereinbaren. Wir haben zu wenige Kinderbetreuungseinrichtungen bei den kleinen Kindern, und es ist immer noch so: Es gibt eben diese Grenze, dass Sie zwar immer wieder sagen, Arme oder sozial Schwache zahlen nichts im Wiener Kindergarten, es gibt aber sehr wohl eine Grauzone, und es gibt sehr viele, die sehr wohl zahlen und trotzdem damit massivst belastet sind, vor allem, wenn sie mehrere Kinder haben. 

Ich fordere an dieser Stelle einmal mehr den kostenlosen Kindergarten für alle Kinder, auf jeden Fall ab dem dritten Lebensjahr! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie zählen gerne die vielen Maßnahmen auf. Eine, die sie nicht aufzählen können, weil es sie viel zu wenig gibt, ist einerseits die Prävention und die Begleitung armutsgefährdeter Menschen. Wir haben hier sicher ein großes Defizit, ein großes Minus an qualifiziert ausgebildeten Menschen, die das überhaupt tun können. Wir haben es ja nicht einmal - und das haben auch die vielen Diskussionen etwa in der Untersuchungskommission Psychiatrie gezeigt - für kranke Menschen! Da fehlt es selbstverständlich an Begleitmaßnahmen für armutsgefährdete Menschen, für kranke Menschen, für Menschen, die gerade aus physischen oder psychischen Situationen heraus in die Armutsfalle schlittern, aus Arbeitslosigkeit in die Armutsfalle schlittern. Hier fehlt es an Begleitung, und da ist noch viel zu tun. 

Lassen Sie - wie Sie ja derzeit flächendeckend plakatieren - hier die Menschen nicht allein, sondern begleiten Sie die Menschen in dieser Situation! Sorgen Sie dafür, dass sie möglichst nicht erst in die Armutsfalle geraten, um dann vermittels Sozialhilfe zu helfen, sondern helfen Sie auch vorweg. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, wo wir uns einig sein könnten, ist, dass die Armut in Wien zunimmt und dass immer mehr Leute arm sind. Das sagen alle Zahlen. 

„Armut in Wien steigt - 100 000 SozialhilfeempfängerInnen" sind Indikator dafür, „und die SPÖ beschönigt", so haben wir freundlicherweise - freundlicherweise! - diese Aktuelle Stunde genannt. Am Anfang, als Klubobfrau Maria Vassilakou gesprochen hat, waren 18 von 55 Abgeordneten der SPÖ anwesend, also hätte da vielleicht auch das gepasst: Die Armut steigt, und die SPÖ ignoriert es. (Abg Godwin Schuster: Bitte, und wie viele fehlen jetzt bei euch?) Aber damit werden Sie das Problem … (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Und der eigene Klub ist zur Gänze da? Lächerlich!) 

Bei uns waren es 12 von 16, wer rechnen kann, und bei Ihnen waren es 18 von 55. Aber da halte ich mich nicht auf. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ist Ihre eigene Aktuelle Stunde, und es ist nicht der ganze Klub da!) Die Rechenprobleme beziehen sich auch auf die Armutszahlen. (Abg Godwin Schuster: Zehn Personen ... bei euch anwesend!) Mit Ignorieren allein werden Sie die Probleme nicht austreten, und es waren herzlich wenige Personen aus dem entsprechenden Ausschuss anwesend. Außer den Personen, die Sie als Sprecher und Sprecherinnen aufgeboten haben, war praktisch niemand da. (Abg Godwin Schuster: ... Gemeinderäte sind da!) 

Das Thema ist Ihnen peinlich, das verstehe ich auch. Das sieht man daran, dass, wenn wir einen Sondergemeinderat beantragen, ruck, zuck die Idee da war: Den machen wir noch schnell morgen, am Ende dieser Woche wird er drangehängt, damit das schnell irgendwie erledigt ist. (Abg Karlheinz Hora: Wenn es ein wichtiges Thema ist, auch am Sonntag! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es ist Ihnen peinlich, wenn wir in der Stadt über Armut reden, deswegen regen Sie sich auch zwischendurch auf. Aber man kann das vielleicht auch als positive Energie sehen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Egal, wie viel Sie ausgeben: Tatsache ist - und wenn Sie sich dort auch nicht einig sind, dann müssen wir die Grundrechnungsarten noch einmal von vorn an durchgehen -, Armut steigt, es wird mehr und mehr und mehr, und irgendetwas muss man dagegen unternehmen! (Abg Godwin Schuster: Die Ursachen muss man erkennen!) Nicht verwalten, nicht schauen, dass es gerade reicht, dass die Leute nicht ertrinken. (Abg Godwin Schuster: Mehr als die Hälfte der Betroffenen geht arbeiten!) Denn das ist es, was passiert: Sie bekommen so viel, dass dieser alte Satz „Zu wenig zum Leben und zu viel zum Sterben" genau zutrifft. Sie schwimmen alle mit Müh und Not und sind knapp vorm Ertrinken, aber so viel bekommen sie, dass sie gerade noch ein bisschen weiterschwimmen. Das ist zu wenig, und das ist keine Vision von einer armutssicheren Stadt! 

Sie leisten es sich, dass Sie sagen: Es werden mehr, tun wir eben ein bisschen irgendwie irgendwo, dann werden es immer mehr und mehr (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es wird nicht wahrer, wenn Sie es öfter sagen!), und schuld ist die Bundesregierung aus dem Jahr 2000, die einiges davon mitzuverantworten hat. Aber wo ist die Vision, die man sich leisten kann, dass wir am Schluss armutssicher sind? (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Was wir von Ihnen gerne hätten, ist ein Reichtums- und Armutsbericht in Wien. Es gibt einen guten Grund, warum so etwas nicht vorgelegt wird: Weil Sie die Zahlen nicht haben wollen beziehungsweise, wenn Sie sie haben, nicht veröffentlichen wollen. 

Was wir gerne hätten, ist, dass aus der SchuldnerInnenberatung nicht nur eine reine Konkursberatung geworden ist - denn das ist sie momentan -, sondern dass sie wieder präventiv tätig sein kann. Das kann sie nicht. Wenn Sie dort hingehen, gibt es keine SchuldnerInnenberatung, sondern man erklärt Ihnen in zehn Minuten, wie Sie in Privatkonkurs gehen können. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Darüber werden sich die Mitarbeiter freuen, dass Sie sagen, in zehn Minuten wird irgendetwas erzählt! Das werden wir ihnen gerne mitteilen!)
Wir hätten gerne, dass dort so viele Leute, so viele Personen arbeiten, dass sie tatsächlich ihre Aufgabe auch wahrnehmen können, nämlich präventiv Menschen zu helfen, die privat in die Schuldenkrise hineinrutschen. Anderen konnte man auch helfen, wenn sie sich verschuldet hatten, nämlich den großen Banken. Was wir gerne hätten - es wurde schon mehrfach gesagt -, ist eine Grundsicherung. Dann diskutieren wir die Höhe, dann sagen wir, wo die Armutsgrenzen sind, und dann schauen wir, wo wir das Geld herbekommen. (Abg Godwin Schuster: ... nicht die Stadt Wien!) 

Dass das Geld da ist, das sieht man ja woanders. Momentan verstehen die Leute überhaupt nicht mehr, warum kein Geld da sein soll für die Armutsbekämpfung, wenn man in dem Land gleichzeitig Privatbanken wie die Constantia rettet und diese 450 Millionen EUR bekommt, wobei dort ausschließlich sehr, sehr, sehr reiche Leute ihr Geld haben. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist bekanntlich etwas, was die Stadt Wien vorangetrieben hat! Das kommt von der Stadt Wien, gell! Typisches Stadt-Wien-Thema!) Dort hat kein Einziger ein normales Konto, dort sind Privatstiftungen von Millionären und Millionärinnen. Dafür war das Geld da, und dafür ist auch eine Bundesregierung mitverantwortlich, in der die SPÖ dabei ist.

Mindestlöhne: Wir hätten gerne Mindestlöhne, von denen die Leute leben können. Gestern war eine Veranstaltung vor dem Haus der GPA - Ihnen nicht unbekannt -, dort waren unter den anwesenden Leuten sicher mehr Mitglieder der Sozialdemokratischen Fraktion als von den GRÜNEN. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das glaube ich nicht!) Wie geht es den Leuten? Wissen Sie, was die machen? Die arbeiten nicht nur in dem Bereich, sondern die sind selbst in dieser Armutsfalle. (Abg Godwin Schuster: Kein einziger Hinweis, was getan werden könnte!) 

Dort waren Leute, die sagen: Bei uns arbeiten fast alle prekär im Jugendbereich dieser Stadt, alle arbeiten 32 Stunden, 28 Stunden, 26 Stunden. Und was bekommt jemand, der in dieser Funktion arbeitet? 1 100 EUR, oder auch 900 EUR, wenn es 26 Stunden sind. Sie arbeiten in diesem Bereich und sind nicht nur mit Armut konfrontiert, sondern haben daheim selbst das Problem: AlleinerzieherInnen mit 1 100 EUR netto und zwei Kindern, in dem Bereich 32 Stunden tätig, Burn-out. Sie kennen das alles. 

Wir hätten gerne, dass Personen in diesem Bereich auch so bezahlt werden, wie es gestern von der GPA gefordert wurde. Und ganz, ganz schnell würde gehen: Rücknahme beim Gaspreis, Kindergarten gratis und Gemeindebau-Mietenstopp! Das sind Maßnahmen, die Sie setzen können. Da brauchen Sie sich nicht herauszureden, das können Sie ganz allein mit Ihrer Mehrheit in Wien machen. Da ist niemand anderer verantwortlich, da bremst Sie auch niemand. 

Das sind drei Punkte, die sofort helfen, und die können Sie immer noch mit 1. Jänner 2009 umsetzen, wenn Sie möchten. Die Zeit dafür haben wir. Wir werden nächsten Dienstag hier entsprechende Anträge einbringen. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Godwin Schuster: Viel gesprochen, nichts gesagt!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Die Debatte hat doch einige, sehr viele interessante Aspekte zutage gefördert, vor allem jenen, dass Armut nicht nur eine Statistik ist. Hinter Armut verbergen sich Schicksale, und Armut darf man nicht nur an der Zahl der Sozialhilfeempfänger festmachen. Die Armut reicht vielmehr in den Mittelstand hinein, und auch hier muss man Akzente setzen. 

Ich bin daher sehr froh, dass bei der in Aussicht genommenen und verhandelten Steuerreform Sorge dafür getragen wird, dass eine Steuerreform und eine Entlastung auch für jene gemacht wird, die Steuern zahlen. Es ist nicht gleichbedeutend: Wer Steuern zahlt, dem geht es schon so gut, dass er nichts braucht. Ich halte es für wichtig, dass man einerseits die Zahl derjenigen, die keine Steuer zahlen, natürlich auch entsprechend erweitert, aber ein Eingangssteuersatz von dann 36 Prozent ist immer noch ein Hammer. Das heißt, auch an den Mittelstand, der über vielen Grenzen zu liegen kommt und eben aus dem Transferkarussell herausfällt, muss man denken, und der ist hier auch entsprechend zu berücksichtigen. (Abg Karlheinz Hora: Ganz wichtig ist, dass es ab 1. Jänner 2009 gilt!) 

Na ja, je eher, desto besser, das ist gar keine Frage. (Abg Karlheinz Hora: Freut mich, das aus Ihrem Mund zu hören!) Es ist jetzt auch Ihre Regierung, und Sie werden den Bundeskanzler stellen. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir waren ja immer schon der Meinung!) Daher ist das auch ganz wesentlich.

Zum Zweiten sollte man auch diese Debatte oder diese Situation zum Anlass nehmen, den Wert und die Bedeutung der Europäischen Union als eine Wirtschafts- und Sozialunion besser herauszuarbeiten. (StR Johann Herzog: Das soll sie ja erst werden!) Ich glaube, wir tun Europa nichts Gutes, wenn wir uns auf formale Dinge beschränken und sagen, wie das mit Abstimmungen ist, sondern jetzt ist die Chance da, Sozialstandards europaweit zu vereinheitlichen, eine Wettbewerbsgleichrichtung zu verhandeln (StR Johann Herzog: Mit Rumänien?), und darauf sollten wir uns konzentrieren. (Demonstrativer Beifall von Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely. - Beifall bei der ÖVP.)
Es ist jetzt auch ein guter Zeitpunkt, da die Amerikaner, die ja doch eher den Neoliberalismus sehr weit verbreitet haben, vielleicht auch zur Besinnung kommen. Je mehr Mächte, je mehr Wirtschaftsräume im Sozialen und natürlich auch im Finanziellen vergleichbare Rahmenbedingungen haben, desto kompetitiver sind auch wir. Daher braucht es gerade jetzt eine starke, einheitliche Europäische Union. Es war eben ein Zufall, dass in der Zeit gerade Frankreich, ein mächtiges, großes Land, den Vorsitz hatte. Aber auch das spricht ja im Endeffekt für den Vertrag von Lissabon, dass es nicht von Zufälligkeiten abhängt, wer Europa nach außen vertritt. 

Ich glaube daher, jetzt wäre eine inhaltliche Europadebatte viel, viel wichtiger als das kleinliche Vorrechnen, wer wofür verantwortlich ist. (Beifall bei der ÖVP und von Abgeordneten der SPÖ.) Da sind wir hoffentlich auch über die Parteigrenzen hinweg einer Meinung. 

Ich meine, ganz ausblenden kann man die Wiener Situation natürlich trotzdem nicht. Mir ist da eine APA-Aussendung in die Hände gefallen: Wiener Volkshochschule bietet Sparkurse an. Die Finanzkrise wirkt sich bei manchen Leuten bereits im Geldbörsel aus, aus diesem Grund bietet das Polycollege nun Sparkurse an, wo Tipps zum Geldsparen verraten werden. Unter dem Motto „4 Mäuler stopfen - Satt und gesund für wenig Geld" wird erklärt, wie man am besten einkauft und sparsam kocht. Die Kosten für den Vortrag belaufen sich auf 19 EUR, also muss man schon mehrmals billig einkaufen gehen, um die Kosten hereinzubekommen. (Heiterkeit bei der ÖVP.) In anderen Kursen wird wiederum gezeigt, wie leckere Gerichte unter 5 EUR zubereitet werden. Dieser Kurs kostet zwischen 28 und 38 EUR. Ich hoffe, dass da auch Gesundheitsaspekte berücksichtigt werden. 

Meine Damen und Herren! Dieser Ansatz ist mir doch ein bisschen zu defensiv. Ich meine schon, dass es gerade in einer Zeit wie dieser wichtig ist, auch die Gebührenerhöhungen kritisch zu hinterfragen. Ich möchte nicht meiner Frau Kollegin Korosec vom Rednerpult aus eine Antwort auf ihre Frage geben, warum die Fernwärme teurer wird. Mir ist es gleich eingeschossen: Ich nehme an, die Müllentsorgung ist massiv teurer geworden, und da man ja den Müll zur Fernwärme bringen muss und dieser dort verbrannt wird, wird eben auch die Fernwärme teurer. 

Da sehen Sie, da sind wir genau in dem Gebührenkarussell drinnen, aus dem Sie die Möglichkeit haben, die Menschen zu befreien. Es soll nicht der öffentliche Dienst und das Service kaputtgespart werden, aber auch dieser kommunale Beitrag zur Entlastung der Menschen - und zwar aller Menschen, vor allem derer, für die das tägliche Leben einen höheren Prozentsatz ausmacht -, diese Hausaufgabe sollten Sie noch möglichst rasch erledigen, vielleicht gleichbedeutend mit der Steuerreform, die am 1.1.2009 in Kraft treten soll. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Wagner. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es ist immer gut, wenn man bei einer Landtagssitzung über die soziale Situation in Wien diskutieren kann und auch unterschiedliche Meinungen und Erfahrung austauscht. Meine Damen und Herren, was ich aber glaube, ist, wir hätten die letzten drei Tage genügend Zeit gehabt, uns über die soziale Situation in Wien zu unterhalten. Sie erlauben mir einen kurzen Hinweis: Wenn die Grüne Fraktion gestern um 16 Uhr draufkommt, dass sie eine Sondersitzung braucht und dass es einer Sondersitzung bedarf, dann hätte ich mir gewünscht, Sie hätten es so ernst genommen und wir hätten das bereits in den letzten drei Tagen und heute diskutieren können. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Aber ich nehme zur Kenntnis, dass die politische Show ein Bestandteil Ihrer Politik ist, und Sie wollen hier Kleingeld einwechseln. Wir lehnen das entschieden ab, aber wir werden uns zu gegebener Zeit mit Ihnen auseinandersetzen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Da an dieser Stelle von einem meiner Vorredner und Vorrednerinnen gesagt wurde, der Kindergarten ist zu teuer, darf ich Ihnen wieder einmal in Erinnerung rufen, dass mehr als ein Drittel unserer Kinder in den Wiener Kindergärten nichts bezahlt. Für die Einkommensschicht, die es sich nicht leisten kann, ist er kostenlos. Das sollten Sie in Ihrer Argumentation hier diesbezüglich auch berücksichtigen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Nachdem an dieser Stelle auch Kollegin Korosec uns erklärt hat, wie sie sich vielleicht eine bessere Sozialpolitik in Wien vorstellen könnte, und uns aufgefordert hat, wir sollen hier tätig werden, darf ich Ihnen schon noch eines dazu sagen. 

Frau Kollegin Korosec! Ich kann mich erinnern, vor einigen Monaten hat es eine breite Werbekampagne einer Arbeitgeberorganisation gegeben, etwa nach dem Motto: „Geht's der Wirtschaft gut, geht's uns allen gut." Was hätte Sie, meine Damen und Herren, und Sie, Frau Kollegin Korosec, daran gehindert, mit den Vertretern Ihrer Arbeitgeberorganisation zu diskutieren, dass in Wien und überhaupt in ganz Österreich die freien Dienstverträge weniger werden, die atypischen Dienstverhältnisse weniger werden? 

Genau dort ist der Hebel anzusetzen! Wenn eine gerechte und faire Lohn- und Gehaltspolitik betrieben wird, dann haben wir das Problem im Bereich der Sozialhilfe gar nicht, denn dann würde es keine Sozialhilfeempfänger geben. Hier eine Prävention anzustreben, das wäre der richtige Weg. (Abg Dr Matthias Tschirf: ... mit Androsch, Ederer diskutieren!)
Aber ich darf Ihnen auf dieser Seite auch sagen, Herr Kollege Tschirf, da Sie ja auch den ÖAAB vertreten (Abg Dr Matthias Tschirf: Androsch, Ederer, bitte!), mir hat vor wenigen Wochen ein Vertreter Ihrer Klientel auf der Arbeitgeberseite erklärt: Na ja, wir werden uns bei unseren Lohn- und Gehaltsforderungen ein bisschen zurücknehmen müssen, weil sie ja für die Preisentwicklung nichts machen können. Das ist quasi das Konto, und hier kann man nicht entgegenwirken. (Abg Dr Matthias Tschirf: Wie ist das mit Androsch, Ederer?)
Meine Damen und Herren! Wenn an dieser Stelle immer wieder gesagt wurde, die Gebühren in Wien sind mit schuld daran, dass hier die Leute in die Armutsfalle tappen, dann darf ich Ihnen sagen: Der Anteil der von Bund, Ländern und Gemeinden eingehobenen Gebühren am Warenkorb liegt laut Statistik Austria - das können Sie ja nachlesen - bei 5 Prozent. Gebühren sind im Gewicht relativ gering, bestätigt auch die Oesterreichische Nationalbank in einer ihrer Aussendungen. Tatsächlich haben die Kommunalgebühren/‑abgaben Wasser, Abwasser, Müll, Parken in ganz Österreich einen Einfluss auf die Inflationsrate von 0,05 Prozent. 

Meine Damen und Herren, das werden Sie ja auch wissen. Nach dem Motto „Geht's der Wirtschaft gut, geht's uns allen gut" würde ich mir wünschen, dass Sie mit Ihren Leuten reden, die Lebensmittel verkaufen. Denn es ist nicht einzusehen, dass der Preis von Teigwaren um 44 Prozent gestiegen ist, von Käse um 19 Prozent, von Eiern um 13 Prozent, von Orangensäften um 12 Prozent, von Gemüse wie Gurken um 80 Prozent. Wenn es also der Wirtschaft gut geht, soll man auch den Arbeitnehmern einen entsprechenden Anteil diesbezüglich geben. Wir hätten hier dann einige Probleme weniger. 

Meine Damen und Herren! Ich darf noch einmal festhalten, wir haben Ihnen diese Woche bei der Budgetdebatte bereits die Zahlen gesagt. Wir erhöhen die Sozialhilfe um 88,6 Millionen EUR zusätzlich, das ist eine Steigerung um 20 Prozent. Meine Damen und Herren, zeigen Sie mir eine Stadt, ein Land in Österreich, wo man in dieser Richtung ähnlich vorgeht! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Wir haben den Heizkostenzuschuss auf 200 EUR erhöht, weil wir wissen, dass wir genau jene entlasten, die es brauchen. Die Richtsatzerhöhung mit 1.1.2009 beträgt 3,4 Prozent. Ich glaube, wir tun hier einiges und werden auch künftig einiges tun. Wir brauchen nicht gute Ratschläge und auch nicht Show-Effekte in der Wiener Sozialpolitik, wir handeln und wir arbeiten! - Danke schön! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Vor Sitzungsbeginn ist je ein Antrag von Landtagsabgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen, des Grünen Klubs im Rathaus und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 2, 1, 3, 5 und 4 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben, ich werde daher so vorgehen.

Wir kommen zur Postnummer 2. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 - das ist die 26. Novelle zur Dienstordnung 1994 -, die Besoldungsordnung 1994 - das ist die 33. Novelle -, die Vertragsbedienstetenordnung 1995 - das ist die 29. Novelle -, das Wiener Personalvertretungsgesetz - das ist die 14. Novelle -, das Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998 - das ist die 4. Novelle - und das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 - das ist die 10. Novelle - geändert werden. Berichterstatterin ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Ich sehe keine Einwendung und werde daher so vorgehen.

Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Stadtrat! Frau Präsidentin! 

Noch eine kurze Nachbemerkung zu Kollegen Wagner, ganz kurz nur: Nicht die Betriebskosten allein sind es, die Teuerungsfaktor sind, sondern die Wohnkosten als solche, Herr Kollege, nämlich die Mietenentwicklung der letzten Zeit, vor allem die Richtwertmieten, und die Energiekosten. Das sind die Probleme, und hier eine Lösung anzustreben, wäre von Bedeutung. 

Das vorliegende Gesetz, mit dem Dienstordnung, Besoldungsordnung, Personalvertretungsgesetz, Bedienstetenschutzgesetz und Dienstrechtsgesetz behandelt werden, enthält sowohl positive als auch negative Aspekte. Die negativen Aspekte wiegen aber doch so schwer, dass wir dem Wunsch der Frau Stadtrat auf Zustimmung nicht nachkommen und letztlich diesen Antrag auf Gesetzesänderung ablehnen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Gesetz ist ein sehr umfangreiches. Die Ziele sind: Schaffung klarer arbeitszeitrechtlicher Regelungen in der Dienstordnung 1994 und in der Vertragsbedienstetenordnung. Es geht um die Umsetzung von Richtlinien im Wiener Bedienstetenschutzgesetz, die Umsetzung eines EuGH-Urteils im Wiener Bedienstetenschutzgesetz und die Normierung einer Meldepflicht für Bedienstete nach dem Behinderteneinstellungsgesetz.
Die Probleme, die hier aufgelistet sind, sind die Verpflichtung der Bediensteten zur Führung von Arbeitsaufzeichnungen - was sicherlich eine sehr problematische Angelegenheit ist -, Erweiterung von Möglichkeiten zum Ausgleich von Sonn- und Feiertags- und Nachtüberstunden im Verhältnis 1 : 2 - was wieder positiv ist -, Verrichtung von Telearbeit, Senkung der Mindestdauer für die Inanspruchnahme von Teilzeitbeschäftigung, Anspruch auf Zuschlag bei zusätzlicher Dienstleistung von Teilzeitbeschäftigten, Beseitigung der sechsmonatigen Beschäftigungsdauer für das Entstehen des Urlaubsanspruches, Nichtanrechnung der Zeit der Pflege oder Betreuung während des Erholungsurlaubes sowie Freijahr und Freiquartal. - Es sind also auch durchaus positive Aspekte vorhanden. Aber, meine Damen und Herren, ich glaube grundsätzlich, dass wir sagen müssen, es sind auch einige massive Haken, die hinderlich sind, eine Zustimmung in irgendeiner Form wirklich möglich zu machen.

Die Arbeiterkammer hat ja eine durchaus ähnliche Stellungnahme abgegeben: Auf der einen Seite werden die Zielsetzungen der Dienstordnungsnovelle durchaus auch begrüßt. Es handelt sich um die Umsetzung von einschlägigen Bestimmungen des EU-Rechtes, wobei die Rechtssicherheit der Dienstordnung für die Bediensteten erhöht wird. Es handelt sich um die Übertragung materieller Inhalte der Arbeitszeitgesetz-Novelle 2007.

Es gibt sicher eine Reihe von Verbesserungen, auch keine Frage, die auch die Arbeiterkammer als solche sieht: aliquote Entstehung von Urlaubsanspruch, Freijahr, Freiquartalsregelungen, Definition und Klarstellung hinsichtlich Gleitzeit, Ermöglichung des Zeitausgleiches von Sonn-, Feiertags- und Nachtüberstunden im Verhältnis 1 : 2, Pflegefreistellungen, Zusatzurlaub für Ältere und - auch wichtig - Anspruch auf einen Mehrarbeitszuschlag für Teilzeitbeschäftigte.

Aber sehr wohl wird kritisch angemerkt - und das ist auch völlig richtig -, dass eben die Ausnahmeregelungen des § 74 einen großen Raum einnehmen. Dieser § 74 besagt eben, dass auf Bedienstete mit spezifischen Tätigkeiten die Verordnungen zu diesem Gesetz nicht oder nur teilweise zur Anwendung kommen. Es werden da genannt: Bedienstete mit Sonderaufgaben, Bedienstete, die mit Tätigkeiten betraut sind, die im Interesse der Allgemeinheit keinen Aufschub dulden. Weiters ist die Möglichkeit gegeben, dass von den Bestimmungen abgewichen werden kann bei Tätigkeiten, die an außerhalb des Dienstortes gelegenen Orten zu verrichten sind, bei Tätigkeiten, die notwendig sind, um die Kontinuität des Dienstes zu gewährleisten - was eine ganz besonders allgemein gehaltene Aufzählung ist -, bei Tätigkeiten, die auf nicht von der Dienstgeberin zu vertretende anormale und unvorhersehbare Umstände zurückzuführen sind, und weiters im Rahmen der für den Schutz von Sachen und Personen zu leistenden notwendigen Dienstbereitschaft - da werden die Schulwarte genannt.

Es kann abgewichen werden bei Schichtarbeit, und es kann abgewichen werden von den Bestimmungen, wenn die Arbeitszeiten des Bediensteten auf Grund zwingender Erfordernisse über den für die Tagesarbeitszeit maßgebenden Zeitraum verteilt sind.

Das heißt, der § 74 ist eine weitest gehende Ausnahmeregelung, wo man sagen muss, das geht über weite Strecken zu weit und bietet Eingriffsmöglichkeiten in vielfacher Hinsicht.

Weiters wird angemerkt – in diesem Fall wieder von der Arbeiterkammer -, dass im öffentlichen Dienst noch immer keine flächendeckende Umsetzung der Arbeitszeitrichtlinie der EU vorliegt. Und weiters im Einzelnen die Paragraphen:

§ 26 Abs 4 Dienstordnung – und natürlich der entsprechende Paragraph der Vertragsbedienstetenordnung - zeigt die Verpflichtung zur Leistung von Bereitschaftsdienst außerhalb des Dienstplanes. Hier wird auch eingemahnt: „Nicht nachzuvollziehen ist die Formulierung ‚Überstunden, in die regelmäßig und in erheblichem Ausmaß Arbeitsbereitschaft fällt ...' im Gegensatz zum übrigen Arbeitszeitrecht, in dem Arbeitsbereitschaft so definiert ist, dass es sich um Arbeitszeit handeln muss, in die regelmäßig und in erheblichem Ausmaß Arbeitsbereitschaft fällt."

Generell wird gefordert, dass entgegenstehende Interessen der Dienstnehmer Berücksichtigung finden müssen.

§ 26 Abs 5 DO beziehungsweise § 11 Abs 5 VBO beziehen sich auf die Rufbereitschaft, die ganz besonders Anstoß zur Kritik auf Seiten der Dienstnehmer gibt, wie uns mitgeteilt wurde. Die Regelung der Dienstbereitschaft bedeutet, dass es sich dabei, im Gegensatz zu Bereitschaftsdiensten, nicht um Arbeitszeit im engeren Sinn handelt. Es gelten hiefür die Grenzen des Wiener Bedienstetenschutzgesetzes nicht. Und es wird von der AK eben vorgeschlagen, zumindest die Grenzen des § 20a des Arbeitszeitgesetzes zu übernehmen.

Weiters: § 26 Abs 2 DO und entsprechende Regelungen in der Vertragsbedienstetenordnung beziehen sich auf fixe Arbeitszeiten und den Durchrechnungszeitraum von 52 Wochen. Hier muss noch eine Klärung erfolgen, dass für Besoldungsfragen andere Maßstäbe zu gelten haben als für den Bedienstetenschutz. Das sagt zumindest die Arbeiterkammer und zieht daraus Schlussfolgerungen.

Weiters: § 26 Abs 6 bezieht sich auf Reisezeiten, die als Arbeitszeit gelten. Diese werden allerdings verbunden mit dem Begriff der „sich aus dem Fixdienstplan ergebenden Arbeitszeit", deren Erreichen sich als notwendig erweist. Hier sollte allerdings auch die Vergütung umgestellt werden.

Ein Einwand der Arbeiterkammer, der interessant ist, den ich als solchen nicht beachtet hätte, bezieht sich auf die Meldepflicht für Personen, die im Besitz eines rechtskräftigen Bescheides nach dem Behinderteneinstellungsgesetz sind. Hier befürchtet die Arbeiterkammer weitergehende und weiter vorhandene Diskriminierungen.

§ 46 Abs 4 – das Konzept eines stundenweisen Urlaubsverbrauches. Das wird grundsätzlich abgelehnt. - Ich finde interessant, was hier die Gewerkschafter dazu sagen werden. – „Deshalb ist auch die Aufrundung auf ganze Stunden unzureichend. Es wird vorgeschlagen, auf die nächsthöhere durch 8 teilbare Zahl aufzurunden, um dadurch tageweisen Verbrauch des Urlaubs zu gewährleisten." - Der jetzige Text im § 46 Abs 8 lautet: „Notwendige Abweichungen bis zu 8 Stunden sind zulässig." – In welche Richtung, ist unklar; es ist zumindest für mich nicht erkennbar.

Weiters: „Der Anspruch auf den jährlichen Erholungsurlaub soll nach dem letzten Teilsatz auch entfallen, wenn dem Beamten ein Verbrauch des Erholungsurlaubes bis zu diesem Zeitpunkt nicht möglich war." - Dem stünden Entscheidungen der Justiz entgegen.

Interessant ist, dass diese Einwendungen der Arbeiterkammer auch von den Bediensteten und von Vertretern der Personalvertretung sehr wohl mitgetragen werden. Ganz besonders wurde mir übermittelt, dass eben die Regelung in § 26 Abs 4 - dass der Beamte aus dienstlichen Gründen zur Leistung des Bereitschaftsdienstes verpflichtet werden kann - der Kritik unterworfen ist. Besonders die Rufbereitschaft ist etwas, was den Bediensteten sauer aufstößt. 

Und: Die Normalarbeitszeit kann in den einzelnen Wochen über- oder unterschritten werden, muss aber 
im Durchschnitt 40 Stunden je Woche betragen. Die Dauer des Durchrechnungszeitraumes darf maximal 52 Wochen betragen und ist festzulegen. - Auch hier gibt es Kritikpunkte.

Und letztlich wird Turnus-, Wechsel- und Schichtdienst als letztendliches Ergebnis einer Änderung der Dienstordnung befürchtet, und das löst keine Begeisterung bei den Bediensteten aus.

Wie gesagt, die Rufbereitschaft ist etwas, was ganz besonders im Widerspruch zu den Interessen der Dienstnehmer steht. Das Mitspracherecht und die Zuständigkeit der Personalvertretung und des Betriebsrates werden de facto durch diese neuen Regelungen eingeschränkt. Man hätte die Zuständigkeit für zugewiesene Mitarbeiter bei der Personalvertretung, beim Betriebsrat belassen können. So hätte man sicher auch von dort mehr Rechte einfordern können. Vor Jahren wurde dies bereits praktisch abgeschafft, und künftig wird nun in erster Linie überhaupt nur noch der Zentralbetriebsrat die Stellungnahmen abgeben.

Das Bedienstetenschutzgesetz ist auf Magistratsbedienstete, die in ausgegliederten Betrieben tätig sind, nicht anwendbar - und daher nicht auf die Holding, natürlich auch nicht auf die Wiener Linien. Und das bedeutet, dass bei Inkrafttreten der geplanten Dienstrechtsnovelle die EU-Arbeitszeitrichtlinie direkt wirken würde, ohne Abweichungsmöglichkeiten; sämtliche Bestimmungen sind da weiter drinnen. 

Der Artikel 18 lässt Abweichungen im Wege von Vereinbarungen zwischen Sozialpartnern auf niedriger Ebene zu. Und ich hoffe - das hoffen zumindest die Personalvertreter -, dass die zur Zeit stattfindenden Verhandlungen zur Umsetzung dieses Artikels 18 für den Bereich des Wiener Stadtwerke-Konzerns Betriebsvereinbarungen auf unterer Ebene möglich machen werden.

Kritisiert wird, dass die Dienstrechtsnovelle eine dauernde Arbeitszeitverteilung durch die Beschäftiger Wiener Linien und nicht mehr, wie bisher, durch die Überlasser Stadt Wien normiert. Das heißt also, Arbeitszeitmodelle, die jetzt in der Dienstordnung, in der Vertragsbedienstetenordnung in detaillierter Form geregelt werden, werden für diese Bediensteten nicht mehr zur Anwendung gelangen.

Somit sind auch die im § 39 Abs 2 des Personalvertretungsgesetzes beschriebenen Mitwirkungsrechte bei der Aufteilung der Arbeitszeit gemäß der Dienstordnung und der Vertragsbedienstetenordnung nicht mehr vorgesehen. Die Mitwirkungsrechte werden vom Zentralbetriebsrat übernommen und offensichtlich nicht mehr auf unterer Ebene - dort, wo sie durchaus auch hingehören, wie ich glaube – wahrgenommen. 

Das bedeutet eine Verpflichtung zu Mehrdienstleistungen, Überstunden, Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft - wobei besonders die Rufbereitschaft auf Kritik der Bediensteten stößt. 

Das Resümee von Personalvertretern: Mit Inkrafttreten der Dienstrechtsnovelle verabschiedet sich die Stadt Wien von den zugewiesenen Magistratsbediensteten. Im besten Fall kommt es zu einer Gleichstellung mit den Kollektivvertragsbediensteten aus dienstlicher Sicht. Und: Dem Dienststellenausschuss werden Möglichkeiten entzogen, denn Änderungen der Arbeitszeit waren bisher zustimmungspflichtig und werden es jetzt nicht mehr auf dieser Ebene sein. Und: Sollte die elfstündige Ruhezeit, die da mit verpackt ist, in Kraft treten, dann werden Dienstleistungen gestrichen, und der Zwang zum gewünschten Schichtdienst ist da. Es ist mit Sicherheit zumindest im Bereich der ausgegliederten Dienstnehmer damit zu rechnen, dass sie deutliche finanzielle Einbußen erleiden werden.

Wir lehnen daher diese Novelle des Dienstrechtes ab, wiewohl – das sei nochmals gesagt - durchaus interessante Aspekte ebenfalls darin enthalten sind.

Wir nehmen die beiden Anträge der GRÜNEN hinsichtlich Arbeitszeitaufzeichnungen und Anerkennung von Mehrdienstleistungen an. Das ist ja auch irgendwo klar, denn Frau Kollegin Puller ist sicher jemand, der bei diesen Anträgen praxisorientiert an die Sache herangeht, und daher ist das nur unterstützenswert.

Dem ÖVP‑Antrag, in dem es heißt, die zuständige Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsument-
Innenschutz und Personal möge dem Wiener Landtag einen Entwurf über ein einfaches und transparentes System der Besoldung vorlegen, welches den Bediensteten einen Rechtsanspruch auf ihr gesamtes Entgelt gibt, und für den die sofortige Abstimmung verlangt wird, können wir nur zustimmen, falls es eine Zuweisung geben sollte, und zwar deswegen:

Zur Klärung von Vorgangsweisen zu einer allgemeinen, großen Reform ist so ein Antrag eine Art Startschuss. Daher: Wenn eine Zuweisung gemacht wird, stimmen wir dem gerne zu. Ich glaube nämlich, der Antrag ist einmal grundsätzlich richtig, aber er ist eigentlich im Sinne einer Absichtserklärung formuliert, und daher gehört darüber diskutiert. Was bleibt zum Beispiel von Nebengebühren, wenn hier in irgendeiner Form der Landesgesetzgeber einen Rechtsanspruch normiert? Welche werden überleben, welche nicht? Was geschieht in den weiteren Bestimmungen mit weiteren Nebengebühren, die dann nicht in diesen Rechtsanspruchkatalog aufgenommen werden? - Da brauchen wir eben noch keinen Entwurf der Stadträtin als solchen, aber wir brauchen Vorarbeiten, Überprüfung der Leistungen, des Nebengebührenkataloges: Was ist davon Rechtsanspruch und was nicht? Welche Leistungen werden wie vergütet? Und das muss, glaube ich, in langen Diskussionen intern einmal besprochen werden. Solche Klärungen sollen folgen, und erst dann kann eine Generalreform möglich sein. Und daher stimmen wir dem Antrag bei Zuweisung zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Puller. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Herr Herzog hat ja schon viel vorweggenommen. Diese Novellierung beinhaltet natürlich auch Verbesserungen, aber sie hat auch viele Haken. Ich möchte jetzt nicht auf die Haken detailliert eingehen, denn das hat Herr Herzog schon vor mir gemacht, sondern ich möchte auf etwas anderes eingehen, und zwar auf die Vorgangsweise, die wie immer bei so einer großen Novellierung oder Änderung einer Dienstordnung gewählt wird. Eine der umfangreichsten und massivsten Änderungen wurde in dieser Dienstordnung vorgenommen - und dieser 210 Seiten schwere Entwurf wurde dann von 19. Juli bis 14. August zur Begutachtung vorgelegt. 

Wie gesagt, im Mittelpunkt der Änderungen, einer der umfangreichsten und massivsten Änderungen, stehen die Flexibilisierung der Arbeitszeitgestaltung beziehungsweise die Einarbeitung der Arbeitsrichtlinien der EU - und da hat man dann, meine sehr geehrten Damen und Herren, mitten in der Urlaubszeit drei Wochen Zeit, diese zu begutachten, und soll auch noch die Zeit finden, eine fundierte Stellungnahme dazu abzugeben. Dieser Zeitrahmen ist einfach zu kurz, denke ich. Sogar die SPÖ, soweit ich es in Erinnerung habe, hat im Ausschuss auch dafür gestimmt, und man braucht schon eine Zeit lang, um dieses 210 Seiten starke Papier durchzuarbeiten. 

Wie gesagt, die Stellungnahmen kamen von der Arbeiterkammer, von der Gewerkschaftsfraktion Konsequente Interessensvertretung – KIV, von der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten und dem Bundeskanzleramt. Und erstaunlicherweise war die Stellungnahme der GdG einmal sehr umfangreich und umfassend - denn normalerweise ist man ja gewohnt, dass es bei einer Stellungnahme der GdG, ich kann mich erinnern, nur um die Versetzung eines Beistrichs geht oder das Fehlen eines Klammerausdrucks kritisiert wird. Diesmal aber wurde doch auf einer fünf Seiten langen Stellungnahme auch Kritik von der Gewerkschaft geäußert.

Aber, meine Damen und Herren, es wurde keine Kritik oder Stellungnahme - weder jene von der Arbeiterkammer noch jene von der KIV, von der GdG oder vom Bundeskanzleramt - in die Endversion mit eingearbeitet.

Deshalb stellen wir GRÜNEN heute zwei Abänderungsanträge. Ich lese nur die Begründung vor und erspare es Ihnen, dass ich den gesamten Abänderungsantrag mit all den Paragraphen, Ziffern und Absätzen vorlese, denn jeder hat ja diese Abänderungsanträge vor sich liegen. Der erste Abänderungsantrag, betreffend Arbeitszeitaufzeichnung:

„Mit der vorliegenden Gesetzesnovelle soll die Form der Arbeitszeitaufzeichnung und deren automationsunterstützte Aufzeichnung geregelt werden. In den Stellungnahmen der GewerkschaftsvertreterInnen wird einhellig, sowohl in der Stellungnahme der KIV als auch in der Stellungnahme der GdG, darauf hingewiesen, dass die automationsunterstützte Aufzeichnung der Arbeitszeitaufzeichnungen auf den Beginn und das Ende der täglichen Arbeitszeit beschränkt werden soll. Diese Forderung ist zu unterstützen, da der Gesetzgeber die Schranken für eine solche Erfassung aus Gründen des ArbeitnehmerInnen‑ und Datenschutzes eng setzen sollte. 

Des Weiteren sollte im Sinne einer stärkeren Mitsprache der Personalvertretung diese bei der Erarbeitung der Form der Arbeitszeitaufzeichnungen ein Zustimmungsrecht gemäß § 39 Abs 2 PVG und nicht, wie im vorliegenden Entwurf vorgesehen, lediglich ein zahnloses Informationsrecht gemäß Abs 7 erhalten."

Der zweite Abänderungsantrag:

„In der vorliegenden Gesetzesnovelle ist die Anerkennung von Überstunden praktisch nur möglich, wenn diese ausdrücklich angeordnet werden. Dieses Faktum wird auch in der Stellungnahme des Bundeskanzleramtes kritisch beurteilt, welche eine Streichung dieses Wortes empfiehlt, um auch eine konkludente Anordnung mitzuerfassen. Im vorliegenden Abänderungsantrag soll dieser Forderung entsprochen werden. 

Darüber hinaus soll auch klargestellt werden, dass Mehrdienstleistungen dann anerkannt werden, wenn von Bediensteten Dienstleistungen verlangt werden, die bei richtiger Einteilung der Arbeit in der Normalarbeitszeit nicht erledigt werden können."

Zusammenfassend, meine Damen und Herren: Einer Reihe von Verbesserungen stehen unklare Formulierungen und Verschärfungen gegenüber. Personalvertretungsrechte werden entweder gar nicht beziehungsweise nur in unzulänglicher Weise berücksichtigt, und am Ungleichgewicht zwischen Dienstgeberin und DienstnehmerIn hat sich nichts geändert. Nach wie vor steht das Prinzip des Gewährens und nicht des Gebührens im Vordergrund. Wie schon bei den letzten Änderungen auch wurde nicht einmal ansatzweise über eine diesbezügliche Neugestaltung nachgedacht, sondern es wird ein Regelwerk verändert, und auch die Gewerkschaft versucht da nicht, einen zeitgemäßeren, partnerschaftlicheren Ansatz zu finden, sondern begnügt sich mit Kommentaren und verhaltener Kritik am Entwurf der Dienstgeberin. 

Ich brauche jetzt keine Wahrsagerkugel, um das Abstimmungsverhalten der Sozialdemokraten vorherzusagen, möchte jedoch festhalten und daran erinnern, dass ein hoher ArbeitnehmerInnenvertreter in unseren Reihen sitzt, in Ihren (in Richtung SPÖ weisend) Reihen, nämlich der Vorsitzende der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, und ich möchte schon betonen: Wenn Sie gegen diese unsere Abänderungsanträge stimmen, dann stimmen Sie gegen sich selbst, weil ja Ihre Kritik überhaupt nicht eingebaut wurde, Herr Gewerkschaftsvorsitzender oder – heute - Herr Landtagsabgeordneter. Da fällt mir immer der Vergleich ein, den meine Kollegin Vassilakou Ihrem Vorgänger schon einmal unterbreitet hat: Welchen Hut hat man heute auf? Heute hat man den Landtagsabgeordneten-Hut auf. Morgen haben wir wieder einen ArbeitnehmerInnen-Hut auf. Das ist eben die Unvereinbarkeit der Doppel- und Mehrfachfunktionen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Nächster Redner ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Man muss mit viel Material ausgestattet zum Rednerpult kommen, wenn man über eine solche Novelle reden möchte. Sie ist sehr dick, sie ist sehr umfangreich, und wir haben wieder einmal die Situation, dass Sie mit einer einzigen Novelle heute gleich sechs Landesgesetze novellieren. Jetzt gestehe ich schon zu, dass diese Gesetze heute durchaus viel gemein haben, aber es ist keine sehr transparente und übersichtliche Art des Vorgehens. Es erleichtert die politische Debatte und die Jurisprudenz nicht wirklich, wenn ich in einem Landesgesetzblatt Veränderungen von sechs Gesetzen, nämlich der Dienstordnung, der Besoldungsordnung, der Vertragsbedienstetenordnung, des Personalvertretungsgesetzes, des Bedienstetenschutzgesetzes und des Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetzes habe. Ich darf daher aus diesem Anlass wiederum darum bitten und ersuchen, dass wir in Zukunft einzelne Novellierungen beschließen und einzelne Landesgesetze auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

Aber nun zum Inhaltlichen. Ich darf es gleich vorwegnehmen: Es ist natürlich sehr viel, wenn nicht fast alles richtig, was meine beiden Vorredner gesagt haben, aber die politische Bewertung meiner Fraktion ist dann doch anders ausgefallen. Wir sind der Meinung, dass die Vorteile und die positiven Neuerungen in diesem Gesetz die Kritikpunkte in der Art und Weise überwiegen, dass wir letztendlich diesem Gesetz zustimmen wollen. Große Würfe sind gelungen: Dass die Gleitzeit zum Normalfall werden soll, ist wohl eine tolle Sache. Dass es nun klare Regelungen gibt, was die Überstunden betrifft, ist auch etwas sehr Erfreuliches. Und es ist nicht so, bitte, dass Mehrdienstleistungen nur dann abgegolten werden, wenn sie vom Vorgesetzten ausdrücklich angeordnet werden. Es ist auch möglich, dass der Dienstnehmer Mehrdienstleistungen erbringt, wenn das aus bestimmten Gründen notwendig ist, und sie werden dann trotzdem abgegolten. 

Als Arbeitnehmerschutzbestimmung ist eine Interessenabwägung hineingekommen: Nicht jede Überstunde, die für den Dienstgeber wünschenswert wäre, darf auch tatsächlich angeordnet werden; es muss eine Interessenabwägung erfolgen, da es natürlich auch Interessen von Mitarbeitern gibt, ob nun eine solche Überstunde zu leisten ist oder nicht. 

Der mögliche Freizeitausgleich von Feiertags- und Nachtdienst im Verhältnis 1 : 2 ist erfreulich. 

Ein großer Wurf: die Telearbeit. Es ist in Zukunft möglich, von zu Hause, vom Telearbeitsplatz zu Hause, Arbeiten zu verrichten. Ich glaube, dass hier sowohl auf die Interessen der Arbeitnehmer als auch auf jene des Dienstgebers Rücksicht genommen worden ist. 

Es ist sinnvoll, Teilzeitbeschäftigung auch mit einer geringeren Mindestdauer zu ermöglichen. Es ist sinnvoll, wenn es zusätzliche Dienstleistungen bei Teilzeitbeschäftigten gibt, diese auch in Freizeit ausgleichen zu können, im Verhältnis 1 : 1,25. 

Beim Behinderteneinstellungsgesetz darf ich schon darauf aufmerksam machen: Das Problem, bitte, sehr verehrte Damen und Herren in der Stadtregierung, ist ja nicht, dass ein Behinderter seinen Bescheid nicht herzeigen würde, sondern das Problem ist, dass wir leider Gottes viel zu wenige Behinderte in den Magistratsdienst aufnehmen und dass die Einstellungsquote nach dem Behinderteneinstellungsgesetz nicht erfüllt wird und beträchtliche Ausgleichstaxen zu bezahlen sind. 

Es gibt mehr Urlaub, es gibt Zusatzurlaub aus gesundheitlichen Überlegungen, wenn es ein Mitarbeiter braucht, wenn eine besondere Gefährdung mit seiner Tätigkeit verbunden ist, und es gibt einen Zusatzurlaubsanspruch für ältere Bedienstete ab dem 57. beziehungsweise ab dem 60. Lebensjahr, und es gibt auch mehr Flexibilität bei Freizeiten, bei Auszeiten, beim Freijahr, das in Zukunft mit jedem 1. angetreten werden kann, und auch beim Freiquartal, das nun möglich sein soll. Diese Flexibilität ist natürlich etwas Erfreuliches. 

Lassen Sie mich jetzt zu den finanziellen Erläuterungen in diesem Entwurf kommen. Da möchte ich gleich auf die wesentliche finanzielle Mehrbelastung, nämlich auf Grund der neuen arbeitszeitrechtlichen Bestimmungen, zu sprechen kommen. Das muss man sich schon auf der Zunge zergehen lassen, und ich wundere mich ja, warum die Sozialdemokratie diese Umstände, die darin enthalten sind, nicht als Konjunktur- und Beschäftigungspaket verkauft! Es steht nämlich tatsächlich drinnen, dass es einen Mehraufwand – bitte, nur auf Grund von arbeitszeitlichen Veränderungen! - in der Größenordnung von 80 bis 90 Millionen EUR geben soll und dass wir in dieser Stadt 1 860 Bedienstete mehr brauchen!

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie uns bitte kurz innehalten. Wir haben in dieser Stadt im Jahr Pensionierungen bei den Beamten in der Größenordnung von ungefähr 900 - auf oder ab selbstverständlich. Wir ändern jetzt die Arbeitszeit, was grundsätzlich richtig ist, es kommt ein neues Arbeitszeitregulativ, und man schätzt, dass wir auf Grund dieser neuen Normen zur Arbeitszeit bis zu 1 860 Bedienstete mehr brauchen werden. Wenn sie die Stadt so im Schnitt 40 000 EUR pro Person kosten, dann haben wir einen jährlichen Mehraufwand von 85 Millionen EUR.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe mit Spezialisten aus diesem Bereich gesprochen, die können sich das nicht vorstellen. Ich glaube auch, dass die Personalstadträtin und auch die Finanzstadträtin hoffen, dass das nicht stimmt, was da drinnen steht. Wenn es stimmt und wenn Sie tatsächlich davon überzeugt sind, dann wundert es mich, dass Sie es nicht als Investitions-Konjunkturpaket und auch als Beschäftigungspaket verkaufen.

Aber lassen Sie mich jetzt noch auf die Kritikpunkte zu sprechen kommen.

Ich glaube, dass die Opt-out-Regelung bei der Arbeitszeit tatsächlich problematisch ist. So erfreulich es ist, dass der Normfall sein wird, dass die Arbeitszeit reduziert wird, so problematisch ist es, wenn eine Arbeitnehmerschutzbestimmung nicht zwingendes Recht ist, sondern dispositives Recht ist und man mit Zustimmung des Arbeitnehmers auf eine Schutzvorschrift verzichten kann. So etwas ist möglicherweise dann noch zu rechtfertigen, wenn eine übergeordnete Einheit zustimmt, zum Beispiel der Dienststellenausschuss, damit gewährleistet ist, dass hier kein unbotmäßiger Druck auf die Mitarbeiter ausgeübt wird. 

Ich kritisiere auch, dass die Mehrdienstleistungen bei den Teilzeitbeschäftigten de facto nur sehr selten zur Auszahlung gelangen werden und im Regelfall ein Freizeitausgleich erfolgen wird, weil der dreimonatige Durchrechnungszeitraum sicher nicht ideal definiert worden ist.

Ein ganz wesentlicher Kritikpunkt ist aus meiner Sicht natürlich auch das Procedere, so wie auch meine Vorrednerin bereits geschildert hat. Es wurde hier mit den Minderheitsfraktionen in diesem Haus, und zwar aus der Personalvertretung, aus dem Bereich der Gewerkschaft, nicht wirklich freundlich umgegangen. Wir wissen, dass mit der Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter diese Normen bereits seit dem Jahr 2006 diskutiert worden sind, und wir wissen auch, dass den Minderheitsfraktionen nur ein minimaler Zeitraum gegeben wurde, um eine Stellungnahme abzugeben. Man gibt da nicht nur drei bis vier Wochen im Hochsommer, im Juli und im August, um dazu Stellung nehmen zu können, damit man das ganz schnell in der Urlaubsphase durchbringt. Das ist ein Stil, wie man in Wahrheit als Arbeitgeber mit seinen Dienstnehmern nicht umgeht, und schon gar nicht mit den Dienstnehmervertretern der Minderheitsfraktionen. 

Wenn ich auch gesagt habe, dass ich viel von dem teile, was meine Vorrednerin Puller gesagt hat, so glaube ich doch, dass die beiden Abänderungsanträge nicht so sind, dass die Arbeitnehmer ihrer tatsächlich unbedingt bedürfen. Ich glaube, dass man bei einer ausgewogenen Abwägung von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen, die wir ja hier zu treffen haben, mit den Bestimmungen durchaus auskommen kann. Was die Mehrdienstleistungen betrifft: Es ist nicht so, dass nur die ausdrücklich angeordneten ersetzt werden. Es ist schon so - und das ist in § 26a Abs 4 geregelt -, dass aus Eigenem ebenfalls Überstunden geleistet werden können, die dann abzugelten sind. Und was die Arbeitsaufzeichnungen betrifft, so denke ich mir, dass es auch zumutbar ist und auch sinnvoll ist, bei Unterbrechungen der Arbeitszeit zwischendurch diese zu verzeichnen, und nicht nur Anfang und Ende der täglichen Dienstzeit. 

Aber lassen Sie mich noch zu zwei grundsätzlichen Dingen kommen, die ja überhaupt nicht getrennt werden können von dieser Personaldebatte, die wir heute führen: Das sind die Frühpensionierungen in dieser Stadt und das Besoldungssystem in dieser Stadt. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Zwei von drei Wiener Beamten gehen in Frühpension. Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen! Wir haben ungefähr 900 Pensionierungen im Jahr, davon erfolgen ungefähr 600 - ein bisschen auf, ein bisschen ab, jedes Jahr natürlich unterschiedlich - aus gesundheitlichen Gründen oder aus organisatorischen Gründen vorzeitig. Da muss man sich schon etwas überlegen. Da darf man schon die Frage in den Raum stellen: Macht Arbeiten bei dieser Stadt krank? Denn von den zwei Dritteln Frühpensionisten werden ja nur ungefähr 10 Prozent aus organisatorischen Gründen in Frühpension geschickt und 90 Prozent aus gesundheitlichen Gründen. Das heißt, wir haben so zwischen 500 und 600 Personen von insgesamt 900, die Jahr für Jahr aus gesundheitlichen Gründen hier ihren Dienst quittieren müssen. Das können wir doch nicht Jahr für Jahr so zur Kenntnis nehmen und so tun, als wäre nichts! (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Jahr 2006 waren es 570 Beamte, die vorzeitig in den Ruhestand versetzt worden sind, 485 aus gesundheitlichen Gründen, 85 aus organisatorischen Gründen. Im Jahr 2007 sind 627 Beamte vorzeitig in den Ruhestand versetzt worden, davon 536 aus gesundheitlichen Gründen und 91 aus organisatorischen Gründen. Für das Jahr 2008 kann ich Ihnen nur vorläufige Zahlen bis zum November sagen. Da wurden 582 Beamte vorzeitig in den Ruhestand versetzt, 514 aus gesundheitlichen Gründen und 68 aus organisatorischen Gründen.

Und jetzt rechnen Sie nach Ihren eigenen Berechnungen damit, dass wir einen finanziellen Mehraufwand auf Grund neuer arbeitszeitrechtlicher Vorschriften in der Größenordnung von 85 Millionen EUR haben - und lassen es zu, dass Jahr für Jahr 600 Frühpensionierungen erfolgen, davon wiederum 10 Prozent aus organisatorischen Gründen?! Das kostet mehr als diese 85 Millionen EUR pro Jahr! Und ich frage mich, wie Pensionierungen aus organisatorischen Gründen in einem so riesigen Apparat wie der Wiener Gemeinde, wie dem Magistrat, aber auch dem KAV, überhaupt noch zu rechtfertigen sind. Denn dass man hier Personen nicht anderswo einsetzen kann, dass man diese nicht umschulen kann, dass wir diese nicht brauchen können, das können Sie mir doch nicht erzählen! - Oder tun Sie es hier, und Sie müssen die Verantwortung dafür tragen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Mittelpunkt steht natürlich, dass wir unsere Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen gesund erhalten müssen. Und da ist mir einfach zu wenig passiert, denn nur schöne Worte reichen nicht. Es ist einfach erforderlich, dass wir die Frühpensionierungen aus gesundheitlichen Gründen hinunter bringen. Und wenn wir diese nicht hinunter bringen, dann haben die Verantwortlichen in diesem Bereich versagt. 

Wir bringen daher einen Beschlussantrag an die zuständige Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal ein, jährlich an die Gemeinderätliche Personalkommission Bericht zu legen über die im Bereich der Gesundheitsvorsorge und Gesundheitsförderungen für die Mitarbeiter der Stadt Wien getätigten Maßnahmen sowie Sorge dafür zu tragen, das zur Schaffung der erforderlichen Rahmenbedingungen, um Mitarbeiter länger gesund und produktiv am Berufsleben teilnehmen zu lassen, angekündigte Maßnahmenpaket bis spätestens April 2009 zu präsentieren und ehest umzusetzen sowie Sorge dafür zu tragen, dass Versetzungen in den Ruhestand aus organisatorischen Gründen grundsätzlich überhaupt nicht mehr erfolgen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich habe noch eine Erklärung dafür, warum Arbeiten bei der Gemeinde Wien krank machen kann: Vielleicht ist es das besondere Abhängigkeitsverhältnis in dieser Stadt von der Mehrheitsfraktion? Vielleicht ist es das besondere Abhängigkeitsverhältnis, was ihr Gehalt betrifft? Es ist ja nicht einmal selbstverständlich, dass das Gehalt im nächsten Jahr abgesichert ist! Ja, das Grundgehalt selbstverständlich, bei den Beamten wie auch bei den Vertragsbediensteten - aber was ist mit den vielen Nebengebühren und mit den vielen Zulagen? Da ist es nicht selbstverständlich, dass diese der Mitarbeiter im nächsten Jahr auch bekommt. Und da ist es natürlich naheliegend, dass man sich anständig verhält: dass man sich anständig verhält gegenüber den Vorgesetzten, dass man sich anständig verhält gegenüber den Gewerkschaften, denn die Gewerkschafter verhandeln jede einzelne Zulage mit den Spitzenvertretern aus. - Das ist ein unglaubliches Feudalsystem! Das sind Abhängigkeitsverhältnisse im Sozialismus in Reinkultur. Das widerspricht dem Rechtsstaat. Sehr geehrte Damen und Herren, schaffen Sie das endlich ab! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich habe ihn hier, den Nebengebührenkatalog. Das ist er (Der Redner hält einen Ordner mit Unterlagen in die Höhe.), diese Schwarte: über 300 Seiten, über 1 000 unterschiedliche Zulagen - ich schätze einmal, so an die 3 Kilo schwer. Das wird jedes Jahr neu verhandelt. Da gibt es Zulagen, die gelten für tausende Mitarbeiter, und da gibt es Zulagen, die gelten nur für einen einzelnen Mitarbeiter. Und daran sieht man, wie sehr dieser unmittelbar davon betroffen ist! Ich möchte jetzt keine konkreten Dienststellen nennen, aber Sie würden sofort sagen: Aha!, wenn ich das täte. Da ist der Einzelne davon abhängig - und stimmt sein Verhalten entsprechend ab -, dass er nächstes Jahr vielleicht wieder bis zu 50 Prozent seines Einkommens bekommt, denn bis zu 50 Prozent machen diese Zulagen beim Gesamtgehalt aus. Wir bringen daher in diesem Zusammenhang einen Beschlussantrag ein:

„Die zuständige Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal möge dem Wiener Landtag einen Entwurf über ein einfacheres und transparentes System der Besoldung vorlegen, welches den Bediensteten einen Rechtsanspruch auf ihr gesamtes Entgelt gibt. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Herrn Landeshauptmann und an die zuständige Frau amtsführende Stadträtin verlangt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf die FPÖ ausdrücklich darauf aufmerksam machen (StR Johann Herzog: Wir stimmen gern zu!), dass wir von der sofortigen Abstimmung umgeschwenkt haben auf die Zuweisung. Ich freue mich über die angekündigte Zustimmung und lade alle anderen Abgeordneten in diesem Saal ein, sich einen Ruck zu geben für mehr Rechtsschutz, für mehr Rechtsstaatlichkeit und für einen Rechtsanspruch auf das gesamte Entgelt in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Ing Meidlinger. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Werte Damen und Herren!

Es waren so viele Fragen und Anmerkungen, dass ich fast dazu geneigt bin, Sie einzuladen oder aufzufordern, wenn Sie es nicht sind, Mitglied der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten zu werden und einen Schulungskurs zu besuchen. (Abg Mag Wolfgang Jung: ... Ideologie, oder?) Denn einiges von dem, was Sie hier vorgebracht haben, wäre dort sicherlich mit einem Kurs zu beenden. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Bei der vorliegenden Novelle, mit der die Dienstordnung, die Vertragsbedienstetenordnung, das Personalvertretungsgesetz und so weiter geändert werden sollen, handelt es sich um ein Gesetz, durch das drei Teile verändert werden. Das Erste sind die Arbeitszeit und arbeitszeitrechtliche Bestimmungen, der zweite Teil ist das Urlaubsrecht und der dritte Teil, wie bereits erwähnt, die Umsetzung der EU-Richtlinie zum Thema Arbeitszeit im Bereich des Bedienstetenschutzes. 

Wir sind sehr froh, dass diese Arbeitszeitänderungen kommen und gemacht werden, denn - und ich darf Sie schon auch daran erinnern - schauen Sie in die heutige Dienstordnung hinein, was sich dort zum Thema Arbeitszeit wiederfindet! Wir haben auf Grund dieser unklaren oder sehr wenigen Bestimmungen ein Ausmaß an Einzelvereinbarungen erreicht, angesichts dessen es an der Zeit ist, diese Einzelvereinbarungen wieder in einen gesamten Rahmen zu fassen.

Dass wir das in einen gesamten Rahmen bringen müssen, hat auch den Grund, dass diese Arbeitszeitnovelle auch zum Beispiel Durchrechnungszeiten bis zu 52 Wochen nach Vereinbarung mit der Personalvertretung zulassen muss, weil das eben heute schon die tagtäglich geübte Praxis der Kolleginnen und Kollegen ist, die draußen für uns Dienst machen, dass sie nämlich auch entsprechende Arbeitszeitmodelle haben, wie Jahresarbeitszeitmodelle bei der Feuerwehr. 

Die Kritik ist hier nicht angebracht. Es handelt sich um eine Sozialpartnereinigung und -vereinbarung. Wir haben korrekt mit den Hauptgruppen der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten verhandelt. Und wir haben zur Begutachtung dieses Gesetzes keine drei Wochen, sondern sechs Wochen zur Verfügung gehabt.

Es ist ein modernes Recht mit vielen Vorteilen für Kolleginnen und Kollegen, für die Bediensteten geworden. Es sind hier ja bereits einige Dinge angesprochen worden, wie zum Beispiel die grundsätzliche Definition bei Arbeitszeitformen. Wir haben nur die 173 Stunden in der Dienstordnung drinnen stehen, jetzt haben wir die 40‑Stunden-Woche klar definiert, wir haben Schichtwechsel und Turnusdienst klar definiert, wir haben Fixarbeitszeitmodelle klar definiert, und wir haben auch die Gleitzeit mit vorgegebenen Gleitzeitrahmen klar definiert. 

Lassen Sie mich hier gleich sagen: Da gibt es kein Drüberfahren per Gesetz über die Bediensteten, sondern es ist jedes dieser einzelnen Arbeitszeitmodelle mit der Personalvertretung zu verhandeln. Das heißt, jedes vor Ort gefahrene Arbeitszeitmodell ist im Einvernehmen mit der Personalvertretung zu machen und wird auch im Einvernehmen mit ihr gemacht. 

Wir haben Flexibilisierungen beim Freijahr – das wurde auch bereits alles erwähnt -, Freiquartal, Verbesserung beim Zeitausgleich. Es gibt jetzt auch die Möglichkeit, Sonntags-, Feiertags- und Nachtüberstunden in Form eines Freizeitausgleichs im Verhältnis 1 : 2 abgegolten zu bekommen. Wir haben endlich auch geregelt, dass die Pflegefreistellung den Urlaub unterbricht. Wir haben für die Teilzeitbeschäftigten die Regelungen der Privatwirtschaft mit 1 : 1,25 Zeitausgleich übernommen. In der Besoldungsordnung werden wir das auch noch nachziehen. - In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf den Umstand hinweisen, dass wir ganz andere Regelungen zur Teilzeit und ganz andere Voraussetzungen haben, als man sie in der Privatwirtschaft kennt, denn grundsätzlich sollten bei uns teilzeitbeschäftigte Kolleginnen oder Kollegen nicht zur Mehrarbeit herangezogen werden.

Wir haben Klarstellungen zur Reisezeit - auch diese haben bisher komplett gefehlt. Wir haben weiters die Frage der Nachtarbeit und vor allem des möglichen Ausstiegs aus der Nachtarbeit bei Problemen mit der Nachtarbeit, aber auch bei eventuellen Problemen im Fall von Kindererziehung und Kinderbetreuung geregelt.

Wir haben auch - das wurde auch bereits erwähnt - die Frage der Meldung von jenen Kolleginnen und Kollegen, die einen Bescheid nach Behinderteneinstellungsgesetz haben, geregelt. Es geht hier nicht darum, Druck auszuüben auf die Kolleginnen und Kollegen, sondern es geht hier um die Fürsorgepflicht der Dienstgeberin. Es geht hier darum, dass eine entsprechende Beratung durch die zuständigen Stellen der Stadt bei den Dienststellenleiterinnen und Dienststellenleitern stattfinden kann, wenn eine Kollegin oder ein Kollege Probleme gesundheitlicher Art hat, dass es hier möglicherweise auch Arbeitseinschränkungen geben kann - oder auch umgekehrt, wenn es keine Einschränkungen gibt, dass der Kollege oder die Kollegin auch entsprechend ohne Probleme dort weiter verwendet werden kann.

Wir haben im Urlaubsrecht die stundenweise Umrechnung vorgenommen, und das ist auch notwendig, weil wir eben schon so viele Arbeitszeitmodelle laufen haben und viele Kolleginnen und Kollegen bereits heute den konsumierten Urlaub stundenweise abgerechnet bekommen. Wir haben hier auch ermöglicht, dass der Urlaub stundenweise verbraucht werden kann. Das allerdings nicht uneingeschränkt, sondern mit beschränkenden Maßnahmen dahin gehend, dass es nur dann geht, wenn wir eine Tagesfreizeit erreichen, oder im Zusammenhang mit einer Wochenendfreizeit oder einem weiteren Urlaub, damit es auch hier keine Willkür der Dienstgeberin geben kann und damit die Kolleginnen und Kollegen auch nicht die Sorge haben müssen, dass sie jetzt stundenweise in Urlaub gehen müssen.

Wir haben auch - und das ist bis jetzt von keinem einzigen Redner und keiner einzigen Rednerin erwähnt worden - das beste Urlaubsrecht aller Urlaubsrechte. Wir haben nämlich die Regelung geschaffen, dass wir für die 57‑jährigen Kolleginnen und Kollegen drei Tage Zusatzurlaub haben und dass wir für die 60‑jährigen Kolleginnen und Kollegen plus zwei Urlaubstage haben. Das heißt, bei entsprechender Dienstzeitlänge beziehungsweise bei entsprechendem Alter kommen wir hier auf insgesamt sieben Wochen Urlaub, und damit haben wir das beste Urlaubsrecht aller Urlaubsrechte, die in diesem Land existieren. Ich glaube, daran sieht man, welchen Stellenwert die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für unsere Organisation haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben auch die EU-Richtlinie als Schutznorm im Bedienstetenschutz umgesetzt. Das heißt, dort, wo es im Bedienstetenschutz umzusetzen gilt, haben wir das gemacht. Wir sind hier nicht zuständig für jene Bereiche, wo ohnehin bereits der Bund zuständig ist - Beispiel Krankenanstaltenarbeitszeitgesetz -, sind aber auch nicht zuständig bei den ausgelagerten Unternehmungen - denn dort greift die Richtlinie direkt, das wurde auch erwähnt, weil eine bundesgesetzliche Regelung fehlt. Hier werden wir darauf drängen, dass es eine bundesgesetzliche Regelung gibt. 

Es wurde hier auch die Frage angesprochen - ich glaube, von Herrn StR Herzog -, ob die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Stadtwerken hier von den Ausnahmebestimmungen der EU-Richtlinie Gebrauch machen können. - Ja, das werden sie. Ich habe vorgestern die Vereinbarung auch dort unterschrieben. Damit ist auch dieses Kapitel erledigt. 

Wir haben - und ich möchte das noch einmal betonen - die Opting-out-Regelung gebraucht und brauchen sie, weil wir in dieser Stadt Dienstmodelle, Dienstarten und Dienstformen haben, wie sie eben nur eine Kommune haben kann, wenn sie 365 Tage im Jahr rund um die Uhr für die Bevölkerung Dienst leistet. Diese Opting-out-Regelung, die hier erwähnt wurde, ist sehr restriktiv handzuhaben, das heißt, es kann nicht willkürlich jeder Dienststellenleiter hergehen und eine Opting-out-Regelung anwenden, sondern das geht eben nur unter bestimmten Voraussetzungen. Das geht auch nur dann, wenn die Personalvertretung dem Dienstmodell zugestimmt hat - und erst dann werden die einzelne Mitarbeiterin, der einzelne Mitarbeiter gefragt, ob sie von dieser Opting-out-Regelung Gebrauch machen möchten. 

Weil hier auch kritisiert wurde, dass auf keine der Stellungnahmen Rücksicht genommen worden sei: Es wurde sehr wohl Rücksicht genommen, gerade auch hier bei der Opting-out-Regelung, denn es ist jetzt möglich, in diese Opting-out-Regelung nicht nur hineinzuoptieren, sondern auch wieder hinauszuoptieren. Auch da haben wir also die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geschützt, sodass sie hier auch wieder aussteigen können.

Was die Frage der Arbeitsruhebestimmungen und Höchstarbeitszeitgrenzen betrifft, so wurde das alles bereits hier erwähnt. Ich möchte das aber noch einmal betonen, weil es wichtig ist und weil es hier öfters ein großes Missverständnis gibt: Kein Arbeitszeitmodell dieser Stadt wird gefahren ohne Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Hier sind wir vorbildlich, und hier kann sich auch die Privatwirtschaft an uns ein Beispiel nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Frage der Rechte, wer zuständig ist, Personalvertretung oder Betriebsrat: Ich finde es sehr spannend, Frau Abg Puller, dass Sie sich hier herstellen und jetzt so tun, als ob wir Mitwirkungsrechte der Belegschaftsorgane abschaffen. Ihre eigenen Kolleginnen und Kollegen, Ihre eigene Fraktion in der Interessenvertretung hat in einer Betriebsratssitzung bei den Wiener Linien ein Gutachten verlangt zur Klarstellung: Wer ist zuständig, Betriebsrat oder Personalvertretung? Parallel dazu wurde auch dieses Gesetz geändert. Und dieses Gutachten, das ja auch Ihren Personalvertreterinnen und Personalvertretern bekannt ist, sagt eindeutig: Dort, wo es um das Rahmenrecht geht - ob es eine 40-Stunden-Woche oder eine 38-Stunden-Woche ist -, ist der Arbeitgeber, also die Stadt zuständig; dort, wo es um die betriebliche 
Übung, um die Einteilung der Arbeitszeit vor Ort geht, ist der Betriebsrat zuständig. - Und nichts anderes wurde hier nachvollzogen. 

Ich würde auch davor warnen, davon zu sprechen, dass wir die Kolleginnen und Kollegen ihres Mitwirkungsrechtes beraubt haben. Diese haben ein Mitwirkungsrecht über ihre gewählten Belegschaftsorgane, und das nehmen sie auch wahr. Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass wir ihnen das nicht weggenommen haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Zu den anderen Anmerkungen: 85 Millionen EUR Mehrkosten. Das ist natürlich dann der Fall, wenn kein einziger Beschäftigter die Opting-out-Regelung in Anspruch nimmt - und das steht ja auch so in den finanziellen Erläuterungen drinnen. Wir gehen aber davon aus, dass das doch viele Kolleginnen und Kollegen unterschreiben werden, damit wir auch die Dienste so, wie wir sie haben, aufrechterhalten können. Sonst hätten wir nämlich auch in der Versorgung der Bevölkerung womöglich Probleme. Und wir sind ja froh, dass die Kolleginnen und Kollegen dieses Angebot auch tatsächlich in Anspruch nehmen. 

Wir haben hier auch gehört, dass die Stadt Wien eine Reihe von Pensionierungen vornimmt beziehungsweise dass wir Organisationsänderungen und Frühpensionierungen haben. - Die Kolleginnen und Kollegen gehen nicht freiwillig in den Ruhestand, sondern sie gehen in den Ruhestand nach ärztlichen Attesten, wenn sie krank sind. Und das ist natürlich ein Zustand, der uns alle miteinander nicht zufrieden stellt, dass Kolleginnen und Kollegen krank werden, aber es gehört zum täglichen Leben, dass es passiert, und wir liegen, was das Durchschnittsalter der Pensionierungen betrifft, nicht anders als in der Privatwirtschaft - diese Statistiken kennen Sie ja sehr wohl auch. Was sich geändert hat, ist der Zugang. Als Kolleginnen und Kollegen vor 30, 35, 40 Jahren hier begonnen haben, waren natürlich die Arbeitsbedingungen anders. Hier tut die Stadt sehr viel für die Kolleginnen und Kollegen, hier tut die Stadt in Richtung Prävention, in Richtung Arbeitnehmerschutz sehr, sehr viel. Und weil hier von Lippenbekenntnissen gesprochen wurde: Auch die Lehrlinge, die bei der Stadt begonnen haben, haben heute bereits Bewegungsunterricht, Rückenschulen, und sie bekommen auch Ernährungsunterricht beziehungsweise Informationen über gesunde Ernährung übermittelt, damit eben auch in Zukunft diese Kolleginnen und Kollegen lange bei der Stadt beschäftigt sein können - und gesund bei der Stadt beschäftigt sein können, so, wie wir das wollen. Ich hoffe nur, dass uns das auch gelingt, und das wird sicherlich in einigen Bereichen, da oder dort, auch Geld kosten.

Was das Thema Organisationsänderung betrifft, so finde ich es besonders „spannend", dass Sie hier beantragen, dass in dieser Stadt keine Organisationsänderung mehr möglich sein soll und dass eine Versetzung in den Ruhestand aus organisatorischen Gründen grundsätzlich nicht mehr erfolgen soll. Darf ich nur ganz kurz die Zeit ein bisschen zurückdrehen und an eine Zeit erinnern, als es eine blau-schwarze Koalition auf Bundesebene gegeben hat, wo gerade durch Sie und mit Ihrer Mitwirkung ein eigenes Gesetz, nämlich das Sozialplangesetz, geschaffen wurde, wo hunderte Kolleginnen und Kollegen aus dem öffentlichen Dienst in den Ruhestand gezwungen wurden! - Da lobe ich mir doch den Umgang der Stadt, so wie wir ihn haben. Das ist ein sozial verträglicher, das ist einer, auf den wir stolz sein können - und nicht einer, mit dem wir das wiederholen, was 2001 die Bundesregierung gemacht hat! (Beifall bei der SPÖ. – Ruf bei der SPÖ: Genau!)
Wir werden diesen Antrag daher auch ablehnen, ebenso wie auch jenen zum Thema Besoldungssystem. Die Gewerkschaft verhandelt, wie wir wissen, permanent am Besoldungssystem und versucht, Verbesserungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu erringen und zu erreichen. Und was den Nebengebührenkatalog betrifft, so hat es - das wissen Sie genauso gut wie ich - seine Gründe, warum diese Rechtsform gewählt wurde: Damit wir eben nicht jedes Mal eine komplette Auflistung haben.

Ich möchte hier nur eines feststellen: Hören Sie auf mit der Verunsicherung bei den Kolleginnen und Kollegen, denn auf die Nebengebühren, die es hier gibt, haben sie einen Rechtsanspruch. (Abg Dr Wolfgang Ulm: Im Laufe der Jahre!) Der Nebengebührenkatalog hat keine Befristung. Sollte es für das kommende Jahr keinen Beschluss über den Nebengebührenkatalog geben, dann gilt der alte Nebengebührenkatalog weiter. Und daher: Hören Sie auf zu sagen, es gebe keine Rechtssicherheit, es gebe keine Rechtsgrundlage! Die Kolleginnen und Kollegen haben einen gültigen Nebengebührenkatalog und haben Rechtsanspruch auf ihr Entgelt. Daher ist dieser Antrag von unserer Seite auch abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Abänderungsanträge der GRÜNEN betreffen auf der einen Seite die Frage der Arbeitszeitaufzeichnungen und „Kommt"/„Geht".

Ja, wir haben das als Gewerkschaft gemeinsam mit unseren grünen Freunden als Stellungnahme geschrieben, und wir haben die klare Antwort erhalten, die wir uns erwartet haben, nämlich dass dort, wo es um „Kommt"/„Geht" geht, wo es um diese Aufzeichnungen geht, vom Recht her, auch vom Arbeitsverfassungsrecht her, keine Zustimmungspflicht herrscht. Aber dort, wo es um die Frage geht, dass man kontrollieren möchte, wo es um Kontrollen geht, ist eine Vereinbarung mit der Personalvertretung jedenfalls notwendig. Und daher reicht hier dieses Informationsrecht. Und deshalb ist dieser Abänderungsantrag auch entsprechend abzulehnen. 

Hinsichtlich des zweiten Antrags, wo es um die Überstunden geht, würde ich auch noch einmal auf das Gesetz, das wir jetzt haben, auf das Recht, das wir jetzt haben, verweisen. Wir haben in der neuen Dienstordnung, in den neuen Regelungen klare Verbesserungen. Und es war auch der Wunsch der Vertretungen, dass wir innerhalb von drei Tagen Klarheit haben, ob es eine Mehrdienstleistung war oder nicht, damit eben dann nicht die Streitigkeiten erst beginnen können. Und es gibt, wie auch mein Vorredner gesagt hat, im Gesetz genügend Begründungen, warum Überstunden und Mehrdienstleistungen auch dann, wenn sie von MitarbeiterInnen sozusagen ohne Chef und ohne Vorgesetzten gemacht werden, anerkannt werden. Und daher ist auch dieser Antrag von unserer Seite abzulehnen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche alle, dem Gesetz zuzustimmen, denn es gibt darin eine Reihe von sozialpolitischen Fortschritten für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in dieser Stadt - ich denke da nur etwa an die Urlaubsverlängerungen. Alle, die hier gegen dieses Recht stimmen, stimmen in Wirklichkeit auch gegen diese sozialpolitischen Maßnahmen. Wir haben ein modernes Recht zum Thema Arbeitszeit, wir haben ein modernes Recht im Urlaubsrecht und im Bedienstetenschutz geschaffen. Wir haben mit diesem Gesetz Rechtssicherheit für Dienstgeber und Dienstnehmer geschaffen. Und wir haben ein Gesetz geschaffen, das auch den Anforderungen einer modernen Verwaltung gerecht wird. 

Daher ersuchen wir noch einmal um Zustimmung und werden diesem Gesetz auch zustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! Sie haben gerade vom Abg Meidlinger viele Detailfragen noch einmal beantwortet bekommen. Lassen Sie mich daher noch einmal auf das Grundsätzliche eingehen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ist es, glaube ich, sehr, sehr gut gelungen - viele haben über die Ausführlichkeit gesprochen, es ist ein sehr großer Wurf, und die SozialpartnerInnen haben über eine sehr, sehr lange Zeit in einer sehr bewährten Form miteinander verhandelt -, letztendlich einen Entwurf zustande zu bringen, der sowohl die Bedürfnisse, die Anliegen der Beschäftigten berücksichtigt als auch die Notwendigkeiten, die die Arbeitgeberin hier sieht. Aber natürlich findet in diesem Entwurf auch etwas Berücksichtigung, was von öffentlichem Interesse ist, nämlich dass diese Stadt so gut verwaltet wird, dass diese Stadt so funktioniert, wie sie funktioniert. 

Es gibt eine Vielzahl von Verbesserungen. Sie sind zum Teil von den Oppositionsparteien hier aufgezählt worden. Mir ist es an dieser Stelle auch noch ganz wichtig darzustellen, dass wir auch im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Familie ganz wesentliche Maßnahmen gesetzt haben, sodass wir eigentlich von einem Paket, von einem Katalog an Maßnahmen sprechen können, die die Vereinbarkeit neu regeln, die sie gut regeln und die zum Teil auch neue Maßnahmen, auch innovative Maßnahmen umfassen. Von der Mehrdienstleistung über die Teilzeitbeschäftigungen, über die aliquoten Urlaubsansprüche, über das Freiquartal bis hin zur Pflegefreistellung, die es nun auch stundenweise gibt - all das ist in diesem Paket vorhanden, und das ist, glaube ich, ein ganz tolles Paket für die weiblichen und männlichen Beschäftigten in dieser Stadt, die sozusagen Vereinbarungspflichten haben. 

Es wurde auch angemerkt, dass wir hier im Dienstrecht nach einem Prinzip des Gewährens vorgehen. Das möchte ich absolut zurückweisen. Es gibt kein Prinzip des Gewährens in unserem Dienstrecht. Was es aber schon gibt, das ist die Tatsache, dass es natürlich Maßnahmen gibt, wo es eine Abwägung braucht, wo man schauen muss: Geht das auch im Rahmen des Dienstes?, wie zum Beispiel beim Freijahr oder auch beim Karenzurlaub. Das ist aber auch keine Willkür des Arbeitgebers beziehungsweise der Arbeitgeberin, sondern da geht es um ein wesentliches Abwägen von Bedürfnissen, auf der einen Seite von solchen der ArbeitnehmerIn, aber auf der anderen Seite auch von Bedürfnissen der Arbeitgeberin, die ja dafür sorgen muss, dass der Dienst letztendlich aufrecht bleibt. 

Was mir auch noch wichtig ist, ist, dass die Bestimmungen der Arbeitszeit, die wir jetzt hier in diesem Entwurf vorfinden, letztendlich nichts anderes tun, als dass man eine Realität, eine tagtägliche Praxis in eine gesetzliche Maßnahme hineinformuliert. Das ist nichts Neues. Das sind unsere Erfahrungen und die Organisation einer modernen Verwaltung, die letztendlich hier dann auch entsprechend arbeitsrechtlich und rechtlich abgebildet werden.

Abg Meidlinger hat es schon erwähnt, wir haben, und darauf sind wir natürlich auch stolz, das beste Urlaubsrecht in dieser Stadt. Wir haben versucht, viele Praxiserfahrungen, die wir mit den verschiedenen Interessenorganisationen und auch mit den Dienststellen immer wiederum ausgetauscht haben, hier in diesen Entwurf zu gießen. Wir haben uns, was die Begutachtung und die Vorgangsweise insgesamt betrifft, sicher nichts vorzuwerfen. Es ist ein sehr, sehr breit diskutierter Entwurf. Er ist ein umfangreicher Entwurf, das stimmt, aber wir müssen jetzt auch nicht so tun, als würde es in dieser Stadt zwei Monate geben, in denen niemand irgendetwas arbeitet oder tut. Ganz im Gegenteil. Wir haben einen guten und einen regen Austausch gehabt, auch in der Begutachtungsphase. Wir sind ohne Zweifel auch stolz darauf, dass wir eigentlich von allen hier eine sehr, sehr positive Kritik mittransportiert bekommen haben in den einzelnen Begutachtungen.

Vielleicht auch noch ganz kurz zu dem Bereich der Behinderten. Das ist ein sehr sensibles Thema. Genau aus dem Grund haben wir auch darauf geschaut, dass in der Vollziehung das Einvernehmen mit der Bedienstetenvertretung hergestellt wird. Es ist auch darüber gesprochen worden, wie wir überhaupt dafür Sorge tragen können, dass Bedienstete in dieser Stadt länger im Dienst sein können, länger gesund sein können. Wir haben mit der MA 3 mit dem Active-Ageing-Programm natürlich genau bewusst in diese Richtung Maßnahmen gesetzt, mit denen wir präventiv versuchen, die Menschen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor allem gesund zu erhalten. Da gibt es einen ganzen Katalog von Maßnahmen, und ich bin auch zuversichtlich, dass wir das in den kommenden Statistiken sehr wohl merken werden, dass wir hier ganz bewusst und ganz intensiv Maßnahmen setzen. 

Das zieht sich letztendlich durch den gesamten Entwurf durch. Wir sind davon ausgegangen, dass wir hier ein modernes Recht abbilden möchten, aber auch ein Recht abbilden möchten, das eben den Bedürfnissen entspricht, aber auch die Praxis widerspiegelt. Das ist, glaube ich, sehr, sehr gut gelungen.

Ich möchte mich an dieser Stelle auch – wir haben oft über den Umfang gesprochen, lassen Sie es mich jetzt noch einmal tun – bei der MA 1 bedanken, denn hinter dem, was wir hier heute vorliegen haben, steckt natürlich sehr, sehr viel Arbeit.

Ich bitte alle um Zustimmung. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bevor wir zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage kommen, lasse ich die Abänderungsanträge der Grünen Fraktion abstimmen.

Der erste Abänderungsantrag betrifft die Arbeitsaufzeichnungen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist Zustimmung bei der FPÖ und bei den GRÜNEN. Damit ist das nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zum zweiten Abänderungsantrag betreffend Anerkennung von Mehrdienstleistungen. Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Grüne Fraktion und die FPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Somit ist dieser Antrag abgelehnt. –

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Dieses Gesetz ist, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der FPÖ, mehrheitlich in erster Lesung so angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP. Der erste Antrag betrifft die vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Wiener Beamtinnen und Beamten. Hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag beitritt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP, die Freiheitlichen und die GRÜNEN. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit abgelehnt. 

Der zweite Antrag betrifft ein neues Besoldungssystem. Hier wurde die Zuweisung an den Herrn Landeshauptmann sowie an die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. Wer der Zuweisung beitritt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit abgelehnt. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich sehe keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist in zweiter Lesung mit den Stimmen der SPÖ und der ÖVP mehrheitlich beschlossen. 

Freiheitliche auch? – Nein, nicht.

Wir kommen zur Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Vergabeschutzgesetz 2007 geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Als erste Rednerin hat sich Frau StRin Dr Vana zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Dr Monika Vana: Danke schön! Sehr geehrter Herr – es ist ja ein Wechsel erfolgt – Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die GRÜNEN lehnen die Novellierung des Wiener Vergaberechtsschutzgesetzes ab. Es liegen ja auch einige kritische Stellungnahme von Seiten des Vergabekontrollsenates selbst, aber auch von Seiten der Arbeiterkammer, der Magistratsabteilung 27 und der Magistratsabteilung 69 vor.

Wir finden einerseits, dass die Novellierung übereilt erfolgt. Die Begründung, die uns die SPÖ liefert, nämlich das Bundesvergabegesetz nachzuvollziehen, können wir inhaltlich nicht nachvollziehen. Die meisten inhaltlichen Punkte, die geregelt werden, sind im Bundesvergabegesetz gar nicht vorhanden, und auch die Umsetzung der entsprechend vorliegenden EU-Richtlinie hätte Zeit gehabt bis Ende nächsten Jahres. Auch die Begründung einer vorliegenden Evaluierung des Vergabekontrollsenates und des entsprechenden Gesetzes können wir nicht nachvollziehen. Die Inhalte dieser Evaluierung liegen uns nicht vor, und der Vergabekontrollsenat selbst war in diese Evaluierung überhaupt nicht einbezogen. Also welche Begründung Sie hier liefern, können wir nicht nachvollziehen, wir kennen nämlich die Ergebnisse nicht. Aber das wird vielleicht mein Nachredner, Kollege Harwanegg, dann ausführlich erläutern, hoffe ich, was hier die Ergebnisse der entsprechenden Evaluierung sind.

Die Hauptgründe für die Ablehnung der Novellierung des Vergaberechtsschutzgesetzes durch die GRÜNEN sind aber inhaltliche. Es handelt sich einerseits um die Ausweitung der Kompetenzen des Senatsvorsitzes, denen wir nicht zustimmen, der Hauptkritikpunkt ist aber, dass für die Mitglieder des Vergabekontrollsenates das Erfordernis eines Studienabschlusses neu eingeführt wird, und zwar eines rechtlichen, wirtschaftlichen oder technischen Studienabschlusses.

Es war bisher so, dass der § 3 Abs 2 des Landesvergabegesetzes geregelt hat, dass Voraussetzung für die Mitgliedschaft im Vergabekontrollsenat so genannte besondere Kenntnisse des Vergabewesens in rechtlicher, wirtschaftlicher und technischer Hinsicht waren. Wir finden auch diesen Vergabemix, nämlich aus rechtlicher, wirtschaftlicher und technischer Hinsicht sehr wichtig. Warum es jetzt zu einer Einschränkung der Qualifikation kommt, können wir nicht nachvollziehen. 

Bgm Häupl hat heute im Zuge einer Anfragebeantwortung gesagt, angestrebt wird eine höhere Qualität der jetzt schon hohen Qualität, wie er es genannt hat, des Vergabekontrollsenates, also die hohe Qualität soll weiter ausgebaut werden. Die GRÜNEN sehen das nicht so. Wir sehen das Erfordernis eines Studienabschlusses der Mitglieder, der eigentlich nicht unbedingt alles über eine fachliche Qualifikation aussagt, eher als Einschränkung der Qualität, weil fachkundige, engagierte und langjährige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen hier ausgeschlossen werden. Es ist fraglich, warum hier theoretisches Wissen über praktischem Wissen stehen soll. Es zeigt sich da die Praxisferne des Gesetzgebers, denn jetzt ist es eigentlich so, dass in der Regel B- oder C-Bedienstete in durchführender Funktion bei der Nachprüfung der Vergabeaufträge eingesetzt sind, und diese Praktiker und Praktikerinnen und ihre Erfahrung werden damit in Zukunft vom Vergabekontrollsenat ausgeschlossen. 

Das finden wir nicht richtig. Es gibt hier, wie ich schon sagte, auch entsprechende negative Stellungnahmen der Arbeiterkammer, der MA 27 und der MA 69. Wenn Sie uns Grünen schon nicht glauben, darf ich Ihnen diese kurz zur Kenntnis bringen. 

Die Arbeiterkammer spricht von einer überflüssigen Änderung, die in keiner Weise die fachliche Qualifikation der Mitarbeiter erhöht. 

Die MA 27 schreibt in ihrer Stellungnahme, dass das Erfordernis des Sachverstandes der Mitglieder einer Kontrollbehörde auf die von dieser zu beurteilten Sachverhalte abgestimmt zu sein hat. Und weiter dann: „Da die Prüfung der Vergabeakte häufig einfache Facharbeit und Handwerkstätigkeiten betreffen, ist zur Beurteilung dieser Leistungen der Abschluss eines Studiums meist nicht erforderlich. Der Ausschluss von Personen, die zwar keinen Studienabschluss, jedoch gute theoretische Kenntnisse und einen hohen Grad an anwendungs- und praxisorientierten Fachkenntnissen aufweisen können, könnte zudem kontraproduktiv sein." 

Mit dem gleichen Argument wird auch die geplante Fokussierung der Qualifikation auf ein abgeschlossenes Studium seitens der MA 69 nicht befürwortet, „da" – Zitat – „gerade im Vergabewesen großes Fachwissen nicht akademisch gebildeter Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen vorhanden ist, dessen man sich durch eine Zugangsbeschränkung nicht berauben sollte." 

Dem ist, glaube ich, nichts hinzuzufügen. Wir nehmen als Grüne zur Kenntnis, dass man zwar in Österreich offenbar Bundeskanzler werden kann ohne akademischen Abschluss, nicht aber Mitglied des Wiener Vergabekontrollsenats. Wir sehen in dieser Neuregelung eine Schwächung des Senats und damit auch eine Schwächung des Rechtsschutzes, und wir sind eigentlich erstaunt über diesen bildungselitären Ansatz der SPÖ in dieser Frage. Wir finden das falsch, praxisfern und eigentlich sehr abgehoben. 

Zusätzlich muss man noch kritisieren, dass Sie auch von dem Ziel der größeren Wirtschaftlichkeit, Kostensenkung und Effizienz sprechen. Von dem ist in der vorliegenden Novelle nichts zu sehen. Die Auswirkungen werden andere sein, denn alleine dadurch, dass praxisnahe Personen jetzt ausgeschlossen werden aus dem Vergabekontrollsenat, brauchen wir externe Sachverständigengutachten, die wiederum Geld kosten, Zeit kosten. Vorhandene Expertisen werden nicht genützt. Es kommt also zu einer Verlängerung der Verfahren, und das sehen wir nicht ein. 

Wir glauben, dass das Problem der SPÖ nicht in der mangelnden Qualifikation der Mitglieder des Vergabekontrollsenats liegt, sondern offenbar darin, kritische Mitglieder dieses Vergabekontrollsenats auszuschließen, und dafür sind die Grünen nicht zu haben. (Beifall bei den Grünen.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Abg Dr Ulm zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann mich zum ganz überwiegenden Teil den Worten meiner Vorrednerin, Frau StRin Vana, anschließen. Auch wir werden dieser Novelle nicht unsere Zustimmung geben, und ich darf die vier Hauptgründe, die für uns entscheidend sind, kurz benennen.

Der erste ist, dass in Hinkunft der Vorsitzende des Vergabekontrollsenats nicht mehr dem aktiven Richterstand angehören soll. In Zukunft soll also auch ein Richter, der sich im Ruhestand befindet, Vorsitzender des Senats sein können. Das halten wir nicht für ideal, das stellt für uns eine Rechtsschutzeinschränkung dar. Das Vertrauen der Bevölkerung und der rechtsuchenden Antragsteller in die Unabhängigkeit eines Organs ist sicherlich ein anderes, ob an der Spitze ein Richter im Aktivstand steht oder ein gewesener Richter. Die tatsächliche Unabhängigkeit, die tatsächliche Unanfechtbarkeit und auch das Erscheinungsbild ist einfach ein anderes. 

Ich weiß nicht, ob es sich hier um eine Lex Hellmich handeln soll. Ich halte es für möglich. Ich habe überhaupt nichts gegen den Vorsitzenden, im Gegenteil, er ist ein sehr sympathischer und versierter Mann, aber ich glaube nicht, dass man von den bisherigen Grundsätzen in dieser Frage abgehen sollte.

Punkt 2: Eben diesem Vorsitzenden, der in Hinkunft auch ein Richter im Ruhestand sein soll, werden mehr Rechte eingeräumt, zu Lasten des Kollegialorgans. Bei den einstweiligen Verfügungen, die im Vergabekontrollverfahren eine besonders wichtige Rolle spielen, war es bisher so, dass diese einstweiligen Verfügungen nur von einem Kollegialorgan getroffen werden konnten. In Zukunft kann das der Vorsitzende alleine, was für uns auch ein Rechtsschutzdefizit darstellt.

Punkt 3: Wir wurden als ÖVP bei Nachfragen zum VKS nicht gerade wirklich freundlich und zuvorkommend bedient. Wir haben eigentlich ganz einfache Fragen gestellt, und man hat sich mit mehr oder weniger eleganten juristischen Tricks um die Beantwortung der Fragen gedrückt. Das finden wir nicht in Ordnung, und das ist jetzt die passende Gelegenheit, diese Beispiele auch zu benennen. 

Und zwar ging es da in einer Anfrage, die wir an den Bürgermeister gerichtet haben, darum, dass wir die Kosten der Entschädigungen der Mitglieder des Wiener Vergabekontrollrechtssenats wissen wollten, und wir haben einfach keine Antwort darauf bekommen. 

Wir haben auch angefragt, wie viele Geschäftsfälle in den einzelnen Jahren verzeichnet wurden, und haben keine Antwort bekommen. 

Heute hat der Herr Bürgermeister in der Fragestunde gesagt, es gäbe im Jahr 85 Verfahren, von denen 34 zum Erfolg führen. Das sind in der Tat sehr wenig, wenn man weiß, wie viele Tausend Vergabeverfahren es gibt. Und es lässt sich jetzt natürlich auch ein anderer Schluss ziehen, nicht nur der, wie exzellent die Verfahren in dieser Stadt stattfinden, sondern auch der, dass man sich vielleicht gar nicht traut, den Vergabekontrollsenat anzurufen, weil man befürchtet, sowieso keine Chance zu haben. 

Man hat uns nicht gesagt, wie viele Geschäftsfälle in einer durchschnittlichen Sitzung des VKS behandelt werden, wie viele Sitzungen des Kontrollsenats stattfinden, wie hoch die Entschädigungen sind, wie die Personalausstattung des Vergabekontrollsenats aussieht, wie die Personalkosten der Vertragsbediensteten sind, wie lange die Bearbeitungsdauer eines durchschnittlichen Geschäftsfalles ist und manches Interessantes andere mehr. 

Begründet hat man die Verneinung der Beantwortung damit, dass der Vergabekontrollsenat ein eher im Landesbereich als im Gemeindebereich angesiedeltes Organ ist und dass die enthaltenen Fragen nicht eindeutig dem Gemeindebereich zugeordnet werden können. 

Was macht ein oppositioneller Gemeinderat in so einem Fall? Na ja, er richtet die gleiche Anfrage in der nächsten Landtagsitzung an den Landeshauptmann, nicht als Gemeinderat, sondern als Landtagsabgeordneter. Sollte ja funktionieren. Im Wesentlichen die gleichen Fragen, im Wesentlichen auch die gleiche Antwort, allerdings mit einem kleinen Unterschied in einem Satz, der lautet jetzt nämlich: Im vorliegenden Fall können die in der Anfrage enthaltenen einzelnen Fragen nicht eindeutig dem Landesbereich zugeordnet werden, weswegen wir wieder keine Antwort geben.

Und abschließend heißt es: „Auf den Punkt gebracht halte ich, der Landeshauptmann von Wien, daher abschließend fest, dass angesichts der nicht trennbaren Gemengelage ihres Inhaltes die in Rede stehende Anfrage vom Anfragerecht ausgenommen ist und einer inhaltlichen Beantwortung nicht zugeführt werden kann." (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)

Sehr geehrte Damen und Herren! So gehen Sie mit der Opposition um! Dann müssen Sie halt auch akzeptieren, dass Sie die Verantwortung dafür alleine tragen. Es wird Ihnen, wie ich Sie kenne, nicht schwerfallen, diese Gesetze alleine zu beschließen. (Beifall bei der ÖVP.)
Am Schluss darf ich noch einmal darauf hinweisen, dass es aus rechtsstaatlichen Überlegungen natürlich viel schöner wäre, als Vergabekontrolleinrichtung statt eines Vergabekontrollsenats den UVS zu implementieren. Das ist so üblich. Das Verwaltungshandeln in ganz Österreich soll grundsätzlich vom Unabhängigen Verwaltungssenat überprüft werden. Das ist auch in sieben Ländern so, nur in Salzburg und Wien nicht. Wir stellen wiederum einen Beschlussantrag, der folgendermaßen lautet: 

„Die zuständige Stadträtin möge dem Wiener Landtag einen Entwurf einer Novelle des Wiener Vergaberechtsschutzgesetzes vorlegen, der, bei gleichzeitig entsprechend zu erhöhender personeller Ausstattung des UVS, im Nachprüfungsverfahren des materiellen Vergaberechts künftig anstelle des Vergabekontrollsenats den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien als Kontrollinstanz vorsieht."

Sehr geehrte Damen und Herren! Probieren Sie es mit mehr Rechtsschutz und mit mehr Rechtsstaatlichkeit in dieser Stadt und stimmen Sie unserem Antrag zu! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Abg Harwanegg zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landesrätin! Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete!

Die vorliegende Novelle zum Wiener Vergaberechtsschutzgesetz, ein Thema, das ja schon erwähnt wurde, das heute auch in der Fragestunde hier angesprochen wurde und vom Bürgermeister in der Anfragebeantwortung schon sehr ausführlich behandelt wurde, ist ein Thema, das natürlich sehr weitgehend zu sehen ist, weil es hier in der Stadt und, wie jetzt auch vom Vorredner angesprochen, auch auf Landesebene rechtliche Bestimmungen gibt. 

Faktum ist, dass es auf Grund einer Bundesgesetznovelle, die speziell von der Vergabe von Aufträgen handelt, die Novelle 2006, notwendig war, auch das Wiener Vergaberechtsschutzgesetz entsprechend den bundesgesetzlichen Bestimmungen anzupassen. 

Die Frage der Schaffung eines weisungsfreien Organs, unter anderem auch zur Kontrolle der Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens, ist einer der wesentlichen Punkte gewesen, der selbstverständlich jetzt auch bei uns hier Eingang findet. 

In der Frage der Ergebnisse der Evaluierung des Wiener Vergaberechtsschutzgesetzes war es sehr wohl notwendig, einige Bestimmungen anzupassen. 

Nun aber ganz kurz zur bisherigen Tätigkeit des Vergabesenats, der ohnedies – diese Kritik jetzt hat mich daher etwas verwundert – nie in Frage gestellt wurde und an dem auch nie Kritik geübt wurde. Im Gegenteil. Wenn wir den Europäischen Gerichtshof hernehmen, so hat dieser die hohe Qualität der Entscheidungen unseres Vergabesenats durchaus immer sehr positiv gesehen, und auch die Prüfungen, die eben erforderlich waren, zum Beispiel von der MA 63 im Zusammenhang mit Vergaben, waren wirklich immer sehr positiv formuliert. Ich darf diesbezüglich an eine der letzten Akte im Kontrollausschuss erinnern.

Die Tätigkeiten – auch dieses Thema ist hier angesprochen worden – und die Anzahl der Geschäftsfälle, vor allem im technischen Dienststellenbereich, sind ja nicht ohne. Das sind über 1 000 Fälle, bei Wiener Wohnen 1 500, und beim Krankenanstaltenverbund auch 1 500, also rund 4 000 Fälle, die alleine aus dieser Materie hervorgehen; ohne Direktvergaben oder Rahmenverträge, die ja im Vergabewesen noch extra dazukommen. 

Die 85 angesprochenen Nachprüfungsverfahren, die zu 57 Prozent die angefochtenen Entscheidungen als Grundlage haben und bestätigt wurden, zeigen schon, dass hier eine hohe Qualität unseres Senats gegeben ist.

Nun zu den von mir schon angekündigten wesentlichen Punkten dieser Novelle: Die Frage der Wertsicherung der Pauschalgebühren, die Vereinheitlichung der gebührenrechtlichen Regelungen mit den bundesgesetzlichen Bestimmungen, die Schaffung der Möglichkeit, auch Personen außerhalb unseres Amtsbereiches in den Kontrollsenat einzuladen, die Einführung von Zeugengebühren – auch ein sehr positiver Punkt – und natürlich auch die Aufnahme einer Regelung für den Fall, dass Ausschreibungsunterlagen oder die Bekanntmachung keine oder unrichtige Angaben der Vergabekontrollbehörde enthalten sollten. Auch das, glaube ich, ist eine gute neue Formulierung in dieser Novelle.

Dazu kommt noch die Neuregelung der Änderung der Fristen, die notwendig ist, um den Fristenlauf bei Sonn- und Feiertagen hier neu zu regeln, ebenso die wichtige Fristsetzung, die hier jetzt in der Novelle ihren Niederschlag gefunden hat, nämlich die sechswöchige Entscheidungsfrist des Senates selbst und die Übernahme von bundesgesetzlich durchgeführten Korrekturen einzelner redaktioneller Fehler und Ungenauigkeiten, die hier auch repariert worden sind.

Geregelt wurde auch die Frage der Anrufung des VGH zum Beispiel oder auch die Übertragung der Zuständigkeit, über Anträge zur Erlassung einer einstweiligen Verfügung und in bestimmten Fällen über Kosten zu entscheiden, auf die Vorsitzenden; ein Punkt, der kritisiert wurde, der aber rechtlich, glaube ich, hier doch ganz gut gelöst wurde. 

Nicht angesprochen wurde – das ist auch im Zusammenhang mit der Aufgabenstellung des Senates zu sehen –, dass es sehr wohl sehr lange diskutiert wurde, den Senat von sieben auf fünf Personen zu reduzieren. In dem Zusammenhang, Monika, muss man sehr wohl darauf hinweisen, dass eben verschiedene Sozialpartner wie Arbeiterkammer oder Architektenkammer nicht mehr definitiv dem Senat angehört hätten, sondern nur in bestimmten Fällen herangezogen worden wären. Ich glaube, dass in diesem Fall dieser Kompromiss, der natürlich in den Konsequenzen und Ausweitungen dann andere Folgen hatte, wichtig gewesen ist für diese Sozialpartner selbst.

Natürlich bringt dieser Kompromiss einige Regelungen, die zu hinterfragen sind. Das ist von dir angesprochen worden und auch in den Stellungnahmen, aber ich glaube trotzdem, im Gesamtinteresse war es notwendig, hier einen Kompromiss einzugehen, um eben gewisse Nachteile für diese Sozialpartner aus der Welt zu schaffen. Ich gehe jetzt aber nicht auf die einzelnen Punkte ein, was das in der Konsequenz für diese zwei von mir genannten Sozialpartner bedeutet hätte. 

Faktum ist, wenn der vom Kollegen Dr Ulm angesprochene Unabhängige Verwaltungssenat hier Platz greift, wie von ihm gewünscht, dann hätte das schon Konsequenzen zur Folge. Es würde nämlich nicht ein Gremium mit Beamten unseres Hauses, Akademikern künftighin, und Sozialpartnern entscheiden, sondern da entscheidet dann ein Senat, der von uns als Verwaltung sehr weit entfernt ist, dem keine Experten angehören, weder aus den Kammern noch aus der Wirtschaft oder aus der Technik selbst. Deshalb glaube ich, dass diese Novelle in diesem Punkt sehr wohl im Sinne unseres Hauses ist.

Wenn also, auch das sei ergänzt, bei diesem Unabhängigen Verwaltungssenat Sachverständige notwendig wären, können sie herangezogen werden, aber das würde natürlich Kosten verursachen, und das ist auch ein Argument, warum wir einen solchen Schritt nicht gesetzt haben. 

Die Evaluierung hat natürlich stattgefunden, und es sind einige von mir ja bereits erwähnte Punkte in die Novelle aufgenommen worden. Ich glaube, dass im Großen und Ganzen sowohl im Stadtsenat als auch bei uns im Ausschuss sehr ausführlich auf einzelne Punkte und Paragraphen eingegangen wurde. 

Wenn die Kollegin StRin Monika Vana gemeint hat, die Rechte des Vorsitzenden seien zu umfassend, so ergibt sich das eben aus der klaren rechtlichen Regelung, die von den Juristen einfach als notwendig gesehen wurden. 

Die nichtakademischen Mitglieder, die hier bisher tätig waren, werden ja weiterhin beratend oder über die Magistratsabteilungen zur Verfügung stehen, und ich bin überzeugt davon, wenn Kenntnisse notwendig sind, dass die jeweils sehr wohl über den Verwaltungsweg selbst einfließen werden. 

Die Stellungnahmen der AK sind angesprochen worden, und es ist richtig, dass sie teilweise Punkte beinhalten, die jetzt keinen Niederschlag in der Novelle gefunden haben. Das gilt auch für die hausinternen Vorschläge. Aber noch einmal: Es ist ein Kompromiss, und bei einem Kompromiss ist es eben nicht möglich, alle Punkte und alle Wünsche zu erfüllen. 

Der Kollege Ulm hat im Gegensatz zum Ausschuss, wo noch keine Ablehnung vorgelegen ist, heute angekündigt, dass die ÖVP-Fraktion der Novelle nicht zustimmen wird, was uns etwas wundert, weil wir sowohl im Stadtsenat als auch im Ausschuss eigentlich schon der Ansicht waren, dass hier Wünsche berücksichtigt worden sind. 

Es sind schon die einzelnen Punkte zur Umsetzung angesprochen worden. Ich bin überzeugt – und so es ist ja auch geplant –, dass in weiterer Folge dann eine Novelle für nächstes Jahr geplant ist, weitere Anpassungen vorzunehmen oder auch Notwendigkeiten zu berücksichtigen. Ich bin davon überzeugt, dass mit dieser Novelle, die, wie gesagt, sehr ausführlich diskutiert wurde, ein weiterer Schritt in Richtung eines besseren Vergaberechtes gesetzt wurde. 

Ich darf als Mitglied des Kontrollausschusses, der ich diesem Gremium immerhin bald 15 Jahre angehöre, abschließend – weil das heute auch angesprochen wurde – sagen, dass sich hier schon einiges geändert hat gegenüber früheren Gegebenheiten. Wenn ich nur an die letzte Kontrollausschusssitzung vorige Woche denke und wenn ich die MA 7 hernehme mit den Richtlinien, mit dem Organisationshandbuch, so ist dies ein Punkt, der wesentlich zu einer besseren Qualität der Auftragsvergaben im Bereich der MA 7 geführt hat. 

Ich bitte daher um Zustimmung zu der gegenständlichen Gesetzesvorlage. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. – Bitte, Frau Stadträtin. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie schon ausgeführt wurde, ist auf Grund der Novelle des Bundesvergabegesetzes 2006 eine Vielzahl an Änderungen notwendig geworden. Im Detail hat Herr Abg Harwanegg diese ja ausgeführt. 

Was auch noch wichtig ist in dem Zusammenhang, ist, dass diese Änderungen wirklich in einem sehr konsensualen Verfahren zustande gekommen sind. Es hat mehrere Gesprächsrunden gegeben. Auch bei der Evaluierung war es so, dass es selbstverständlich Gespräche mit dem VKS selbst gegeben hat. 

Wir haben jetzt einen Katalog an Veränderungen vorliegen, der natürlich von einigen in den Stellungnahmen gut aufgenommen wurde, manche Kritikpunkte hat es gegeben, aber was hier nun eben vorliegt, ist ein Kompromiss. Ich denke mir, es ist ein sehr gangbarer Kompromiss, aber was mir an dieser Stelle auch noch wichtig erscheint, ist, dass ich noch einmal auf die Qualität der Arbeit im Vergabekontrollsenat hinweisen möchte. 

Es ist erwähnt worden, es gab 85 Nachprüfungs-
anträge, und da muss man eigentlich sagen, bei so einem großen Umfang von mehreren Tausend Verfahren ist das, denke ich mir, eine ganz hervorragende Leistung, eine tolle Qualität und die kommt nicht zuletzt auf Grund der Arbeit, der guten Arbeit der Mitglieder zustande, die sehr qualifiziert sind. Da steht natürlich nicht der Hochschulabschluss im Vordergrund, sondern da stehen spezielle Qualifikationen nicht nur in dem Bereich Recht im Vordergrund, sondern eben auch zum Beispiel im Bereich Technik, was ganz, ganz wichtig ist. 

Ich bin ein bisschen über den Vorschlag mit dem UVS verwundert. Wir können auch gerne noch einmal darüber diskutieren, aber Tatsache ist, dass wir gerade von der Wirtschaft signalisiert bekommen haben, dass es eine hohe Zufriedenheit mit der Arbeit des VKS gibt, und gerade auch von der Wirtschaft wurde verlangt, den Senat nicht zu verkleinern. 

Das ist auch so ein gutes Beispiel, wenn wir von Kompromiss reden. Die Verkleinerung des Senates ist eben nicht gekommen auf Grund der Gespräche und auch auf Grund der Stellungnahmen, die eingegangen sind im Zusammenhang mit der Begutachtung. 

Die Änderungen sind ausdiskutiert. Es sind eben kompromissvolle Lösungen und Änderungen, und ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, dies mit einem Zeichen mit der Hand zu signalisieren. – Ich darf die mehrstimmige Annahme mit den Stimmen der Sozialdemokratie und der Freiheitlichen Fraktion fürs Protokoll festhalten. 

Mir liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Abg Dr Wolfgang Ulm und Mag Barbara Feldmann vor betreffend Einrichtung des Unabhängigen Verwaltungssenats als Vergabekontrollinstanz. Wer diesen ÖVP-Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Dies ist mit den Stimmen der Volkspartei, der Freiheitlichen und der Grünen unterstützt, sohin in der Minderheit, daher abgelehnt. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich erblicke keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz nunmehr in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist mit den Stimmen der Freiheitlichen Partei und der Sozialdemokratie und damit mehrstimmig beschlossen. 

Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hohes Haus! Ich ersuche um Zustimmung. 

Präsident Heinz Hufnagl: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, dies mit der Hand zu signalisieren. – Ich darf die Einstimmigkeit festhalten. In erster Lesung somit einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen. – Ich erblicke keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, dies mit der Hand zu signalisieren. – Auch hier ist die Einstimmigkeit gegeben. 

Postnummer 5 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Errichtung eines Wiener Gesundheitsfonds, das so genannte Wiener Gesundheitsfondsgesetz, geändert wird. Auch hier ist die Berichterstatterin dazu Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es handelt sich hierbei um Veränderungen, die wir vornehmen auf Grund der neuen 15a-Vereinbarung über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens, und ich ersuche auch hier um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Vorgangsweise ein Einspruch erhoben? – Erblicke ich nicht. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Mag Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Präsident! 

Ich beginne gleich mit einer tatsächlichen Berichtigung. Ich bin nicht Magister, sondern bloß Doktor, aber wurscht. (Präsident Heinz Hufnagl: Das war eine Aufwertung!) Genau. Na ja, vielleicht habe ich noch einmal Zeit, auch ein Magisterium zu machen. 

Wir wollen diesem Gesetz gerne zustimmen. Ich bin die letzte Rednerin eines Sitzungsmarathons, und ich werde Sie jetzt nicht sehr lange noch weiter beanspruchen, aber ich möchte doch einige Anträge hier in diesem Zusammenhang einbringen und beziehe mich jetzt insbesondere auf die Möglichkeiten, die der Reform-Pool bietet, hier zwischen den Sektoren intra- und extramural Leistungen zu verschieben. Dieser Reform-Pool ist nicht in dem Ausmaß beansprucht, wie wir uns das wünschen würden. Wir glauben, es gäbe erheblich mehr Möglichkeiten, hier tätig zu werden. 

Noch ein kleiner Verweis auf die beiden Projekte, die wir immer wieder hier kritisiert haben: einerseits die Einbindung eines Kinderarztes ins AKH, andererseits die Einbindung einer allgemeinmedizinischen Ordination im SMZ-Ost. In Bezug auf das SMZ-Ost wissen wir aus den Sitzungen der Gesundheitsplattform – hier zitiere ich –, dass man überlegt, dieses Projekt wieder aufzulassen. Möglicherweise kann auf das Reform-Pool-Projekt verzichtet werden durch Organisationsveränderungen. 

Hinsichtlich des AKH haben wir auf Nachfrage erfahren, dass die Fallzahlen die kinderärztliche Ordination in der Ambulanz des AKH nicht rechtfertigen, dass man die Kostenreduktion, die sich hier ergeben soll, als fraglich betrachtet. 

Wenn man so die Reform-Pool-Projekte angeht und solche für mich in keiner Weise nachvollziehbare Projekte etabliert, dann muss man sich nicht wundern, wenn dieses gute Vorhaben im Ansatz stecken bleibt und wir diese Leistungsverschiebungen nicht erreichen können.

Ich möchte also heute in dem Zusammenhang einen Antrag einbringen für ein Reform-Pool-Projekt. Ich kann selber keines beantragen in der Plattform, aber ich möchte anregen, hier die Situation der Hospizversorgung zu berücksichtigen. Ich habe auch in meiner Rede zum Budget darüber gesprochen, dass es eigentlich sehr schwer nachzuvollziehen ist für Menschen, die Angehörige haben oder gar selbst betroffen sind und sich mit der Frage der palliativ-medizinischen Versorgung und Hospizunterbringung zu beschäftigen haben. Es ist schwer zu vermitteln in so einer Situation, dass man, wenn man sich für einige Zeit in einem Hospiz unterbringen lassen möchte oder jemand unterbringen möchte, die Leistungen aus dem Sozialbereich beansprucht, während man auf einer Palliativstation ganz klar in der Sozialversicherung die Kostenabdeckung hat, und dass es hohe Selbstbehalte gibt, wenn man in einem Hospiz Aufnahme findet. Das ist für Menschen in dieser Situation sicher schwer zu verstehen, denn es handelt sich im Prinzip um ein und dieselbe Zielgruppe. 

Dass es da eigentlich Handlungsbedarf gibt, haben schon die Landessozialreferenten in ihrer Konferenz am 12. Mai 2006 erkannt – die Frau Landesrätin ist ja in ihrer Doppelzuständigkeit hier auch eingebunden –, und man hat hier den Standpunkt vertreten – ich zitiere: „dass die Hospizversorgung primär über das Gesundheitssystem, zum Beispiel Reform-Pool, abgewickelt werden soll. Dies wäre nicht zuletzt im Interesse der betroffenen Personen und deren Angehörigen." 

Wir können das nur unterstreichen, und wir meinen, man könnte eine Finanzierung eines stationären Wiener Hospizes aus den Mitteln des Gesundheitsfonds sicherstellen. Das wäre ein Reform-Pool-Projekt, das viel an Vereinfachung und viel Klarheit für die betroffenen Patienten und Patientinnen und ihre Angehörigen bringen würde. 

Wir hoffen, dass dieser Antrag Ihre Zustimmung findet, und wollen die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss.

Der zweite Antrag, den ich hier einbringen möchte, bezieht sich auf das Regierungsübereinkommen im Gesundheitsbereich. Wir vermissen in dem Zusammenhang von den beiden Regierungspartnern ein ausreichendes Bekenntnis zu nachhaltigen Reformen im Gesundheitswesen, die nicht nur den GRÜNEN, sondern vielen Experten und Expertinnen auf der Seele brennen. Diese Anstrengungen werden im Regierungsübereinkommen nicht gespiegelt. Man hat sich nicht dazu durchringen können, die zersplitterten Kompetenzen zu fokussieren, man entscheidet sich nicht für einen Stopp der Selbstbehalte, und man kann sich nicht dazu durchringen, die große Bandbreite der Krankenkassen für unser kleines Land zusammenzulegen. 

Wir glauben, es ist hier Handlungsbedarf, insbesondere auch, was den Abbau der zahllosen Akutbetten in Österreich betrifft. Ich verweise auf die jüngste Statistik der OECD, die die jährlichen Spitalsentlassungen pro 1 000 Einwohner für die OECD-Staaten auflistet, und da liegt Österreich mit Frankreich mit Abstand an der Spitze. Das ist massiv geballt, da sind wir also ganz weit ausgerissen. Würden wir uns an vergleichbare Länder anpassen, könnte man um ein Drittel reduzieren. 

So etwas geht ohnehin nicht von heute auf morgen, aber man nimmt leider nicht die Gelegenheit wahr, ernstlich Vorhaben zu planen und sich vielleicht auch zu streiten mit den Ländern, mit der Ärztekammer, mit Spitalserhaltern und, und, und. 

Wir meinen, dass auch dem Land Wien hier eine große Verantwortung zukommt, weil Strukturprobleme unter anderem auch durch den stationären Bereich vorgegeben sind, und ich stelle daher einen Beschlussantrag: 

„Der Landtag möge in dieser Legislaturperiode einwirken, dass die künftige Regierung die notwendigen Schritte auf Bundes- und Landesebene für eine nachhaltige Reform setzt und dass das Land Wien“ – ich sage das jetzt alltagssprachlich – „auch seine Hausaufgaben hinsichtlich der Strukturprobleme erledigt und die Strukturprobleme mittelfristig beseitigt. 

Ich ersuche in diesem Zusammenhang um sofortige Abstimmung des Antrages.“ 

Der allerletzte Antrag knüpft an die Debatte, die wir heute morgen zum Thema Korruption geführt haben. Ich werde es daher nicht noch einmal ausführen. Wir haben darüber schon gesprochen. 

Vielleicht noch eine einzige Bemerkung zu Ihnen, Frau Stadträtin. Sie haben hinsichtlich der Placebo-Studie im AKH gemeint, für schwerstkranke Menschen, wie zum Beispiel depressive Menschen, wäre das ethisch nicht gerechtfertigt. Da kann man sich meiner Meinung nach nicht darauf verlassen, dass man das ohnehin in die Hände der Ärzte der Medizinischen Universität gibt. Sie sind ja als Stadträtin zuständig für die ausgezeichnete und gute Betreuung, auch im Zentralkrankenhaus AKH. 

Also wir sollten schon hinschauen, ob hier, was die Studien betrifft, die Kriterien eingehalten werden. Insbesondere soll es uns auch wichtig sein, dass die Ethikkommission – und das ist jetzt Teil meines Antrages – in den Krankenanstalten ihre Aufgabe unter Beachtung der entsprechenden Guideline durchführt und sich sozusagen dafür stark macht, dass Versuchspersonen für neue medizinische Methoden jedenfalls den notwendigen Schutz erhalten. Weiters soll die Ethikkommission darauf achten, dass man diesem Guideline auch gerecht wird.

Im Übrigen fordere ich in diesem Antrag auch, dass man rechtlich alle Anstrengungen unternimmt, um allfällige unzulässige Interessenverflechtungen zwischen Pharmaindustrie und Medizin kritisch anzuschauen und abzustellen.

Ich ersuche hinsichtlich dieses Antrages um sofortige Abstimmung. – Danke schön. Das war mein Schlusswort. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Meine Damen und Herren!

Die drei Anträge der GRÜNEN sind leider nicht ausreichend unterstützt. Ich möchte daher formell die Unterstützungsfrage stellen.

Wer den Antrag der Abg Dr Pilz und Dipl-Ing Margulies bezüglich „Stationäres Hospiz" unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Das ist ausreichend. Danke schön.

Gleiches gilt für den Antrag bezüglich Initiative des Landes Wien für eine umfassende Gesundheitsreform. Auch hier frage ich, wer diesen Antrag unterstützt? – Danke schön.

Schlussendlich Maßnahmen zur Bekämpfung von Korruption im Wiener Gesundheitswesen. Auch hier muss ich die Unterstützungsfrage stellen. – 

Sohin sind alle drei Anträge ausreichend unterstützt und werden in die Verhandlungen eingebunden.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. Ich erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. Bitte, Frau Stadträtin. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich freue mich, dass wir die Gesetzesnovelle offensichtlich einstimmig beschließen werden.

Zu den drei Anträgen ein paar wenige Worte: Bezüglich des stationären Hospizes haben Sie hier einen Standpunkt der Landessozialreferentinnen-Konferenz zitiert. Ich bin auch dafür, dass diesem Antrag zugestimmt wird. Ich sage nur gleich, dass derzeit die Situation so ist, dass die Krankenkassen – und zwar insgesamt, nicht nur die Wiener Gebietskrankenkasse – der Meinung sind, dass das ein Thema ist, das sie nicht betrifft. 

Daher: Ein Reform-Pool-Projekt kann nur ein solches sein, das von beiden Partnern unterstützt wird. Ich werde das aber noch einmal entsprechend überprüfen lassen und eine Antwort geben, weil ich es natürlich für sinnvoll hielte und weil es eine Frage auch im Schnittbereich ist und daher meines Erachtens auch von beiden Bereichen finanziert werden sollte, sowohl aus ASVG-Leistungen als auch dem Gesundheitswesen.

Zum zweiten Antrag bezüglich der umfassenden Gesundheitsreform. Da ist die Realität die, dass es eine gültige 15a-Vereinbarung gibt, einen Staatsvertrag zwischen allen Bundesländern und dem Bund, der 2008 mit allen Ländern geschlossen wurde – ich glaube, hier auch mehrheitlich oder sogar einstimmig angenommen worden ist – und auch am Finanzausgleich hängt. Diese 15a-Vereinbarung gilt bis 2013, und da sind ganz klare Vorgaben drinnen, welche Vorbereitungen zu treffen sind für die nächste 15a-Verhandlung und -Vereinbarung, insbesondere auch hinsichtlich der Frage des ambulanten Leistungskataloges, was zum Ziel hat, dass klarer ist, welche Leistungen im extramuralen und welche im intramuralen Bereich zu erbringen sind und wo hier auch Schnittstellen und Verbindungsstellen gemacht werden. 

Wenn Sie in das Regierungsübereinkommen die Formulierungen und Textierungen der 15a-Vereinbarung miteinbeziehen, dann ist das alles andere als substanzlos, denn neben den vielen Dingen, die richtungweisend in der Regierungsvereinbarung drinnen stehen, geht es ja darum, genau hier weiterzuarbeiten. 

Wenn Sie hier weiters auch eine umfassende Spitalsreform fordern, dann können Sie die, glaube ich, vor allem fordern in Richtung der Bundesländer. Mit dem – und Sie sind ja voll darüber informiert –, was wir an Spitalsentwicklungsplan für die nächsten Jahre haben, sollten sich, würde ich einmal meinen, Kittsee und Hainburg beschäftigen und auch Bad Aussee mit 350 Operationen im Jahr. 

Ich glaube, dass wir hier sehr, sehr gut unterwegs sind, und denke, dass die Umsetzung der 15a-Verein-
barung eine hinreichende Determinierung ist. Ich schlage daher vor, diesem Antrag nicht zuzustimmen. 

Zum dritten Antrag, den Sie eingebracht haben, Frau Kollegin Pilz. Das ist wieder das Motto, Kollegin Pilz spricht, und was ist das Erste oder zumindest das Dritte in dem Fall, was sie tut? Menschen das Wort im Mund umzudrehen. Denn ich habe nicht gesagt, ich bin nicht für das AKH und für genau gar nichts verantwortlich, sondern ich habe gesagt, wenn Sie zu einer Ärztin oder einem Arzt des AKH eine Frage haben und zu Dingen, die der tut oder nicht tut, dann können Sie mir die Frage stellen. Ich kann diese Frage aber nicht beantworten, weil diese MitarbeiterInnen, die ärztlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter MitarbeiterInnen der MUW sind und damit in der Verantwortung des Herrn Rektors beziehungsweise in der politischen Verantwortung des Herrn Dr Hahn liegen. Ich habe daher angeraten, wenn Sie zu konkreten Ärztinnen und Ärzten Fragen haben, sagen Sie das bitte dem Kollegen Grünewald, der dann im Parlament eine Frage an den Herrn Minister Hahn stellen möge. Nicht mehr und nicht weniger habe ich gesagt. 

Aber ich freue mich sehr, dass das gar nicht zynisch war hier in Ihrer Aussage, dass Sie gesagt haben, dass die Versorgung im Wiener AKH vorbildlich und hervorragend ist. Ich glaube, das waren nicht die Worte, aber wir können es dann im Wortprotokoll nachschauen. Es waren positive Worte, die Sie dafür gefunden haben. Das ist auch gut und richtig so. 

Ich glaube, ich habe heute umfassend geantwortet, was das Thema Vermeidung von Korruption betrifft und dass wir in diesem Bereich im Krankenanstaltenverbund, wo wir Verantwortung tragen, sehr viel tun. Sie wissen auch, dass es die Ethikkommissionen gibt, in deren Verantwortung es auch liegt, Studien zu bewilligen oder eben nicht zu bewilligen. Daher kann ich diesem Antrag nicht nähertreten. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist somit einstimmig angenommen.

Mir liegen die drei schon erwähnten Beschluss- und Resolutionsanträge der Grünen Fraktion vor. Ich bitte den Antrag „Stationäres Hospiz" Ihrer Beurteilung zuzuführen. Wer diesem Antrag, für den in formeller Hinsicht die Zuweisung an die Frau Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales verlangt wird, zustimmt, möge ein Zeichen mit der Hand geben. – Dies ist sohin einstimmig angenommen.

Der nächste Antrag betrifft die Initiative des Landes Wien für eine umfassende Gesundheitsreform. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich ebenfalls um ein Handzeichen. – Dies ist von der Freiheitlichen und der Grünen Fraktion unterstützt. Das ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Der dritte Antrag betrifft Maßnahmen zur Bekämpfung von Korruption im Wiener Gesundheitswesen. In formeller Hinsicht wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Dies ist von der Volkspartei und der antragstellenden Grünen Fraktion unterstützt. Das ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung des Gesetzes vornehmen lassen. – Ich erblicke keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die 

diesem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, dies mit der Hand zu signalisieren. – Ich darf auch hier die einstimmige Annahme und Beschlussfassung festhalten.

Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung geändert wird. Berichterstatterin dazu ist Frau Amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Gesetz.

Präsident Heinz Hufnagl: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, eine entsprechende Signalgebung mit der Hand vorzunehmen. – Dieses Gesetz ist einstimmig beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung des Gesetzes vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die diesem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Auch die zweite Lesung ist sohin einstimmig vollzogen und das Gesetz damit einstimmig beschlossen.

Die Tagesordnung der heutigen Sitzung ist erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden wir auf schriftlichem Weg bekannt geben. 

Da wir die Freude haben, am Dienstag ein überraschendes Tête-à-tête zu feiern – dann in der Funktion des Wiener Gemeinderates –, kann ich Ihnen nur ein schönes Wochenende und eine geglückte Einstimmung in den Advent wünschen. Schönen Tag! Auf Wiedersehen!

(Schluss um 12.57 Uhr.)

